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„VA BANQUE“? 


von RigolfHennig 


Die USA setzen sich derzeit, flankiert von 
ihren westeuropäischen Hilfswilligen, mit 
aller Macht in Zentralasien fest. 

Rußland und China scheinen dies zu dul- 
den. 


Spielt Putin „va banque“? 


Bislang schon 
(abgesehen 
von den be- 
weglichen 
Seestreitkräf- 
ten) auf zahl- 
reiche Militär- 
einrichtungen - 
vornehmlich 
Luftstreitkräf- 
ten - in Saudi- 
Arabien und in 
der Türkei ge- 
stützt und - 
was weniger 
bekannt ist - im Nordirak umfangreich ver- 
bunkert, haben sich die USA im Zuge ihres 
Überfalls auf Afghanistan nun in Zentral- 
asien einnisten können. 


Rußlands Präsident 
wladimir Putin 


Zentralasien als US-amerikanische 
Drehscheibe 


Gegenwärtig findet der Großaufmarsch der 
sechsten US-amerikanischen Flotte auf 
dem Schwarzen Meer statt. 


Zuvor schon hatten sie, von ihren zentral- 
europäischen Stützpunkten vornehmlich in 
der BRD ausgehend, den Balkan als 
Sprungbrett nach Zentralasien eingerichtet 
mit dem größten Militärflughafen Europas 
im Amselfeld. 


Es betrifft dieses Einnisten nicht nur Af- 
ghanistan selbst, sondern zunehmend die 
Staaten der kaspischen Senke, zumal die 
ehemaligen Sowjetsatelliten Tatschikistan, 
Turkmenistan, Usbekistan und demnächst 


weitere, vornehmlich mit Luftstützpunkten, 
nicht zu vergessen Pakistan als - neben der 
Türkei - wesentliche Ausgangsbasis für die 
US-amerikanische Erschließung Inner- 
asiens. 


Wird dann - voraussichtlich im Septem- 
ber - der Irak erneut Opfer eines US- 
amerikanischen Überfalls, dann schließt 
sich die Zange um den Iran. 


Inzwischen nisten sich die US-Amerikaner 
unter dem Vorwand der Verfolgung geflo- 
hener Al Quaida-Kämpfer bereits in Geor- 
gien ein mit Unterstützung ausgerechnet 
des Herrn Eduard Schewardnadse 
als amtierendem Präsidenten, der als Au- 
ßenminister der UdSSR maßgeblich an de- 
ren Abwicklung beteiligt war. 


Die Einkreisung Rußlands 


Daß sich Rußland angesichts dieser immer 
enger werdenden Einkreisung immer noch 
abwartend verhält, ist aus der Sorge um die 
benachbarte, aufständische Provinz Tsche- 
tschenien allein nicht zu erklären. 

Zwar könnte den islamistischen Unter- 
grundkämpfern dort befristet der Nach- 
schub abgeschnitten werden, doch für wel- 
chen Preis? 


Hier stellt sich, einstweilen noch unter- 
schwellig, die Frage: wem dient Putin 
wirklich? 


Hat er sich tatsächlich von den „Paten“ lö- 
sen können oder ist deren Verfolgung nur 
Vorwand? 


Schließlich war er mit deren Hilfe Präsi- 
dent der Russischen Föderation geworden 
und sein Hintergrund waren und blieben 
die Geheimdienste. 


Fragen um Putin 
Wie aus gut unterrichteten Kreisen verlau- 


Fortsetzung auf Seite 2 


THEODOR KÖRNER 


Y am 23. September 1791, gefallen als 
LÜTZOWER JÄGER im Befreiungskrieg 
1813 - 1815. 

Körner ist als Dichter vor allem bekannt 
für seine  vaterländisch-schwungvollen 
Kriegs- und Freiheitslieder. 


Der Befreiungskrieg. auch Freiheitskrieg 
genannt, galt der deutschen Freiheit und 
Einheit. 


Die deutsche Erhebung erfolgte unter 
preußischer Führung und unter österreichi- 
scher wie russischer Mitwirkung gegen 
Napoleon I., der Pläne zur Ergreifung der 
Weltherrschaft hegte. 


Entscheidend für den Sieg über Napoleon 
war die in der „Konvention von Taurog- 
gen“ am 30. Dezember 1812 vereinbarte 
preußisch-russische Waffenbrüderschaft. 


Da uns heute erneut eine Weltmacht mit 
„Weltherrschaft“ („One World“) überzie- 
hen möchte, gilt Theodor Körners mutiges 
Vorbild mehr denn je. 


Er sei unserer Bewunderung und Vereh- 
rung sicher. 


Abonnieren Sie Der Preußel 


_ Empfehlen Sie diese Zeitung 


auch Freunden und Bekannten! 
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tet, ist es russischen Finanzkreisen gelun- 
gen, rund die Hälfte der griechischen Ban- 
ken aufzukaufen, wodurch Rußland auf 
diesem Wege Zugang zur EU erhält. Die 
Aufnahme in die EU verdankt Griechen- 
land, welches die Bedingungen noch weni- 
ger erfüllt als die BRD, nach gleichen 
Quellen Bundeskanzler Schröder. 


Ist von dorther der vertraute Umgang zwi- 
schen Putin und Schröder zu erklären oder 
doch aus dem Umstand, daß Putin während 
seiner deutschen KGB-Zeit nach öffentli- 
cher Aussage des ehemaligen ZDF- 
Moderators Gerhard Löwenthal der Füh- 
rungsoffizier des einstigen Juso- und späte- 
ren niedersächsischen Landeschefs war? 


Es wäre vor diesem Hintergrund nicht ver- 
wunderlich, wenn Nordostpreußen, wel- 
ches die Russen als „Oblast Kaliningrad“ 
besetzt halten, nun für diese als weiteres 
Verbindungsglied zur EU vorgesehen ist. 


Inzwischen bläst Putin ob seinem gegen- 
über dem US-Imperialismus auffällig nach- 
giebigen Verhalten der innenpolitische 
Wind hart ins Gesicht. Veteranen und die 
Junge Rechte Rußlands, die öffentliche 
Meinung, Parteien und zahlreiche Verbän- 
de werfen ihm Verrat vor. 


Gleichzeitig zählt der amtierende US- 
amerikanische Kriegspräsident Bush Il 
nach Angaben der „Los Angeles Times“ 
vom 9. März neben dem Irak, Iran, Syrien 
Nordkorea und China auch Rußland zur 
„Achse des Bösen“. 


Die Achse des Bösen 


Nach der einseitigen Kündigung des Rake- 
tensperrvertrages verkündet er nun mit bei- 
spielloser Überheblichkeit das „Recht“ der 
USA zum Einsatz weltweit geächteter 
Waffen, Atomwaffen inbegriffen. 


Wenn nun auch noch das noch immer rus- 
sisch verwaltete Nordostpreußen, der 
„Oblast Kaliningrad“, in der einen oder an- 
deren Weise Teil der EU werden sollte, 
dann fällt, da ja die EU über „AGENDA 
2000“ mit der NATO eine untrennbare 
Einheit bildet, der wichtigste geostrategi- 
sche Eckpunkt Rußlands, der das Riesen- 
land an der gefährlichen Nahtstelle zum 
„Westen“ im Baltikum abschirmt - und der 
Kreis schließt sich. 


Schon die schiere Mitgliedschaft in der EU 
würde dem Königsberger Gebiet die multi- 
kulturelle Verwahrlosung bescheren, ver- 
bunden mit der von Brüssel im Wege der 
Wirtschaft ausgeübten Diktatur vornehm- 
lich im kulturellen, rechtlichen und gesell- 
schaftlichen Bereich, also gerade dort, wo 
der Stolz Rußlands am empfindlichsten 
verletzt würde. 


Über „Agenda 2000“ wäre aber der Anfang 
vom Ende der Unabhängigkeit Rußlands 
eingeleitet. 


Die Entmachtung Rußlands im Wege 
Königsbergs? 


In der Woche vom 11. bis zum 15. März 
fand die entscheidende, mit dem russischen 
Ministerpräsidenten Michail Kassia- 
now, EU-Außenkommissar Chris Pat- 
ton und dem russischen Außenminister 
Igor Iwanow hochrangig besetzte Ta- 
gung über Königsberg im Rahmen der 11. 
Tagung des Ostseerates im ostpreußischen 
Rauschen statt - ohne daß bislang Näheres 
über das Ergebnis bekanntgeworden wäre. 


Immerhin sprach Kassianow in seiner Er- 
öffnunsrede als Sensation eine Sonderrege- 
lung für die Bewohner des Königsberger 
Gebietes an. 


Dies bedeutet nichts anderes, als daß Ruß- 
land das Königsberger Gebiet der EU öff- 
nen will in der Hoffnung, sich die NATO 
hierbei von Halse halten zu können - was 
der Quadratur des Kreises gleichkäme. Vor 
allem aber bedeutet dies, daß Rußland 
drum und dran ist, den internationalen 
Drahtziehern, die EU und NATO in Hän- 
den halten, in die Falle zu gehen. 


Gleichwohl wäre es zu früh, bereits von ei- 
ner Entscheidung zu Lasten Rußlands zu 
sprechen. Die Russen sind gewiefte 
Schachspieler und Putin ist im Zweifel ei- 
ner der besten. 


Im gegenwärtig gegebenen Kräfteverhält- 
nis bleibt ihm keine andere Wahl, als auf 
Zeit zu spielen und da- ; vr 


bei alle Vorteile zu RR ee 
wahren, die sich bieten. MP SRAEBEPER 
Der Zusammenbruch | TO er 
der Sowjetunion um * Kar: ‚us 


1989 und die nachfol- 
genden Jahre unter Jel- 
zin zeitigten für Ruß- 
land Folgen wie ein 
verlorener Krieg mit & 
Verlust des größten 
Teiles an technischem 
Wissen, militärischem 
Können und selbst an 
Rohstoffen einschließ- 
lich eines erschreckend 
großen Teiles der russi- 
schen Führungsauslese 
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samt Nachwuchs zu- 
gunsten vornehmlich 
der USA. 


Rußlands Spiel auf Zeit 


Diese Verluste sind nicht von heute auf 
morgen wettzumachen. Einer unmittelba- 
ren Kraftprobe mit der „letzten, verbliebe- 
nen Weltmacht“ USA wird Rußland, so- 
lange wie möglich, ausweichen. 


Was bleibt, ist, sich gewisse Anteile aus 
dem Ölgeschäft in Zentralasien zu sichern, 
sich den hauseigenen islamischen Funda- 
mentalismus niederhalten zu lassen und 
derweilen an der „Wiedergeburt“ Rußlands 
zu arbeiten. 


Inwieweit sich Putin die Überlegungen sei- 
nes außenpolitischen Beraters Michail 
Margelow zueigen macht, denen zu- 
folge „die Amerikaner die russische Süd- 
grenze verteidigen“ und dort Aufgaben er- 
füllen, an denen die Sowjetunion geschei- 
tert war, wird sich zeigen. 


Zwar ist der russische Hintergedanke, auch 
die USA könnten in Afghanistan scheitern, 
unverkennbar, aber größer ist für Rußland 
die Gefahr, vom Regen in die Traufe zu ge- 
raten und überhaupt ausgespielt zu werden. 


Vom Regen in die Traufe 


Da Rußland keinerlei Gewähr hat, ob und 
wann die USA ihren Vorteil gegenüber 
Rußland voll ausspielen, ist die Hinnahme 
der fortschreitenden Einkreisung Rußlands 
und vor allem des Militäraufmarsches der 
USA in Zentralasien, mithin im Rücken 
Rußlands, ein gefährliches „va banque“- 
Spiel. 


Es könnte dieses Spiel für Rußland tödlich 
enden. 


Wo ist Rußlands Schmerzgrenze? Wann 
kommt der Augenblick, wo Rußland han- 
deln muß? Wird Königsberg zum Wende- 
punkt? 


Wo ist Rußlands Schmerzgrenze? 
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Im Jahre 1976 errichtete die UdSSR einen Gedenkstein auf dem Gelände 
der Poscheruner Mühle mit der Inschrift: „Hier unterzeichneten in der 
ehemaligen Poscheruner Mühle am 30. Dezember 1812 der General- 
leutnant des Königreiches Preußen G[raf] Yorck und der russische Ge- 
neralmajor Diebitsch die Konvention von Tauroggen über das gemein- 
same Handeln gegen die Armee des französischen Kaisers Napoleon. “ 


(Foto: Göbler /993. Cheruscia-Dresden) 


Das überraschend weitgehende Zurückwei- 
chen Putins gibt nur Sinn, wenn er zuvor 
mit China eine Rückversicherung abge- 
schlossen hat. 


China befindet sich in der gleichen Lage 
wie Rußland. 
Fortsetzung auf Seite 3 
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SELBSTBESTIMMUNG FÜR PALÄSTINA 


hh. 


Angesichts der „ethnischen Säuberung‘“, 
die Israel gegenwärtig am Volk der Palä- 
stinenser vollstreckt mit dem Ziel der 
Volksvernichtung ist es für die Palästinen- 
ser hoch an der Zeit, einen eigenen Palästi- 
nenserstaat zu gründen auf der Grundlage 
des Selbstbestimmungsrechtes der Völker. 


Völkerrechtlich sind die Palästinenser die 
Eigentümer und Herren ihres Landes und 
die Israelis die Eindringlinge und Landräu- 
ber. 


Es kann nicht Sache der Palästinenser sein, 
daß die Juden in ihrer Geschichte nie wirk- 
lich sesshaft waren, schon gar nicht dürfen 
diese Opfer eines Glaubenswahnes (Sab- 
bat) eines völlig fremden Volkes werden. 


Der Freiheitskampf der Palästinenser ist 


| Jedes Volk hat das Recht auf Selbst- | 


' bestimmung. | 
Die Großmächte haben dieses Recht | 
in der Charta der Vereinten Nationen | 
ausdrücklich anerkannt. Jedes Volk | 
hat darum das Recht auf Widerstand | 
gegen jede Fremdherrschaft. Kein 
Volk kann auf die Dauer unterdrückt 
werden, wenn es vom Willen zur Frei- | 
heit beseelt ist und den Widerstands- | 
kampf mit allen rechtmäßig zu Ge- 
bote stehenden Mitteln führt. | 


| aus "Zivilverteidigung“ 


- Schrift des schweizerischen Unter- 
offiziersverbandes - | 


a ss sy. | 


ein mitreißendes Beispiel völkischen 
Selbsterhaltungswillens, ein Fanal für alle 
unterdrückten Völker. 


Mit dem Schicksal des deutschen Volkes 
ergeben sich zahlreiche Übereinstimmun- 
gen. 


Während dessen Staatsgebiet 1945 mehr- 
fach zerrissen - und weit über ein Drittel 
dieses Gebietes schlicht geraubt - wurde 
unter Vertreibung und Ausmordung der 
angestammten, deutschen Bevölkerung, er- 
litt Palästina seit 1940 die zunehmende Be- 
setzung seines Staatsgebietes durch Juden 
aus aller Welt. Die dann dort den Staat „Is- 
rael“ ausriefen, gleichfalls unter Ausmor- 
dung ganzer Landstriche und Vertreibung 
der angestammten Bevölkerung unter 
erbärmlichen Bedingungen. 


Anders als die Deutschen wehren sich die 
Palästinenser gegen den anhaltenden Ver- 
folgungsdruck. 


Mit dem Rücken zur Wand, praktisch ohne 
Mittel, beweisen sie einen Heldenmut, der 
die einen beschämen muß, die anderen aber 
begeistern kann. 

Erinnerungen an die Freicorps und den 
Südtiroler Freiheitskampf werden wach 
und - hie wie dort - der Wunsch nach der 
Einheit von Volk und Staat in freier 
Selbstbestimmung. 


Selbstständigkeit Palästinas 
Selbstbestimmung Nordirlands | 


und 


Die Entscheidung der internationalen | 
Staatengemeinschaft, die Gründung ei- | 
nes Palästinenserstaates zu befürwor- 
ten und voranzutreiben wird von der 
Union für Südtirol begrüft. Die 
Selbstbestimmung erweist sich als ein- | 
zig geeignetes Mittel, um die Eskalati- | 
on von Gewalt und ewigem Unfrieden 
zu beenden. Ebenso positiv äußert sich 
die Union zum Vorschlag des Präsiden- 
ten der „Ulster Unionist Party", Mr. | 
David Trimble, in Nordirland darüber | 
abstimmen zu lassen, ob es weiterhin | 


zu England gehören oder ob es der Re- 


publik Irland angegliedert werden soll. 


Das Volk der Palästiner kann sich des be- 
sonderen Verständnisses des deutschen 
Volkes sicher sein. 

Besonders die Vertriebenen, die sich im 
„Freistaat Preußen“ eine neue, politische 
Heimat gegeben haben, erklären sich mit 
den Palästinensern solidarisch und bieten 
Unterstützung bei der Gründung eines ei- 
genen Staates. 


KARRIERE 


PHI vom 29.03.2002 


Israelis zerstören in Palästina 


die von den Europäern errich- 
tete Infrastruktur: 


Seit 1994 förderte die EU den Aufbau ei- 
ner Infrastruktur in Palästina mit etwa um- 
gerechnet 3 Milliarden Euro. Dafür wurden 
ein Seehafen, ein Flughafen, ein Radiosen- 
der, eine Vielzahl öffentlicher Gebäude, 
Teile eines Flüchtlingslagers sowie Schu- 
len, Straßen, Stromleitungen, Abwasserka- 
näle und das Statische Büro (Grundbuch- 
amt) errichtet. Die Niederländer finanzier- 
ten außerdem ein Bewässerungsprojekt und 
ein Aufforstungsprojekt. Ausgenommen 
die Strassen mit den Abwasserkanälen und 
einer noch intakten Schule, wurde von den 
Israelis alles, aber auch alles wieder ver- 
nichtet. Besonders gründlich gingen die Is- 


raelis gegen das Statistische Büro vor. Hier 
lagen die Beisitzurkunden für die von den 
Israelis enteigneten Ländereien, 
Grundstücke und Häuser. Den Eigentü- 
mern wird es so später schwer werden, ihre 
Besitzansprüche geltend zu machen. 


Die israelischen Kriegsverbrechen von Dschenin 
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Gleich Rußland sieht sich China durch den 
US-amerikanischen Aufmarsch in Zentral- 
asien gleichsam von seinem Rücken her 
bedroht. 


Putins geostrategisches Viereck aus Ruß- 
land, China, Indien und dem Iran gibt nur 
Sinn, wenn China den Schwerpunkt bildet. 


Schon wird der Iran eingekreist, und in In- 
dien toben bürgerkriegsartige Kämpfe zwi- 
schen Hindus und Moslems, welche gewis- 
se Kreise zu nutzen wissen (wenn sie nicht 
sogar selbst die Auslöser sind). 


Rettung durch ein neues „Tauroggen“ - 
das Gesetz des Handelns 


Die Entwicklung der Dinge hat sich beäng- 
stigend beschleunigt und strebt einer Ent- 
scheidung zu. 

Das Schicksal wäre allerdings zu steuern: 
Rußland könnte mit dem Freistaat Preußen 
nach dem geschichtlichen Vorbild der 
„Konvention von Tauroggen“, mittels 
welcher der preußische General York von 
Wartenburg mit seinem russischen Gegen- 
spieler, General von Diebitsch-Kawalkans- 
ki den Untergang Napoleons einleitete, als 
„Vierte Baltenrepublik“ auf dem russischen 
Verwaltungsgebiet Nordostpreußen (Oblast 
„Kaliningrad“) und als Juniorpartner Ruß- 
lands das Gesetz des Handelns an sich zie- 
hen, NATO und EU auf der Linie Königs- 
berg aufhalten und die Wende einleiten. 
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WIR SIND ALLE PALÄSTINENSER! 


von Heinrich Wandler 


Nach dem I1. September 2001 behaupteten 
einige „führende“ Politiker, Staatsober- 
häupter inbegriffen - sogar des ehedem 
stolzen Frankreichs - allen Ernstes: „Wir 
sind alle Amerikaner“ - und faselten von 
„uneingeschränkter Solidarität“ mit den 
USA. ? 

Man kann es auch übertreiben mit der 
Kriecherei und sich lächerlich machen für 
alle Zeiten. 


Tatsächlich sind die Europäer insgesamt 
arme Hunde, „Vasallen der USA“, wie US- 
Sicherheitsberater Zbginiev Brze- 
sinski öffentlich kundtut und inzwi- 
schen Leibeigene, die ihre eigene Jugend in 
fremde Kriege schicken müssen - bezeich- 
nenderweise auf eigene Kosten -, wo diese 
ihr Leben für den Gewinn fremder Mächte 
aus Öl einsetzten müssen. 


Die armen Hunde scheinen vergessen zu 
haben, daß es die USA waren, die zwei 
Weltkriege dazu benutzten, nicht nur das 
Deutsche Reich, sondern Europa als Gan- 
zes als Mitbewerber auszuschalten. 


Mit dem (vorläufigen) Ausscheiden des 
Deutschen Reiches 1945 aus dem Reigen 
der europäischen Mächte sind alle übrigen 
Staaten Europas in US-amerikanische Ge- 
fangenschaft geraten. 


Die Kriegserklärung Frankreichs und Eng- 
lands 1939 auf Drängen der USA gegen 
das Deutsche Reich erweist sich im Rück- 
blick als grenzenlose Dummheit. 

Diesen Weltkrieg haben die USA als Mittel 
zum Zweck selbst losgetreten um dann, ab 
der Wende des Kriegsglücks, gemeinsam 
mit Sowjetrussen und Engländern eine Art 
der Kriegsführung zu betreiben, die in Eu- 
ropa seit dem Dreißigjährigen Krieg unbe- 
kannt- und mit dem Völkerrecht unverein- 
baren war. 


Der Krieg richtete sich zunehmend gegen 
die Zivilbevölkerung, vornehmlich die 
deutsche. Aber auch zahlreiche weitere eu- 
ropäische und außereuropäische Staaten 
und Länder wurden Opfer von Luftterror 
und Massenvertreibung bis hin zum Völ- 
kermord - letzteres noch Jahre über die 
Kapitulation der Wehrmacht hinaus. 

Das schließlich erreichte Ausmaß der Mas- 
senvernichtung war in der Weltgeschichte 
neu und damit „einzigartig“. 

Unter den vielen Zig-Millionen Toten seien 
als Beispiele des Grauens nur die anglo- 
amerikanische Vernichtung Dresdens mit 
weit über einer halben Million an Toten, 
weit überwiegend aus dem deutschen 
Osten geflohene Frauen und Kinder, die in 
Kenntnis der Lage vorsätzlich ermordet 
wurden und die Vernichtung der japani- 


schen Großstädte Hiroshima und Nagasaki, 
wo den USA die Premiere des thermonu- 
klearen Massenmordes vorbehalten blieb. 


Tatsächlich ist der Zweite Weltkrieg nie 
beendet worden. Die Überfälle der US- 
Amerikaner auf Drittstaaten haben sich 
fortgesetzt und erweitert, so daß der Zweite 
Weltkrieg gegenwärtig nahtlos in den Drit- 
ten übergeht. 


Im Gefolge des Zweiten sind jedoch alle 
europäischen Staaten und Japan in US- 
amerikanische Abhängigkeit geraten mit 
schwerwiegenden Folgen. 


Zu diesen zählen vor allem die völker- 
rechtswidrigen Überfälle der USA auf den 
Irak, Jugoslawien und nun Afghanistan. 


Angesichts 

- tausender toter Zivilisten durch Bomben- 
terror, schnoddrig als „Kolalateralschä- 
den“ verbucht, 

- des hemmungslosen Einsatzes interna- 
tional geächteter Waffen wie der Streu- 
bombe „Daisy Cutter“, der Vakuum- 
bombe und der Uran-Hartmantelbombe, 

- hunderter in der Festung Kala i Dschangi 
in Afghanistan ermordeter, wehrloser 
Gefangener, 

- der geschundenen Taliban- und Al Quai- 
da-Gefangenen in US-amerikanischer 


Haft auf Kuba 
STREE 


erh 


Käfighaltung wie Raubtiere: Afghanische Gefan- 
gene im US-Lager Guantanamo Bay auf Kuba 


sollte allmählich Allgemeingut werden, 
was sich da in den Kriegsjahren und da- 
nach in Deutschland und Europa tatsäch- 
lich abgespielt hat: was etwa gefangene 
Soldaten der Waffen-SS und die Häftlinge 
in Nürnberg an Folter, Erniedrigung und 
Rechtswillkür zu erleiden hatten als Opfer 
einer entarteten Gesittung und Kriegsfüh- 
rung. 


Rückblickend aus dem heutigen Kenntnis- 
stand war bereits der Zweite Weltkrieg in 
gewisser Hinsicht ein - leider verlorener - 
Befreiungskrieg Deutschlands und, wie die 
europäischen Freiwilligen der Waffen-SS 
belegen, auch Europas. 


Inzwischen sollte es auch den Dümmsten 


in Deutschland dämmern, daß das ständige 
Einreden von Kriegsschuld und Kriegs- 
verbrechen nach der Methode „Haltet den 
Dieb“ von den eigentlichen Tätern ablen- 
ken - und die Opfer in Täter verwandeln 
soll. 


& 
Foto Reuters 


Rechtsanwälte: Walker wurde mißhandelt 


Sofern die „Umerziehung“ genannte, vor- 
sätzliche Massenverblödung des deutschen 
Volkes noch einen Rest an eigenständigem 
Denkvermögen belassen hat, müßte nun die 
Erkenntnis Platz greifen, daß wir auf dem 
Wege vom Opfervolk zum Tätervolk sind. 


Insoweit - aber nur oberflächlich betrach- 
tet - „sind wir alle Amerikaner“. 


In Wirklichkeit sind wir alle Palästinenser, 
die gegenwärtig am schlimmsten betroffen 
sind: ausgebeutet, eines Großteils unserer 
Länder beraubt, mit minderen Rechten ver- 
sehen, Kanonenfutter, Verfügungsmasse 
des internationalen Kapitals mit Sitz an der 
US-amerikanischen Ostküste - arme Hunde 
und Opfer allesamt. 


Grund genug für eine „uneingeschränkte 
Solidarität“ mit dem palästinensischen 
Volk, welches gegenwärtig eine „ethnische 
Säuberung“ der schlimmsten Art durch Is- 
rael erleidet, Völkermord wie in den Zeiten 
des Alten Testamentes nicht ausgeschlos- 
sen. 


Angesichts gewaltig gewachsener Steuerla- 
sten und eines fortschreitendem Abbaus 
der klassischen US-amerikanischen Frei- 
heitsrechte unter dem Vorwand der ‚„Terro- 
rismusbekämpfung“ beginnen sich inzwi- 
schen selbst Bürger der Vereinigten Staa- 
ten „wie Palästinenser in der eigenen Hei- 
mat‘ zu fühlen. 
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Robert Bowman: Unterstützt das freie Amerika 


Robert Bowman flog 101 Kampfangriffe 
in Vietnam. Heute ist er Bischof der Ver- 
einigten Katholischen Kirche in Melbour- 
ne Beach, Florida / USA. 


Wenn wir uns weiterhin über die wahren 
Hintergründe des Terrorismus täuschen 
lassen, wird er uns so lange weiter bedro- 
hen, bis wir vernichtet werden. Die Wahr- 
heit ist, daß keine unserer tausend Atom- 
waffen uns vor dieser Bedrohung schützen 
kann. Kein Star-War-System - ganz egal 
wie technisch hochentwickelt, ganz egal 
wie viele Milliarden Dollar hineingesteckt 
worden sind - kann uns vor einer Atom- 
waffe schützen, die in einem Segelboot 
oder in einer Cessna, in einem Koffer oder 
in einem Mietwagen ankommt. Nicht eine 
einzige Waffe in unserem riesigen Arsenal, 
nicht ein Cent der 270 Milliarden Dollar, 
die wir jährlich für sogenannte Verteidi- 
gung ausgeben, kann uns gegen eine Terro- 
ristenbombe schützen. Das ist eine militäri- 
sche Tatsache. 


Als Oberstleutnant im Ruhestand und je- 
mand, der häufig Vorträge zum Thema na- 
tionale Sicherheit hält, habe ich oft den 
Psalm 33 zitiert: „Wenn ein König in der 
Schlacht den Sieg erringt, dann verdankt er 
das nicht seiner großen Armee; und wenn 
ein Krieger heil davonkommt, dann liegt es 
nicht an seinen starken Muskeln.“ Die Fra- 
ge ergibt sich: „Was können wir dann tun? 
Gibt es denn nichts, wodurch wir unseren 
Bürgern Sicherheit bieten können?“ 


Doch! Aber um das zu begreifen, müssen 
wir die Wahrheit über die Bedrohung ken- 
nen. Als Präsident Clinton dem amerikani- 
schen Volk erklärte, warum wir Afgha- 
nistan und den Sudan bombardierten, sagte 
er nicht die Wahrheit. Er sagte, wir wären 
das Ziel des Terrorismus, weil wir für De- 
mokratie, Freiheit und Menschenrechte 
stehen. Unsinn! 


Wir sind das Ziel der Terroristen, weil un- 
sere Regierung fast weltweit für Diktatur, 
Sklaverei und Ausbeutung steht. Wir sind 
das Ziel der Terroristen, weil wir gehaßt 
werden. Und wir werden gehaßt, weil unse- 
re Regierung hassenswerte Taten begangen 
hat. In wie vielen Ländern haben die Ver- 
treter unserer Regierung Führer, die von 
der Bevölkerung gewählt waren, abgesetzt 
und durch Militärdiktatoren ausgetauscht, 
die nichts anderes als Marionetten und be- 
reit waren, ihre eigenen Bürger an ameri- 
kanische Großkonzerne zu verkaufen? 


Wir taten dies im Iran, als die US-Marine 
und das CIA Mossadegh absetzten, weil er 
die Ölindustrie nationalisieren wollte. Wir 
ersetzten ihn durch den Schah, und wir be- 
waffneten, schulten und bezahlten dessen 
gehaßte Geheimpolizei, die die Menschen 


im Iran versklavte und terrorisierte nur um 
die finanziellen Interessen unserer Ölkon- 
zerne zu schützen. Ist es da ein Wunder, 
daß es Leute im Iran gibt, die uns hassen? 


Wir taten dies in Chile. Wir taten dies in 
Vietnam. Und es ist noch nicht so lange 
her, da versuchten wir, es auch im Irak zu 
tun. Und natürlich, wie oft haben wir es in 
Nicaragua getan und in all den anderen la- 
teinamerikanischen Bananenrepubliken? 
Wieder und wieder haben wir angesehene 
Führer verdrängt, die den Reichtum des 
Landes unter den Leuten, die dafür gear- 
beitet haben, verteilen wollten. Wir ersetz- 
ten sie durch mörderische Tyrannen, die ih- 
re eigenen Leute verkauften, so daß der 
Reichtum des Landes durch Konzerne wie 
Domino Sugar, Folgers und Chiquita Ba- 
nana ausgebeutet werden konnte. 


Meistgehaßte Nation auf 
der Erde 


»Die Amerikaner sollten endlich begreifen 
lernen, weshalb so viele Menschen ihr 
Land verabscheuen. 

Denn was die Amerikaner einfach nicht 
anerkennen wollen, ist, daß große Teile 
der Welt und besonders die zurückgeblie- 
bensten Nationen uns als ihre kulturellen 
und ästhetischen Unterdrücker sehen. 

Wir dringen in fremde Länder ein und be- 
stehen darauf, unsere Efßgewohnheiten 
dort zu etablieren, zum Beispiel McDo- 
nald's. 

Wir errichten unsere Wolkenkratzer, bis 
die schäbigste Hauptstadt der Welt eben- 
falls einen Ring von Wolkenkratzern um ih- 


re Flughäfen herum hat. 
Viele Menschen ärgern sich sehr über die- 
se Dinge. Sie haben kein Geld, keine kom- 


fortablen Häuser, keine demokratischen 
Regierungen, aber was sie haben, sind 
Wurzeln. 

Das ist alles, was sie haben, und die wer- 
den ihnen genommen. Amerika nimmt sie 
ihnen weg. 

Bis Amerika den Schaden begreift, den es 
anrichtet, indem es darauf besteht, daß 
der amerikanische, auf Profit ausgerichte- 
te „way of life" zu allen Ländern paßt, wer- 
den wir in Schwierigkeiten sein. Wir wer- 
den die meistgehaßte Nation auf der Erde 
sein.« 


Norman Mailer, US-Schriftsteller, 
in der Londoner, Times" 
(/WamsS-Zitat vom 16.09.01) 


In einem Land nach dem anderen hat 
unsere Regierung Demokratie vereitelt, 
Freiheit unterdrückt, und ist auf den 
Menschenrechten herumgetrampelt. 
Deswegen wird sie rund um die Welt ge- 
haßt. Und deswegen sind wir das Ziel 
der Terroristen. In Kanada genießen die 
Menschen Demokratie, Freiheit und 
Menschenrechte; ebenso die Menschen 
in Norwegen und Schweden. Wer hat 
schon mal von einer kanadischen Bot- 
schaft gehört, die bombardiert wurde? 


Oder von einer 
schwedischen? 


norwegischen oder 


Wir werden nicht gehaßt, weil wir Demo- 
kratie ausüben, Freiheit schätzen oder die 
Menschenrechte unterstützen. Wir werden 
gehaßt, weil die amerikanische Regierung 


CDU _Bundestagsabgeordneter _be- 
zichtigt die USA, einen neuen Welt- 
krieg anzuzetteln: Wie die Nachrichten- 
agentur TOPIC berichtet, hat der CDU- 
Bundestagsabgeordnete Willi Wimmer, frü- 
her Staatssekretär im Verteidigungsministe- 
rium und OSZE-Vizepräsident, geäußert, 
die USA arbeite seit vielen Jahren daran, 
Europa in einen 3. Weltkrieg hineinzuma- 
növrieren, unter Äußerkraftsetzung des Völ- 
kerrechts. Dies sei geschehen in einer lan- 
gen Kette einsamer Entscheidungen vom 
Kyoto-Protokoll bis zur Aufkündigung des 
ABM-Vertrags. 

(s. auch .„.Das Tollhaus der Nation” in 

„DER PREUSSE* 4/01) 


diese Dinge den Menschen in den Dritte- 
Welt-Ländern versagt, deren Rohstoffe von 
unseren Großkonzernen begehrt werden: 
Der Haß, den wir säten, ist zurückgekom- 
men, um uns in der Form des Terrorismus 
zu bedrohen - und in der Zukunft: Atomter- 
rorismus! | 


Sobald die Wahrheit erkannt ist, warum 
diese Bedrohung besteht, wird die Lösung 
klar: Wir müssen unsere Richtung ändern. 
Unsere Atomwaffen loszuwerden, gegebe- 
nenfalls einseitig, wird unsere Sicherheit 
erhöhen, und eine drastische Änderung un- 
serer Außenpolitik wird sie gewährleisten. 


Anstatt unsere Söhne und Töchter um die 
Welt zu schicken, um Araber zu töten, da- 
mit wir das Öl, das unter deren Sand liegt, 
haben können, sollten wir sie senden, um 
deren Infrastruktur wieder in Stand zu set- 
zen, reines Wasser zu liefern und hungern- 
de Kinder zu füttern. Anstatt damit weiter- 
zumachen, tagtäglich Hunderte von iraki- 
schen Kindern durch unsere Sanktionen 
umzubringen, sollten wir den Irakern hel- 
fen, ihre Elektrizitätswerke, ihre Wasser- 
aufbereitungsanlagen und ihre Kranken- 
häuser wieder aufzubauen, all die Sachen, 
die wir zerstörten und deren Wiederaufbau 
wir verhinderten. 


Anstatt Terroristen und Todesschwa- 
dronen auszubilden, sollten wir die 
„School of America“ schließen. Anstatt 
Aufstand, Zerrüttung, Mord und Terror 
weltweit zu unterstützen, sollten wir den 
CIA abschaffen und das Geld Hilfsorga- 
nisationen geben. Kurzum, wir sollten 
Gutes tun anstelle von Bösem. 
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Presseerklärung - Die Grenzen staatlicher Souveränität 
und der Nah-Ost-Konflikt 


Hans Peter Thietz 


ehemaliger Abgeordneter der letzten, 
freigewählten Volkskammer und des 
Europa- Parlamentes 


Im eskalierenden Nah-Ost-Konflikt sieht 
sich Israel als Opfer palästinensischen Ter- 
rors und meint, sich dagegen mit gleichar- 
tigen, aber militärischen Terrormaßnahmen 
wehren zu müssen. Doch Israel hat diese 
Entwicklung selbst herausgefordert - um es 
aber- und abermals zu betonen: es ist für 
ein Land absolut unannehmbar, wenn der 
Nachbarstaat beginnt, mit Überschreitung 
seiner Staatsgrenze ins Gebiet seines Lan- 
desnachbarn mit eigenen, fremden Sied- 
lungen zu infiltrieren, das kann nicht an- 
ders als der Beginn einer Okkupierung und 
Einverleibung fremden Staatsgebietes ver- 
standen werden und ist ein völ- 
kerrechtswidriger Akt und eine 
Aggressionsmaßnahme. Damit 
hat Israel den jetzigen Konflikt 
selbst losgetreten. Aber diese 
nicht endenwollende Konflikt- 
situation scheint erwünscht zu 
sein, eben um eine vermeintli- 
che Begründung zu haben, mit 
diesen Besetzungsmaßnahmen 
fortzufahren und diese kontinu- 
ierlich weiter abzusichern. 


Als ich vor 10 Jahren im Rah- 
men meiner Tätigkeit als mehrjähriges 
Mitglied des Delegationsausschusses Eu- 
ropaparlament Israel auf Einladung des is- 
raelischen Staates dieses Land besuchte, 
auf den Golanhöhen stand und mit großem 
Verständnis auf das zu meinen Füßen lie- 
gende, militärisch offene iraelische Gebiet 
herabblickte, hätte ich eine solche aggres- 
sive Entwicklung, wie sie sich seitens Isra- 
els vollzieht, nie für möglich gehalten. Ich 
glaube deshalb, die Situation mit einer ge- 
wissen Sachkenntnis beurteilen zu können. 


Es ist unmöglich zu erwarten, daß ein 
Nachbarstaat eine solche Infiltration durch 
fremde Siedlungen ruhig hinnimmt und 
nicht in höchsten Aufruhr geraten sollte, 
der sich dann mißverständlich als Terro- 
rismus bezeichnen läßt, auch wenn man die 
angewandten Mittel keinesfalls akzeptieren 
kann, Kriege in Europa sind früher bereits 
mit geringerem Anlaß ausgelöst worden 


Es ist auch abzulehnen, Präsident Arafat 
die Schuld an den weitergehenden Selbst- 
mordattentaten zuzuweisen; die Eskalation 
hat einen Grad erreicht, auf die er keinen 
Einfluß mehr haben kann, das Terrorge- 
schehen als Verzweiflungshandlung gegen 
die über ein halbes Jahrhundert verschlepp- 
te Errichtung eines Palästinenserstaates hat 
sich seit langem verselbständigt. 


ist Ausländer! | 


Sollte die Frage der Schuldzuweisung für 
ein Konfliktgeschehen tatsächlich strittig 
sein, wäre beiden Seiten sofort an einer in- 
ternationalen Offenlegung gelegen. Hier ist 
bezeichnend, daß die palästinensische Seite 
eine solche internationale Kontrolle der Si- 
tuation wünscht und fordert, Israel diese 
aber strikt ablehnt und statt dessen Journa- 
listen die Berichterstattung aus diesen Ge- 
bieten verbietet, in dem sie diese als „mili- 
tärisches Sperrgebiet“ erklärt. Es ist eine 
unstrittige Lebensweisheit, daß ein Land, 
das die internationale Öffentlichkeit aus- 
schließt, stets etwas zu verbergen hat - wie 
das die palästinensische Seite auch vor- 
wirft. 


Wenn Israel den Protest des Restes der 
Welt mit der Argumentation abzuweisen 


sucht, dies sei eine rein israelische Angele- 
genheit und eine solche Kritik eine "Einmi- 
schung von außen" in seine Souveränität 
bedeute, so ist hier endlich klarzustellen, 
daß staatliche Souveränität dort enden 
muß, wo sie sich gegen das Gemeininter- 
esse aller anderen Völker dieser Welt 
richtet. Israel ist durch dieses Handeln im 
Begriff, einen Weltkrieg heraufzubeschwö- 
ren, durch eine verständliche Solidarisie- 
rung der arabischen Länder, die sich dann 
gegen die USA als Israel stützende Macht 
richtet, wobei Amerika dann über die Bei- 
standsklausel die gesamte NATO mit in 
diesen Konflikt verwickeln würde, der 
Dritte Weltkrieg wäre eine durch Israel 
ausgelöste Tatsache. So fühle auch ich 
mich selbst wie alle anderen Bürger zu 
Recht ebenfalls direkt durch diese jetzige 
Entwicklung gefährdet und habe ein Recht, 
hiergegen nachdrücklichst zu protestieren! 
Deshalb überschreitet die internationale 
Dimension des Nah-Ost-Konfliktgesche- 
hens jedes sonst gegebene staatliche Sou- 
veränitätsrecht, auf das sich Herr Scharon 
hier deshalb keinesfalls berufen kann. 


So ist erneut zu fordern, daß Israel sofort 
das gesamte palästinensische Gebiet ver- 
läßt, einschließlich der Räumung der auf 
fremdem, palästinensischem Territorium 
völkerrechtswidrig errichteten Siedlungen 


oder sonst bei fortbestehender Weigerung 
die UNO durch ein Truppenkontingent 
auch gegen den Willen Israels dort ein- 
greift. Da es sich hierbei um eine Entsen- 
dung auf palästinensisches Gebiet handelt, 
über das Israel ohnehin nicht verfügen 
kann, sind hiergegen israelische Einsprü- 
che gegenstandslos. 


+ + + > + + “ 
Fortsetzung von Seite 5 
Robert Bowmann: 


Wer würde versuchen, uns aufzuhalten? 
Wer würde uns hassen? Wer würde uns 
bombardieren wollen? Das ist die 
Wahrheit, die die amerikanischen Bür- 
ger und die Welt hören müssen. 


(Erschienen im Frühjahr 1999 in „DER 
PFLUG" Publikation der Bruderhöfe, hg. 
von: The Plough Publishing House of The 
Bruderhof Foundation, Spring Valley Bru- 
derhof, Farmington PA 15437, USA Dar- 
vell Bruderhof, Robertsbridge, East Sussex, 
TN32, 3DR, UK) 


Wohin steuert die 
Weltpolitik? 


Konteradmiral a. D. Günter Poser 
DSCS-Informationsdienst 3/02 


Wer oder was bestimmt heute die Weltpoli- 
tik? „In der Politik geschieht nichts zufäl- 
lig! Wenn etwa geschieht, kann man sicher 
sein, daß es auf diese Weise geplant war!“ ' 
Legt man diese Feststellung zugrunde, er- 
gibt sich eine große Zahl von Fragen. 


Terrorismus 


Seit nunmehr sechs Monaten nach dem 
furchtbaren Anschlag vom 11. September 
2001 auf die beiden Türme des World Tra- 
de Center und das Pentagon, die finanziel- 
len, wirtschaftlichen und militärischen Säu- 
len der US-Weltmacht, bewegen interna- 
tionale Beobachter zunehmend die Fragen 
nach der tatsächlichen Täterschaft. Inzwi- 
schen sind die Vermißten, deren Zahl von 
6.000 auf höchstens die Hälfte geschrumpft 
ist, was nach wie vor ein sehr hoher Men- 
schenverlust darstellt, und die schnell her- 
ausgestellte Zentralfigur des Feindbildes, 
Bin Laden, aus dem Vokabular der Terro- 
rismusbekämpfung verschwunden. Zuge- 
nommen hat, gestützt auf verschiedene 
Vorwarnungen, die offen diskutierte Ver- 
mutung, daß es sich um eine langfristig 
vorbereitete US-interne Machenschaft und 
insgesamt um einen auf „Terrorismus“ 
hingelenkten gewaltigen „hoax“ * handle. 
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Die wichtigen Fragen nach dem Warum 
und cui bono werden weder gestellt noch 
untersucht. Die schändliche Tat wird mit 
der Bedrohung durch den weltweiten Ter- 
rorismus angeprangert, der von den isla- 
misch-arabischen „Schurkenstaaten“ aus- 
gehe, wie diese Länder schon vor dem 
11.09.2001 von Präsident Bush diskrimi- 
niert wurden. 


Sofort nach dem be- 
kanntwerden des An- 
schlages hat Bush als 
sein Vorbild für sein 
folgendes Handeln 
die Reaktion von US- 
Präsident Roosevelt 
auf den japanischen 
Überfall von Pearl 
Harbor, der diesem 
selbst vorher bekannt 
war, der Welt ver- 
kündet: „Jede Nation 
in jeder Region muß 
sich nun entscheiden. 
Entweder sind sie mit 
uns oder mit den Ter- 
roristen.“ Und wei- 
ter: „Wir werden je- 
des Mittel unserer 
Macht einsetzen, je- 
des Mittel der Di- 
plomatie, jede Mög- 
lichkeit der Geheim- 
dienste, jedes In- 
strument der Straf- 
verfolgung, jeden fi- 
nanziellen Einsatz 
und jede notwenige 
Waffe des Krieges, 
um das globale Netz 
des Terrors zu zerstö- 
ren und zu besiegen.“ 
Die Amerikaner soll- 
ten nicht eine einzige 
Schlacht erwarten, 
sondern einen „lan- 
gen Feldzug“, wie 
wir ihn bisher nicht 


erlebt haben. Chen Lahn) 


In einer anderen, leichtfertig abgegebenen 
Klassifizierung hat er die Völker in „gute 
und böse“ eingeteilt und sogar als „Feind“ 
den bezeichnet, der sich nicht aktiv der 
amerikanischen Antiterrorismus-Politik an- 
schließt. Er. versäumte es aber bisher, das 
Feindbild „Terrorismus“ genauer zu defi- 
nieren und einzugrenzen. Sind z.B. die Pa- 
lästinenser in ihrem Kampf gegen die Ver- 
treibung und Expansion Israels und dessen 
Vorherrschaft in Nahost „Terroristen“? 
Oder soll gelten: Wer Terrorist ist, 
bestimmen wir? Inzwischen ist der „Schur- 
kenstaat“ Afghanistan mit Bomben schwe- 
rer Waffensysteme weitgehend umgepflügt 
worden - unter großen Verlusten, Not und 


Armut der Zivilbevölkerung. Soldaten der 
NATO-Staaten, auch der Deutschen Bun- 
deswehr, stehen bisher ohne zeitliche Be- 
grenzung und klaren Einsatz an Toren zu 
Zentral- und Ostasien: „Einkreisung“? Ob 
sich vielleicht auf dem Wege zur „neuen 
Weltordnung“ ein Dritter Weltkrieg im 
Sinne von „Friedenserhaltung“ „in unbe- 
grenzter Gerechtigkeit“ anbahnt? 


Über den Globus gestülpter Cowboy-Hut mit Davidstern - 
Karikatur aus "Die Zeit", Hamburg 


Wer regiert uns wirklich? 


„Österreich wird regiert von Brüssel, Brüssel von Washington 
und Washington von der israelischen Lobby“. 


Die seit einiger Zeit in der Wiener politischen Szene kreisende 
Antwort auf die im Titel gestellte Frage entspricht, auch wenn 
sie ursprünglich wohl ironisch gemeint war, aufgrund der jüng- 
sten Entwicklungen immer mehr der Realität. Seit dem 11. Sep- 
tember, dem Krieg gegen Afghanistan, der von den USA ge- 
schmiedeten „Allianz gegen den Terrorismus“, der Einführung 
des EURO in den alltäglichen Verkehr, den Kommentaren zum 
Temelin-Volksbegehren, den staatlich unterstützten Mordorgien 
im Nahen Östen, der Zerstörung der mit EU-Milliarden aufge- 
bauten Infrastruktur der Palästinenser durch die Israelis mit 
Hilfe von Waffen, die durch die EU-Länder und die USA finan- 
ziert wurden - kann die bonmotartige Antwort als Kurzbe- 
schreibung der politischen Realität recht gut dienen. 


Was Friedrich Romig in „Aula“ 4/2002 schreibt, gilt selbst- 
verständlich auch für Deutschland (und die meisten restli- 


Die UNO als Weltregierung 


Ist die UNO im 21. Jahrhundert auf dem 
Wege zur Weltregierung? Von der Welt- 
presse und Öffentlichkeit wurde ein Be- 
richt kaum zur Kenntnis genommen, den 
Generalsekretär Kofi Annan am 20. Okto- 
ber 2000 vor dem UNO-Sicherheitsrat und 
der UNO-Generalversammlung über die 
Modernisierung und Weiterentwicklung 
der UNO im 21. Jahrhundert vorgetragen 
hat. Er bezieht sich dabei vor allem auf die 
Umsetzung des Brahimi-Berichtes, dem 
Ergebnis einer hochrangigen, internationa- 
len Expertenkommission. Deren Vorschlä- 
ge zur Stärkung und Erweiterung der UNO 


als Weltregierung fußt auf einem früheren 


Plan der „Sozialistischen Internationalen 
(SI)“ zur Wahrung des bedrohten Weltfrie- 
dens, nun aber mit einer militärischen Auf- 
rüstung der zukünftigen UNO. Dazu, so 
Kofi Annan, seien „eine signifikante struk- 
turelle Modernisierung und viel mehr 
Geld“ notwendig. Die UNO müsse fähig 
werden, mit „Friedensstörern“ und mit „in- 
nerstaatlichen sowie transnationalen Kon- 
flikten“ erfolgreich umzugehen. Das könne 
nur eine stehende UNO-Armee leisten, die 
in der Lage sei, mit „fünf Ausstattungssät- 
zen“ mehrere Kriege gleichzeitig zu füh- 
ren. Wesentliche Vorschläge des Annan- 
Berichtes sind: 
> Schaffung eines UNO-eigenen Geheim- 
dienstes, was später allerdings von ihm 
dementiert wurde, 
> Aufbau einer militärischen „Abschrek- 
kungskapazität“ mit „resoluten Einsatz- 
richtlinien“ und 
> Entwicklung einer neuen „Moral“ an 
Stelle des Völkerrechts. 
Dafür müssen starke personelle, politische, 
verwaltungstechnische, polizeiliche und 
militärische „Friedenssicherungskräfte“ zur 
Verfügung stehen. 


Wenn man diese Vorschläge, die auf eine 
die Welt beherrschende große, zentralisti- 
sche und militärisch stark bewaffnete Bü- 
rokratie mit Hauptquartier in New York 
zielen, mit allen praktischen Folgen durch- 
denkt, wird klar, daß die USA mit der 
NATO den bewaffneten Arm der neuen 
UNO bilden sollen. Weltweit regiert wird 
diese vom UNO-Sicherheitsrat und ist auf 
die „Neue Weltordnung“ im Sinne von 
Globalismus und Internationalismus ausge- 
richtet. Die bisherigen Nationen sollen in 
multikulturelle Regionen und Protektorate 
umgewandelt werden. Die Siegermächte 
des Zweiten Weltkrieges beherrschen den 
UNO-Sicherheitsrat mit ihrem Vetorecht 
und besitzen als einzige Länder volle Sou- 
veränität. Sie würden weltweit in die Lage 
versetzt werden, leichter ihre wirtschaftli- 
chen Interessen durchzusetzen, wie beson- 
ders die USA mit einer Vielzahl von Krie- 
gen nach 1945 z. B. zur Sicherung der ei- 
genen Energieversorgung und Kontrolle 
des Weltmarktes. 


“ Dies erklärte kein geringerer als der Jurist und 
US-Präsident F. D. Roosevelt, der auch verkündet 
hat: Deutschland dürfe nicht mehr als Nation 
existieren (FAZ vom 17.03.1998) 


4 ie . r 
„hoax“ (englisch) = Täuschung, Betrug, Falsch- 
meldung, Schwindel, Manöver 


Was heißt Tapferkeit? 

Tapferkeit heißt: Fest bleiben im Guten, 
auch bei Gefahr. 

Tapferkeit heißt: Mutig angreifen und be- 
harrlich standhalten bis ans Ende. 
Tapferkeit heißt: Sich von Mißerfolgen 
nicht entmutigen lassen. 
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Schluß mit dem Bomben-Terror gegen die 
Menschen in Afghanistan! 


Der angloamerikanische Luftkrieg tötet 
Hunderte unschuldiger Zivilisten und ver- 
wüstet ein seit Jahrzehnten geschundenes, 
verarmtes und halb zerstörtes Entwick- 
lungsland. Dieser Kreuzzug der Guten ge- 
gen „das absolut Böse, ja gegen den Teu- 
fel“ (George Bush am 13.10.2001) bestärkt 
gewaltbereite Islamisten weltweit. Neue 
Mordanschläge gegen Amerika und seine 
Unterstützer werden die traurige Folge 
sein. 


Ferngesteuerte Raketen und Streubomben 
auf Dörfer und Städte sind keine „gezielte 
Terror-Bekämpfung“, keine „legitime Ver- 
teidigung der USA“, sondern Massenmord 
aus sicherer Distanz. „The american way of 
war“. 


fa Be 
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Die Deutschen an die Front? 
Nein danke”? Herr Schröder! 


Die rot-grüne Regierung versichert täglich 
ihre uneingeschränkte Zustimmung zu den 
US-Angriffen, als könne sie es kaum er- 
warten, endlich mitschießen und mitbom- 
ben zu dürfen. Wieder gilt: „Deutsche an 
die Front!“ Auch CDU/CSU und FDP 
möchten die Bundeswehr lieber heute als 
morgen auf den asiatischen Kriegsschau- 
platz kommandieren. Das ist dumm und 
gefährlich. Und widerspricht dem Geist un- 
serer Verfassung ebenso wie dem Fahne- 
neid unserer Soldaten. 


Bush befiehl - wir folgen? 


Die Berliner Politiker reden und handeln 
verantwortungslos. Für Lob aus Washing- 
ton und London nehmen sie den Tod deut- 
scher Soldaten und zusätzliche Milliarden- 
Belastungen der Steuerzahler in Kauf. Müt- 
ter und Väter, wir fragen Euch: 


Wollt Ihr, daß Eure Söhne für fremde In- 
teressen am Hindukusch sterben? Sagt 
„NEIN“ solange es noch erlaubt ist. Ame- 
rika-kritische Äußerungen könnten bald 
strafbar sein und haben in den letzten Wo- 


Wir sollten endlich miteinander reden! 


chen bereits zu Disziplinarmaßnahmen und 
Entlassungen geführt. 


Keine deutschen Truppen und keine 
deutschen Waffen für den schmutzi- 
gen Krieg der USA! 


Widerstand ist Friedenspflicht! Wer 
jetzt schweigt, hat bald nichts mehr zu 
sagen ... 


Keine US-Truppen in Deutschland! 


In der Bundesrepublik sind immer noch 
rund 60.000 amerikanische Soldaten sta- 
tioniert. Außerdem eine Vielzahl militäri- 
scher Einrichtungen, Spionage- und Über- 
wachungsanlagen sowie Kommandozentra- 
len von globaler Bedeutung. Dazu kommen 


atomare, biologische und chemische Mas- 


senvernichtungswaffen 
unbekannter Zahl. Ein 
Horror-Arsenal, von 
dem die meisten Bürger 
nichts wissen. 

Wir Deutsche sitzen 
| auf dem Pulverfaß 


und die Regierung 
; spielt mit dem Feuer ... 
| Nirgendwo außerhalb 


-- der USA ist die ameri- 
| kanische Truppen- und 
| Waffenpräsenz so stark 
wie in Deutschland. 
Nirgends sind daher die 
Gefahren für die Bevöl- 
kerung größer als bei 
uns. US-Einrichtungen 
bilden provozierende Ziele für Vergel- 
tungsschläge aller Art. Das Berliner 
Machtkartell und seine amerikafreundli- 
chen Medien verheimlichen dem Bürger 
die akute Bedrohung für Gesundheit und 
Leben. 

Die roten, grünen und schwarzen Helfer 
der US-Weltregierung in Deutschland ha- 
ben ihren gesetzlichen Auftrag vergessen. 
Statt „Schaden vom deutschen Volk zu 
wenden“, sind sie eifrig dabei, unser Vater- 
land in einen Dritten Weltkrieg zu verwik- 
keln. 


Wir fordern deshalb: 
Keine deutschen Truppen ins Ausland. 
Keine fremden Truppen in Deutschland 


Ein selbstbestimmtes Deutschland ist unser 
Ziel -Gerechtigkeit, Frieden und Sicherheit 
für unser Volk wie für alle anderen Völker, 
ohne atomare, biologische und chemische 


Waffen. 


DEUTSCHLAND-BEWEGUNG, 
Postfach 1308, D- 82303 Starnberg, 
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SAVIMBI - Tod eines 
Freiheitskämpfers 


von Holger Hartung 


Am 24. Februar melden die Medien welt- 
weit den Tod des legendären Freiheits- 
kämpfers, Führers der „UNITA“ - der „Na- 
tionalen Union für die vollständige Unab- 
gängigkeit Angolas“ -, Politikers und Arz- 
tes Dr. JonasSavimbi. 


Den Meldungen zufolge war Savimbi am 
22. Februar in Lucusse im Osten Angolas 
mit seinen Leuten in einen Hinterhalt von 
Regierungstruppen geraten und erschossen 
worden. 


Ob US-amerikanische Satellitenaufklärung 
hierbei behilflich war, darf gemutmaßt 
werden. 27 Jahre lang war Savimbi der 
Einebnungsstrategie der US-Globalisierer 
in Afrika im Wege. Der Sprecher des us- 
amerikanischen Außenministeriums ver- 
lautbarte denn auch: „der Unita-Führer sei 
ein weiteres Opfer eines Krieges geworden, 
der schon vor langem hätte beendet sein 
müssen“. 


Als 1975 nach dem Ende der portugiesi- 
schen Kolonialherrschaft ein blutiger Bür- 
gerkrieg zwischen der UNITA auf der ei- 
nen Seite und der MLPA auf der anderen 
um die Vorherrschaft in Angola ausbrach, 
wäre es der UNITA um Weniges gelungen, 
die kommunistische MLPA ins Meer zu 
treiben. Die MLPA stützte- und stützt sich 
schwerpunktmäßig auf die Mischbevölke- 
rung der Haupt- und Hafenstadt Luanda. 
Diese ist wegen des Fehlens von Einbin- 
dungen in gewachsene Volksgruppen und 
Stammeszugehörigkeiten der geeignete 
Nährboden für Kommunismus und Interna- 
tionalismus. 


Savimbi hingegen war in dem großen Volk 
der Ovimbundu im östlich gelegenen 
Hochland verankert und seine Gefolgschaft 
ist dies überwiegend bis zur Stunde. 


Savimbi konnte vor 27 Jahren auf die Un- 
terstützung der seinerzeitigen Burenrepu- 
blik Südafrika setzen - eine unter den ge- 
gebenen Verhältnissen folgerichtige Zu- 
sammenarbeit - allerdings auch auf die der 
Volksrepublik China. 


Daß es ihm damals gleichwohl nicht ge- 
lang, die Macht im Angola zu erringen, lag 
am unerwarteten Eingreifen der Volksre- 
publik Kuba, welche die MPLA von See 
her erfolgreich unterstützte. 


Nun wäre es den USA, welche seinerzeit 
nominell zu den Unterstützern der UNITA 
zählte, ein Leichtes gewesen, Kuba im 
Wege einer Seeblockade an einer Einmi- 
schung in den angolanischen Bürgerkrieg 
zu hindern. 
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Allerdings wäre dies nicht mit den US- 
amerikanischen Zielen und der dort üblichen 
Art und Weise, diese durchzusetzen, in 
Einklang zu bringen gewesen. 


Als Savimbis UNITA 1992 die Wahlen in 
Angola mit großer Mehrheit gewonnen hat- 
te, wurde sie Opfer eines gigantischen 
Wahlschwindels: Wie „American Free 
Press“ vom 11. März 2002 mitteilt, waren, 
mit den US-amerikanischen Ölmultis als 
Drahtzieher, 10 Millionen Stimmkarten für 
4,6 Millionen Stimmberechtigte ausgegeben 
worden. 


Wo immer die USA in Afrika - und auch 
sonst in der „Dritten Welt“ - sich, gebe- 
ten oder nicht, einmischten, trugen sie 
Sorge für die Errichtung eines möglichst 
instabilen, häufig kommunistischen, in 
jedem Fall bürgerkriegsträchtigen Re- 
gimes, welches, bestechlich und beein- 
flußbar, alle Möglichkeiten der wirt- 
schaftlichen Ausbeutung und machtpoli- 
tischen Bevormundung gewährleistet. 


Da war Savimbi der falsche Mann, denn 
unter seiner Führung hätte Aussicht auf ei- 
ne gesunde, im Volkstum gründende Ent- 
wicklung Angolas bestanden. 


27 Jahre lang tobt nun der gnadenlose Bür- 
gerkrieg mit Höhen und Tiefen für beide 
Seiten, mit Savimbi dereinst als gefeiertem 
Staatsgast in Bonn und nun als toter „Ter- 
rorist“ in Lucusse - wobei die MPLA in al- 
ler Regel einen Stellvertreterkrieg für Drit- 
te führte und führt. 


In diesem Sinne mischt die MPLA- 
Regierung sogar im seit Jahren anhaltenden 
Bürgerkrieg im benachbarten Kongo mit, 
in dem bislang rund 2,5 Millionen Tote zu 
beklagen sind. Dort sind im Zuge dieses 
Krieges mit allen Zeichen des Stellvertre- 
terkrieges inzwischen die französischen 
Anliegen weitgehend ausgeschaltet und die 
britisch-us-amerikanischen auf der bewähr- 
ten Grundlage eines Dauerkonfliktes vor- 
läufig gesichert, wenngleich sich bei den 
Konfliktparteien mit Angola und Zimbab- 
we auf der einen - und Uganda und Ruanda 
auf der anderen Seite ein Stellvertreterkon- 
flikt zwischen US-amerikanischen und bri- 
tischen Anliegen - immer auf dem Rücken 
der Republik Kongo - abzeichnet. Dieser 
Zustand dient aber weder Afrika noch dem 
Weltfrieden. 


Mit Savimbi ist Afrika um eine Hoffnung 
auf eine gedeihliche Entwicklung ärmer 
geworden. 


Nach neuesten Meldungen sind die Reste 
der UNITA nach Kongo ausgewichen und 
mischen nun ihrerseits in dem dort anhal- 
tenden Bürgerkrieg mit. Wenn sie sich, was 
zu erwarten steht, dort mit den tutsigeführ- 
ten Kräften aus Uganda und Ruanda ver- 
bünden, könnte die Karten für Afrika noch 
einmal neu gemischt werden. 


Zeit 
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Aufruf zum Kampf gegen Amerikas Forderung zum 
Einsatz deutscher Soldaten 


von JutaNyhofen 


Die von der Bundesregierung jetzt in 
Alarmzustand und Kriegszustand versetz- 
ten deutschen Soldaten müssen wissen: 
Seit über hundert Jahren steht Amerika mit 
seinen Alliierten Freunden im Kampf ge- 
gen Deutschland! Zwei furchtbare Welt- 
kriege gegen Deutschland mit 20 Millionen 
deutschen Toten sind mit voller Unterstüt- 
zung der amerikanischen Regierungen ge- 
gen Deutschland geführt worden. 


Nach dem zweiten Weltkrieg, seit 60 Jah- 
ren ist in amerikanischen und besonders in 
New Yorker Zeitungen und dem Fernsehen 
eine unglaubliche Hetze gegen das deut- 
sche Volk losgetreten worden. Deutschland 
sollte in der ganzen Welt als Missetäter 
dargestellt und verurteilt werden. 


Als Folge der militärischen Niederlagen in 
zwei Kriegen ist den Deutschen eine be- 
stimmte Sicht auf die Zeitgeschichte auf- 
gezwungen worden, die mit der Realität 
nichts, oder nur wenig zu tun hat. 


Alle großen Hilfeleistungen, welche allein 
Deutschland in der ganzen Welt geleistet 
hat, wurden uns als Sühne und Schuld auf- 
gebrummt. Falls die Deutschen sich gegen 
diese Verurteilung wehren sollten, wurde 
mit erneutem Kriege gedroht. 


Nach den Verträgen von Maastricht wurde 
uns von Altbundeskanzler Kohl mitgeteilt: 
„Sollte sich das deutsche Volk gegen den 
Verlust der D-Mark und den Eingriff in 
seine Souveränität wehren, gäbe es Krieg!“ 
Von wem wohl? 


Wenn die heutige deutsche Regierung, von 
Amerika „von unseren Freunden“ spricht, 
so ist das die größte Lüge, welche je von 
Regierungsseite ausgesprochen wurde! 


Nach wie vor sind die Alliierten Mächte, 
zu denen besonders England aber auch 
Frankreich zählen, Freunde Amerikas und 
dem deutschen Volke feindselig gesinnt. 
Wenn jetzt deutsche Soldaten zum Kampfe 
für amerikanische Interessen (Pipeline 
durch Afghanistan!) aufgefordert werden, 
so steht noch immer der Vernichtungsplan 
des deutschen Volkes (Kaufmannsplan, 
Morgenthauplan) auf der Tagesordnung der 
Amerikaner! 


Das deutsche Volk soll durch weitere 
Überfremdung vernichtet werden! Und das 
ist gewollt! Wir fordern, und das ist nicht 
unmoralisch, daß das uns verblieben Rest- 
Deutschland in erster Linie den Deutschen 
vorbehalten bleibt. 


Wehe dem Volke, welches den Vernich- 
tungsplan seiner Feinde nicht sieht, nicht 


sehen will und ihm nicht entgegentritt - es 
ist dem Untergang geweiht! 


DAS Ziel der Amerikaner ist nach wie vor 
die vollständige Zerschlagung Deutsch- 
lands, um es entgültig aus der Geschichte 
zu verbannen. 


Nur der Deutsche, der noch deutsch blei- 
ben will, kann der zunehmenden Entmün- 
digung, Entfremdung und dem Identitäts- 
verlust der Deutschen entgegenwirken! Das 
Menschenbild der Deutschen, welches un- 
sere Regierung dagegen prägt, ist lebens- 
feindlich, unmenschlich und eine Bedro- 
hung für alle Deutschen. 
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SIND WIR VON IRREN 
UMSTELLT? 


HH. 


Am 17. März 

haben sich der britische Premier Blair 
und Bundeskanzler Schröder in Barce- 
lona „besorgt über die Gefahr geäußert, 
daß der Irak  Massenvernichtungswaffen 
herstellen und verwenden- oder anderen 
zur Verfügung stellen könnte“. 

Die Ehrenwerten wollen wohl Europa auf 
einen Überfall auf den meistgeschundenen 
Staat des Morgenlandes einspielen, einen 
herkömmlichen Freund Deutschlands. 

Mit wie viel mehr Recht könnte und sollte 
da Saddam Hussein einen Kreuzzug 
gegen die USA als „Großer Satan“ ausru- 
fen und fordern, diesem seine Massenver- 
nichtungswaffen wegzunehmen, Wieder- 
gutmachung zu leisten und die Täter zu be- 
strafen. 


Am 18 März 

erklärt der US-amerikanische Vizepräsi- 
dent Dick Cheney „Arafat muß Gewalt 
ein für allemal abschwören“ und stellt da- 
mit Ursache und Wirkung auf den Kopf. 
Gegen den Staat, der sich seit 1948 mit 
steigender Brutalität des Völkermordes an 
den Palästinensern befleißigt, soll Notwehr 
verboten sein? 

Damit wäre ein Grundrecht außer Kraft ge- 
setzt. 


EUROPÄISCHE UNION ALS SO- 
WJETISCHER ZWANGSSTAAT? 


Umberto Bossi, Vorsitzender der italie- 
nischen „Lega Nord“, hält mit seiner ein- 
schlägigen Überzeugung nicht hinter dem 
Berg: 

Eine „Union“ mit Kommissaren zu Brüs- 
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sel, die niemand gewählt hat, 


- die aber über die Köpfe der nationalen 
Regierungen hinweg alles entscheidet, 

- mit einer Einheitswährung, über die 
niemand gewagt hat, etwa das deutsche 
Volk abstimmen zu lassen, 

- mit „Zuwanderungsgesetzen“, die nicht 
nur das deutsche, sondern jedes Volk der 
„EU“ im eigenen Land zu Fremden 
macht, 

- mit einer „Justiz“, die einheitlich das 
Grundrecht auf Meinungsfreiheit unter- 
drückt - vornehmlich, wenn es um die 
Lebensfragen der Völker geht und 

- mit einer aufgeblasenen Verwaltung in 
Brüssel, die - nach Kanzler Schröder - 
„sich in der Verbratung öffentlicher Gel- 
der übt“ 


ähnelt dem berüchtigten Zwangsgefüge der 
Sowjetunion zunehmend wie ein Ei dem 
anderen. 


Schluß mit dem Wahnsinn! Laßt uns das 
„EUROPA DER VOLKER“ bauen. 
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USA-Bericht vom 12. Februar 2002 


VOM HELDENTUM WEIT 
UND BREIT KEINE SPUR 


von Hans Schmidt, Pensacola 


Der Artikel über die Überwachung des 
amerikanischen Luftraumes durch deutsche 
AWACS-Flugzeuge („Freund fliegt mit“) 
in „Amerika-Woche“ vom 22. Dezember 
01, laut dem die Amerikaner die deutschen 
Luftwaffenangehörigen als Helden betrach- 
ten, war ja interessant. 

Mir war es aber unmöglich, irgendwelches 
Heldentum in dieser Geschichte zu entdek- 
ken. 

Welcher Mut gehört schon dazu, mit dem 
Wissen völliger Unantastbarkeit und au- 
ßerhalb jeder Gefahr 10.000 m hoch über 
dem Gebiet einer verbündeten Nation zu 
fliegen? 

Während des Zweiten Weltkrieges sah ich 
echtes Heldentum auf beiden Seiten der 
Front. 

Ich kann Ihnen versichern, daß dieses nicht 
aus der normalen Ausübung des soldati- 
schen Berufes bestand. Aber heute leben 
wir ja in einer Zeit der Begriffsverwirrung. 
Vielleicht betrachtet man die deutschen 
Flieger als Helden, weil sie die mit dieser 
Aufgabe verbundene Langeweile gut über- 
stehen. 

Meiner Ansicht nach könnte man die Luft- 
waffensoldaten als mutig betrachten, die 
sich weigerten, sich unter den gegenwärti- 
gen Umständen (und weil es immer noch 
keinen Friedensvertrag zwischen Deutsch- 
land und den USA gibt) als Söldner in ei- 
nem Krieg benutzen zu lassen, der gegen 
deutsche Interessen ist. 


TIEFSTPUNKT ERREICHT 


Dr.R. Hennig, 
Kommandeur und Oberstarzt d. Res. a. D. 


- Nachdem bereits seit vielen Jahren Sol- 
daten der deutschen Bundeswehr welt- 
weit für fremde Anliegen auf deutsche 
Kosten in Einsatz sind, Verluste inbe- 
griffen, 

- nachdem, wie offiziellerseits widerwil- 
lig zugegeben wird, inzwischen „deur- 
sche Elitesoldaten (angebliche) Terrori- 
sten in Afghanistan jagen“- 

- tritt nun das ein, was deutscherseits nur 
als Albtraum empfunden werden kann. — 
deutsche Soldaten sollen in Israel zum 
Einsatz kommen. 


Auf der Kommandeurstagung zu Hannover 
am 8. April „schloß Bundeskanzler Schrö- 
der den Einsatz der Bundeswehr zur Tren- 
nung von Israel und den Palästinensern ... 
nicht grundsätzlich aus“, wie die FAZ vom 
9. April - allerdings nur in einem Teil ihrer 
Auflage - verlautbart. 


Im Klartext heißt dies, daß sich Deutsch- 
land auf einen solchen Einsatz einzustellen 
hat. 


Da der israelische Ministerpräsident Sha- 
ron nach gleicher Meldung „unbeeindruckt 
von internationalen Appellen bekräftigt, 
daß die Militäraktionen in den palästinen- 
sischen Gebieten fortgesetzt würden" be- 
steht nach Lage der Dinge kein Zweifel 
daran, daß sich deutsche Soldaten auf der 
Seite Israels als Täter an Völkerrechts- 
bruch, „ethnischer Säuberung“, Mord und 
Totschlag bis hin zum Völkermord beteili- 
gen soll. 


Hierzu passend „will Scharping die Bun- 


deswehr personell verstärken“ - ohne 
Geld. 


Die laufenden Ereignisse verdichten den 
Verdacht zur Gewißheit, daß Sharon über 
die ethnischen Säuberungen zur General- 
lösung des „Palästinenserproblems‘“ gelan- 
gen möchte, mithin zur Vernichtung der 
Palästinenser durch Völkermord. 


Spätestens jetzt wäre ein Aufschrei des 
deutschen Volkes fällig. 


Was haben sich eigentlich meine Herren 
Kommandeurskameraden am 8. April in 
Hannover gedacht? Sind diese allesamt 
zu feige, als daß nicht wenigstens einer 
aufstünde, um dem Herrn Bundeskanz- 
ler die Sach- und Rechtslage um die Oh- 
ren zu hauen? 


Nach Sachlage nützen die Auslandeinsätze 
der Bundeswehr Deutschland nicht nur 
nicht, sondern verursachen einen unschätz- 
baren Schaden. 

Nach Staats- und Völkerrecht handelt es 


sich um Verbrechen. 


Nun ist der Tiefststand erreicht, unter dem 
nichts mehr geht, der aber endlich Hand- 
lungsbedarf beim Bürger erzeugt. 


Meldungen — hier in der „Walsroder Zei- 
tung“ vom 27. Februar — denenzufolge im 
afghanischen Kandahar „die Stimmung un- 
ter den Amerikanern aggressiv sei und ei- 
nige Soldaten offensichtlich so hart gegen 
Gefangene vorgingen, daß Bundeswehran- 
gehörige einschreiten mußten“ passen ins 
Bild des Grauens und legen ein gutes 
Zeugnis für die deutschen Soldaten ab, 
auch wenn, der gleichen Meldung zufolge, 
„mehrere Soldaten der Elitetruppe wegen 
der starken physischen und psychischen 
Belastung schon vorzeitig heimgeflogen 
worden seien“ 


Be Ze BEE, t BER 
as Opfer aus dem 


In welchem Zus 
Verhör? 

Da deutsche Elitesoldaten mit Sicherheit 
mindestens ebenso belastbar sind, wie US- 
amerikanische, ist davon auszugehen, daß 
sich die USA der Störung ihrer kriegsver- 
brecherischen Umtriebe entledigen wollten. 


Noch bevor die USA die halbe Welt mit 
Krieg überziehen und Israel die Deut- 
schen zu Komplizen macht, müssen sich 
die Deutschen klar machen, wo sie ste- 
hen - und handeln. 
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Rasterfandung 
und Konto-,,screening“ 


Aus „Steuertip“ 12/01 


Stasi - West? 


Vor den Terroranschlägen des 11. Septem- 
ber wäre ein Aufschrei durch die Nation 
gegangen, hätte die Bundesregierung ver- 
sucht zu erklären, daß es zum Wohle der 
Nation unvermeidbar ist, jede Bankverbin- 
dung von Kunden eines Instituts zu erfas- 
sen und im Rahmen einer Rasterfahndung 
auszuwerten. Jetzt müssen diese Ereignisse 
dafür herhalten, daß die Bundesregierung 
einen „Gesetzentwurf für ein Viertes Fi- 
nanzmarktförderungsgesetz" vorgelegt 
hat, der Sie zum gläsernen Bürger eines 
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modernen Überwachungsstaates macht und 
das Bankgeheimnis endgültig ad absurdum 
führt. Der von Hans Eichel eingebrachte 
Entwurf sieht u.a. vor, daß 

©ca. 3.000 Bankinstitute in Deutschland 


alle Giro-, Spar- und Depotkonten deut- 
scher und ausländischer Staatsbürger 


dem Bundesamt für _ Kreditwesen in 
Bonn melden müssen. Erfaßt werden da- 
bei Stammdaten wie Name, Alter bzw. 
Nationalität. Per Knopfdruck ist für die 
Kontenevidenzbehörde jederzeit und 
unmittelbar abrufbar, wo und wie viele 
Konten eine natürliche oder juristische 
Person in Deutschland unterhält. Noch 
nicht erfaßt werden die Umsätze. Bei 
annähernd 240 Milliarden Transaktionen 
pro Jahr ist das noch zu komplex. 

die Banken dazu vergattert werden, 
Sicherungsprogramme (sog. ,, Konto- 
screening") einzurichten, die bei zwei- 
felhaften oder ungewöhnlichen Konto- 
bewegungen automatisch Alarm _schla- 


en 
Doch weder Datenschützer, noch hochbe- 
zahlte Interessenvertreter sind auf die Bar- 
rikaden gegangen ob eines solchen Fron- 
talangriffs auf den Datenschutz. Jeder 
Kleingewerbetreibende, der aufgrund von 
Geschäftsschwankungen oder einmaligen 
Verkaufserlösen (z.B. Anlagevermögen) 
plötzlich mehr auf dem Konto als gewöhn- 
lich hat, gerät so ins Visier der Bank und 
muß sich rechtfertigen. Doch nichts regt 
sich in Deutschland. Statt dessen wird das 
Vorhaben sogar als „gelungener Entwurf " 
oder „solide handwerkliche Leistung" von 
Verbandsfürsten gelobt. Dabei fällt es 
schwer, eine verfassungsrechtliche Be- 
gründung für diese Datensammelwut zu 
finden. 
Unterstellt man, daß die Anschläge in 
New York von radikal-islamistischen Al- 
Qaida-Terroristen verübt wurden, muß die 
Frage erlaubt sein, warum gerade mit Ver- 
weis auf dieses Ereignis deutsche Bürger 
durchleuchtet werden. Das läßt nur den 
Rückschluß zu, daß es letztlich nicht um 
die Bekämpfung international agieren- 
der Terroristen, sondern um die Kon- 
trolle des Staates über das Finanzverhal- 
ten seiner Bürger und das Abgleichen 
von Steuererklärungen geht. Doch es gibt 
auch Persönlichkeiten in den Verbänden, 
die sich nicht scheuen, deutliche Worte zu 
finden: „Mit diesem Gesetz erreichen wir 
ein Maß an Überwachung, das die Stasi nie 
erreicht hat. Es ist höchste Zeit, daß dem 
Einhalt geboten wird", bringt es der Präsi- 
dent des Westfälischen Genossenschafts- 
verbandes, Hartmut Schauerte, auf den 
Punkt. Das wollen wir gerne tun und bitten 
Sie deshalb um Ihre Mithilfe! 
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Mensch, gib du acht, eh du es sprichst, 


Daß du am Worte nicht zerbrichst! 


Dem deutschen Volke TA 


Gegründet von Gerd Honsik Frühjahr 2001 


Süßmuth belog 
Deutschland! 


„Baby-Boom“ in Frankreich! 


von Ing.Pöchacker 


Als Vorsitzende der „Zuwanderungskom- 
mission“ stellten Frau Süßmuth und Mittä- 
ter unter Vortäuschung einer vorhergegan- 
genen wissenschaftlichen Untersuchung 
fest, daß die permanente Einwanderung 
außereuropäischer Ethnien nach Deutsch- 
land unverzichtbar sei, da familienfördern- 
de Maßnahmen ein zufriedenstellendes An- 
steigen der deutschen Geburtenrate keines- 
falls bewirken könnten. Diese Behauptung 
ist falsch, das bestellte Ergebnis ist offen- 
sichtlich gefälscht worden. Frau Süßmuth, 
die als Familienministerin unter Kohl die 
Situation der Mütter (wie die Geburtenrate 
zeigt) nach Kräften verschlechtern half, 
kannte Honeckers bewährte Methode nur 
zu gut: Nämlich durch ein lückenloses 
und kostenloses Kinderaufbewahrungs- 
system von der Wiege bis zur Lehrstelle 
auch der zur Arbeit genötigten Frau der 
„modernen“ Industriegesellschaft die er- 
sehnte Fortpflanzung zu ermöglichen. 
Hatte Frau Süßmuth doch selbst jenem 
Kohl-Regime angehört das nach dem An- 
schluß der DDR an Westdeutschland bin- 
nen weniger Wochen die Infrastruktur der 
Familien auf mitteldeutschem Boden zer- 
schlug und die Geburtenrate binnen neun 
Monaten halbierte um Platz für ihren mul- 
tikulturellen Auftrag zu schaffen. Nun ist 
diese Dame abermals Lügen gestraft wor- 
den: Die Frankfurter Allgemeine Zeitung 
stellte am 07.02.2002 fest: „Kindersegen in 
Frankreich!“ Das Wundermittel? Die Kin- 
der während der Arbeit der Mütter zu ver- 
wahren. (Siehe Honecker). So einfach 
könnte das Abendland gerettet werden. 
Wenn man nur wollte. Aber Kalergis Jün- 
ger wollen nicht. Darum fahren sie fort, 
Deutschland und Europa zu täuschen. Und 
lügen vom ethnischen Selbstmord als ein- 
zigem Zukunftsmodell. 


Des Wortes Gewalt 


Im Wort ruht Gewalt, 
Wie im Ei die Gestalt, 
Wie das Brot im Korn, 
Wie der Klang im Horn, 


Wie das Erz im Stein, 
Wie der Rausch im Wein, 
Wie das Leben im Blut, 
In der Wolke die Flut — 
Wie der Tod im Gift 
Und der Pfeil, der trifft. 


Betrachtungen 


Georg Albert Bosse, Herausgeber 
der hochangesehenen, dem Deutsch- 
tum verpflichteten Zeitschrift „RECHT 
und WAHRHEIT“, übermittelt uns in 
der Ausgabe 3+4/2002 aus seinem 
spanischen Exil einen Leitartikel der 
besonderen Art. 

Wegen seiner entscheidend wichti- 
gen, grundsätzlichen Aussage brin- 
gen wir ihn im vollen Wortlaut, denn 
diese Aussage gilt für alle Deutschen 
und verpflichtet alle gleichermaßen: 


AUFGEBEN? - NIEMALS! 


Lieber Leser von 
„Recht und Wahrheit" 


von Georg AlbertBosse 


Von ihrem Eintreten für die geschichtliche 
Wahrheit kampfesmüde gewordene ältere 
Deutsche geben mir für ihren „Ausstieg“ 
fast gleichlautende Erklärungen ab: 

Aus Altersgründen kann ich mich nicht 
länger für RECHT und WAHRHEIT ein- 
setzen. Es hat sich seit 1945 in diesem 
Land politisch (und wirtschaftlich) vieles 
zu Ungunsten unserer Staatsauffassung 
verändert. Das meiste erweist sich heute 
als unumkehrbar. Wozu die letzten Reste 
meiner mir noch verbliebenen Körper- und 
Geisteskraft in einem aussichtslosen Kamp- 


fe verzehren? 


Meine Antwort in solchen Fällen ist immer 
die gleiche: Weil alle Lebewesen auf die- 
sem Stern geboren wurden (und werden), 
sich in dem ihnen bevorstehenden Lebens- 
kampf zu bewähren. Da geht es zunächst 
um die Sicherstellung zweier elementarer 
Grundlebensbedürfnisse, als da sind die 
Nahrungsbeschaffung und das Abstecken 
eines gemeinschaftsdienlichen Wohn- und 
Lebensraums. Hierzu addieren sich die all- 
gemein-menschlichen Grundrechte, wozu 
der Schutz sowie der Erhalt der Familie: 
Sippe und Volk, zählt. Diese Grundbedürf- 
nisse zusammengenommen umschließen 
wiederum die Sicherung der Habe; denn es 
geht im menschlichen Gemeinschaftsleben 
auch um die Pflege eines auf die Ver- 
wandtschaftsgruppe überkommenen Ah- 
nenerbes. Und nicht zuletzt geht es - dieses 
Lebensbedürfnis steht für manche Deut- 
sche sogar an erster Stelle - um die Ver- 
wirklichung von immaterieller Bedürfnis- 
sen, die in der moral-ethischen Bereitwil- 
ligkeit gipfeln, für bestimmte LEBENS- 
IDEALE das Höchste, nämlich das eigene 
Leben, hinzugeben. Fazit: Unser Lebens- 
recht wird uns nicht geschenkt, wir müssen 
es uns erkämpfen. 

Lieber Freund, für sein Lebensbild aus 
innerer Überzeugung eintreten zu wol- 
len, das ist keine Entscheidung, die an 
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der Zahlengrenze eines bestimmten Le- 
bensalters endet. Wir führen einen Auf- 
klärungsfeldzug. Wir bekämpfen Unwis- 
senheit und geistige Falschmünzerei. 
Unsere Aufgabe besteht darin, einer mit 
Geschichtslügen vollgestopften Jugend 
das reine Quellwasser der Wahrheit zu 
reichen. Wir Älteren, die wir als Zeitzeu- 
gen „dabei waren“, gehören zu den weni- 
gen noch Lebenden, die sich einen „unver- 
stellten Blick“ auf unsere Vergangenheits- 
und Gegenwartsgeschichte bewahrt haben. 
Wir sind die letzten - dies ohne Übertrei- 
bung gesagt -, die aufgrund ihres Wissens 
hinter den politisch gewollten Geschehens- 
abläufen das ihnen zuzuordnende Motiv 
auszumachen vermögen und infolgedessen 
die Hintergrundmächtigen erkennen kön- 
nen, deren folgenschwere Handlungen - 
von Geld- und Machtgier angetrieben - Tod 
und Knechtschaft für eine Völkergruppe 
wie für den Einzelnen mit sich ziehen. 


Unser Wissen an unsere Jugend weiter- 
zureichen, ist Aufgabe und Verpflich- 
tung zugleich. Wissen ist Macht! Der Un- 
wissende, der Ignorant, gleich welchen Al- 
ters, gleich welche soziale Rangstufe wir 
ihm zubilligen oder welcher ethnischen 
Herkunft er entstammt, hat den „Kampf um 
Nahrung“ und den um seine „Daseinssiche- 
rung“ in dem Augenblick verloren, da er 
von dem ihn angebotenen Wissensfundus 
keinen Gebrauch macht, sich also des Wis- 
sensschatzes nicht bedient, der seiner harrt. 
Wer sich statt dessen lieber einem egoisti- 
schen, zeitverschwenderischen „Ausleben“ 
bei „Spiel und Spaß“ hingibt, hat nicht nur 
den Wettlauf um erste Plätze im Wettbe- 
werb von „Könnern, Erfindern und Im- 
pulsgebern verloren. Er verfügt wegen sei- 
ner Wissensarmut auch über keinerlei Mir- 
spracherecht am Tisch der Wissenschaften; 
noch viel weniger würde er sich einem in- 
ternationalen Leistungsvergleich stellen 
können. Die heutige sogenannte Spaßge- 
sellschaft, die in unserem Land vorwiegend 
Deutsche im jugendlichen (pubertären) Al- 
ter verführt, hält sie aber auch von einer 
gemütstiefen Erfahrungserweiterung ab, 
die ihnen aus vorhandener seelischer Er- 
lebnisfähigkeit zuwüchse und ihnen zu ei- 
nem tieferen Einblick in den Sinn mensch- 
lichen Lebens verhülfe. Zur „Wissensar- 
mut“ und zur „Seelenarmut“ kommt 
schließlich noch (die materiell zu verste- 
hende) „Leibesarmut“ hinzu. Junge Men- 
schen, die an dieser dreifachen Mangeler- 
scheinung leiden, bilden die Mehrheit der 
„Wissens- und Seelenarmen“ in unserem 
Land. Sie stehen auf den Wartelisten von 
hoffnungsvolleren Berufsanwärtern mit 
besserer Ausbildung auf den hinteren Plät- 
zen. Sie sind auch die Letzten in den Ta- 
bellen berufsspezifischer Einkommens- 
abstufungen - und bilden letztendlich als 
Verlierer, die sie eigentlich von Haus aus 
gar nicht mal sind, sondern zu denen sie 


geradezu absichtsvoll gemacht (verführt) 
wurden, die Arbeitslosenschlangen auf den 
Fluren bundesdeutscher Arbeitsämter. 


Diese künstlich geschaffenen Versager - 
alimentiert von einem Staat, der sich „sozi- 
al" nennt, obendrein vorgibt, „„menschen- 
freundlich“ zu sein, sogar „arbeitnehmer- 
freundlich“ - geben sich der illusionisti- 
schen Lebenslüge hin, sich für unbegrenzte 
Lebenszeit auf dem „Karussell der Lebens- 
freude“ einrichten zu dürfen. Diese Ein- 
tagsfliegen müssen aber nach untergehen- 
der Sonne, in der einbrechenden Dämme- 
rung am Tagesende, sprich nach plötzlich 
ausbleibendem Unterhalt erschreckt fest- 
stellen, daß sie in ein bodenloses Nichts 
abstürzen, wo niemand auf sie wartet. 
Niemand fängt sie auf. Kein vernünftiger 
Arbeitgeber vergibt einen Arbeitsplatz an 
ausgelaugte, unausgebildete Frühgreise von 
dreißig Jahren, die noch nicht einmal das 
Kleine Einmaleins aufsagen können. Diese 
mit staatlicher Billigung geförderte Igno- 
ranz hat für die Volksgemeinschaft (die ja 
neuerdings nur noch aus „Bürgern ohne 
ethnisches Antlitz‘‘ besteht) schwere Fol- 
gen! Aber das soll ja wohl nach dem Wil- 
len jener, die momentan in Deutschland 
das Sagen haben, so sein. 


Ein Staat, der von den umsatzabhängigen 
Unternehmern hohe Steuerabgaben abver- 
langt, der aber den Arbeitsplatzanbietern, 
die diese Unternehmer als steuerzahlende 
Staatshaushaltfinanzierer ja sein müssen, 
da sie Erzeugnisse herstellen, die sie auf 
dem Angebotemarkt losschlagen wollen, 
keine gut ausgebildeten Arbeitskräfte zu- 
führt, sägt sich selbst den Ast ab, auf dem 
er (was diesen Parteienstaat angeht) nur vo- 
rübergehend, so hoffe ich, Platz genommen 
hat. Sollte man angesichts einer solcher- 
weise sich klammheimlich heranschlei- 
chenden Staatspleite in Jubel ausbrechen? 
Nur verhaltene Schadenfreude dürfte ange- 
bracht sein. Ohne Geld gibt es keine Vor- 
anentwicklung im Land, ohne die bereitzu- 
stellenden notwendigen Mittel gibt es keine 
sichernde Bestandspflege von vorhandenen 
Werten - ich meine unseres Allgemeinguts. 
Verfall und Verlotterung kehrten ein, 
Preiserhöhungen gingen mit einer verlust- 
reichen materielle Werte vernichtenden In- 
flation Hand in Hand. Und dann, im aller- 
letzten Aufbäumen vor dem totalen Unter- 
gang, ein allerletzter Ausverkauf noch vor- 
handenen Volkseigentums. Wir verarmten 
gänzlich. 


Aus dieser (kommenden?) Misere „rettete“ 
uns auch nicht das Geschwafel von Partei- 
bonzen sogenannter rechter Parteien. So- 
lange der altersschwache Dampfer EURO- 
PA im Kielwasser des übermächtigen 
Flaggschiffs USA mitschwimmt, gibt es 
keine Rettung für die Nationen. Die euro- 
päischen Staaten insgesamt haben nur 
dann eine Zukunft, falls ihnen an Frei- 


heit, Selbstachtung, Selbstbestimmung 
und Unabhängigkeit gelegen ist, wenn 
sie die dollarvergoldeten Stahlfesseln, 
die die USA ihnen angelegt haben, 
sprengen und von sich werfen. Das be- 
deutet für uns, die wir uns nicht für Duck- 
mäuser und Stillhaltebürger halten, die so- 
genannten „Staatsmänner“ in Europa - so- 
bald die Zeit hierfür gekommen ist - alle- 
samt dorthin zu verjagen, woher sie ge- 
kommen sind (und wo sie wahrlich hinge- 
hören): Zum Teufel! 


Bis es soweit ist, haben die JUNGEN in al- 
len Ländern Europas die Pflicht, sich einen 
soliden Wissensstandard anzueignen, der 
sie befähigt, am Tage Null das Ruder ihres 
jeweiligen nationalen Bootes fest in die 
Hand zu nehmen. Wir Älteren haben die 
nicht minder schwere Aufgabe, der bil- 
dungswilligen Jugend Mut zuzuspre- 
chen, ihr Hoffnung zu machen, sie bei 
der Vorbereitung der zu erwartenden 
Aufgabenlast zu unterstützen. Die Ge- 
schichte macht ihre eigenen Gesetze. Seien 
wir ob jung oder alt dazu bereit, ihrem Ruf 
zu folgen, sobald uns der Saum ihres Man- 
tels streift. Dann heißt es: Aufbrechen, zu- 
packen, kämpfen und - siegen! 
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Brief 


vonA. Mitterer 
Liebe Freunde! 


Mitten in die Gedan- 
ken, wie sich der "73% 
Rundbrief zu EEE 
Toben der Gewalt in diesen Tagen stellen 
soll, fiel ein Zwischenruf, der an das erin- 
nerte, was unser Schicksal viel tiefer be- 
rührt als die Bedrohung, die sich im Nahen 
Osten aufbaut. 

Einer der Freunde empfahl den pragmati- 
schen Kurs: Wer in Zeiten der Meinungs- 
kontrolle bestehen will, müsse flexibel 
sein. 

Vergangenem sei nicht länger nachzuwei- 
nen. Der Zukunft sei besser gedient, wenn 
die Restsubstanz unseres Volkes durch 
richtige Ernährung und ein Leben in gift- 
freier Umwelt gesund erhalten wird. Über- 
fremdung und Durchmischung seien altbe- 
kannte Erscheinungen in der Natur. Die 
Deutschen seien letztlich kein homogenes 
Volk, sondern seit jeher eine Rassenmi- 
schung; die Unterschiede zwischen Nord 
und Süd seien stärker als dort jeweils zu 
den Nachbarn. Die gemeinsame Hochspra- 
che sei auch nur eine Kunstsprache. Die 
Zukunft gehöre nicht den Nationalstaaten, 
sondern vermutlich Regionalzusammen- 
schlüssen, die sich nach neuen Regeln bil- 
den werden. Die weltweite wirtschaftliche 
Verflechtung sei ohne tödliche Folgen 


Im Ostermond 2002 
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nicht mehr rückgängig zu machen. Der gei- 
stige Wandel sei so weit fortgeschritten. 
daß es für ein Deutschland im alten Sinn 
keine Mehrheit in der Bevölkerung mehr 
gebe. Im übrigen sei es eine unfruchtbare 
Quelle ewigen Streits, wenn ständig natio- 
nale Lösungswege als alleingültige Dog- 
men gegeneinandergestellt werden. 

Diese Überlegungen klingen für manche 
fremd - nämlich zeitgemäß. Als Anstoß zur 
Selbstkontrolle sind sie dennoch zu begrü- 
ßen. Sie lenken auf die Kernfrage unseres 
Fortbestehens hin, auch wenn wir sie heute 
noch nicht endgültig beantworten können. 
Sie nötigen aber dazu, den eigenen Stand- 
punkt und die Folgerungen daraus für das 
weitere Tun zu klären. 

Für uns - nicht für die herrschende Klasse 
und auch nicht für die breite Masse - lautet 
diese Frage: 

- Hat die Lauge des Hasses gegen alles 
Deutsche das Gefüge des Deutschen Vol- 
kes so zermürbt, daß es heute zerfällt wie 
verätztes Metall? 

- Oder haben Haß und Kriege einen noch 
unsichtbaren Volkskern erschmolzen., der 
den Überlebenswillen trotzig weiterträgt im 
Vertrauen auf den ewigen Wandel der Ge- 
schichte? 

Eine Antwort hat unser Freund wohl doch 
bereits im ersteren Sinn gegeben, ohne es 
so auszudrücken. Wollten wir ihm folgen, 
dann könnten wir uns mit dem Blickwinkel 
einer sanften Öko-Partei vertraut machen 
und nach dem Nirwana suchen. Auf diesem 
Wege wären das öffentliche und das per- 
sönliche Wohl zeitgemäß zu verfechten 
und zu besorgen. 

Unser Kreis sieht in diesem flexiblen Ver- 
halten sicherlich den Weg ins Verdäm- 
mern. Er vermißt darin nicht nur den Na- 
turtrieb zur Behauptung und zur Abgren- 
zung der eigenen Art, der auch im Men- 
schen steckt. Er vermißt auch ein Merkmal, 
das den Menschen vom Tier unterscheidet: 
Es ist das Wissen vom Heil einer ewigen 
Ordnung, die in der Verehrung der Ahnen 
und in der Weitergabe des eigenen Bluter- 
bes liegt. Wir wissen sehr gut, daß eine sol- 
che Haltung im gegenwärtigen Drang zum 
Tierhaften nicht gern gesehen ist. Trotzdem 
mögen wir sie nicht ablegen, sondern be- 
wahren sie um so bewußter, je gefährlicher 
es ist, sie offen zu zeigen. Zugleich wissen 
wir aber auch, daß dieses unser Bewahren 
die erreichte Stufe der Evolution des Men- 
schen nicht sichern kann. So wie die Kün- 
ste seit 50 Jahren wieder um Jahrtausende 
hinter den Stand zu Zeiten der 18. ägypti- 
schen Dynastie zurückfallen, so kann der 
Siegeszug der Völkermörder, Gen-Mecha- 
niker und Menschen-Kloner die Notwen- 
digkeit eine neuerlichen Menschwerdung 
zu verantworten haben oder zumindest das 
Ende einer kulturfähigen Menschenart. Sie 
sind dabei, den Menschen als Gefäß für das 
göttliche Ingenium zu zerstören. Es liegt 
nicht in unserer Macht, das zu verhindern; 


aber wir bieten dem Schicksal unsere Treue 
an. Damit ist das Wesentliche gesagt, was 
möglicherweise die eindeutige Mehrheit im 
Freundeskreis denkt und empfindet. 

Viele möchten zu den erwähnten Überle- 
gungen vermutlich noch mehr sagen, dies 
insbesondere zur Gestalt unseres Volkes. 
Es wäre sogar für die heute recht gedan- 
kenlose Masse nur ein kleiner Schritt zu 
der Erkenntnis, wer das deutsche Volk 
ausmacht. Denn „deutsch“ wird in be- 
stimmter Absicht von außen her definiert. 
Erst kürzlich gab Jürgen Möllemann mit 
seiner Kritik an Israels Politik wieder den 
Anlaß, ihn an seine Herkunft aus dem 
„Land der Mörder“ zu erinnern. Die Deut- 
schen sind in den Augen des Auslands und 
vieler Fremder immer noch unterschiedslos 
das Volk der Täter oder der Mörder. 
„Deutsch ist, wer zum Volk der Mörder 
gehört“ schrieb die Süddeutsche Zeitung 
am 04./05.10.1997. Dergleichen schmiedet 
die Gebeutelten zusammen, ob sie wollen 
oder nicht. Hinzu kommt, daß sie gemein- 


sam noch 57 Jahre nach Kriegsende 
Wiedergutmachungen in vielerlei Art 
zahlen müssen, weil man dieser 


Menschengruppe - wir nennen sie das 
Deutsche Volk - keinen Friedensvertrag 
und somit keine endgültige Regelung ihres 
völkerrechtlichen Status gewährt. 

Typisch deutsch ist das Wiederaufbauwerk, 
soweit es die Sieger im zerstückelten Reich 
zugelassen haben. Wie steht - im Vergleich 
dazu - die Siegernation Rußland nach 57 
Friedensjahren da? Es war die Leistung der 
Kriegsgeneration; jetzt wird ihr Werk - 
zumindest was die Staatsordnung angeht - 
geradezu planmäßig wieder abgebaut. 

Das ist aber nur die Oberfläche. Viel tiefer 
und inniger sind die deutschen Stämme 
durch das gemeinsam erlittene Schicksal in 
den vergangenen Jahrhunderten zusam- 
mengebunden worden. Irgendwann - wenn 
die Ohnmacht abfallen sollte - müßte das 
ungeheure Blutopfer des letzten Krieges als 
Siegel der deutschen Gemeinschaft erkannt 
und angenommen werden. Stalingrad, 
Dresden, Nemmersdorf, Rheinwiesen, 
Freudenstadt, Flucht und Vertreibung und 
zahllose weitere Stationen treffen die Deut- 
schen alle zusammen; ebenso stehen die 
Einzelschicksale von Unrechtsopfern, wie 
Rudolf Heß, Erich Priebke und zahllose 
andere stellvertretend für alle Deutschen. 
Da ist zwischen Norden und Süden nicht 
zu trennen. 

Die Erinnerung an deutsches Leid und 
deutsche Größe ist für uns kein Hinterher- 
weinen; sie macht vielmehr die Grundlage 
bewußt, auf der eine neue Gemeinschafts- 
leistung wachsen kann. Die Treue und das 
Wissen gehören heute nicht auf der Straße 
vorgeführt. Auch in der Verbannung bilden 
sie zusammen eine geistige Kraft, die auf 
den Ruf des Schicksals wartet. 

Die Möglichkeit des gänzlichen Scheiterns 
der Hoffnung auf ein selbstbestimmtes 


Deutschland ändert nichts an der Haltung 
der Getreuen. 

Ich bitte um Ergänzung und Widerspruch. 
In Verbundenheit 


ee en 
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Die normative Macht 
des Faktischen? 


vonJanHus 


Die Politiker der deutschen Staatsführung 
stellen die katastrophale Entwicklung in 
unserem Volke als die Folge der „normati- 
ven Macht des Faktischen“ hin. Auf diese 
Weise wollen sie von sich als die Verursa- 
cher und wahrhaft Schuldigen ablenken. 
Würde man jedoch unsere bestehenden Ge- 
setze anwenden, so müßten viele von ihnen 
als die Verantwortlichen wegen Hochver- 
rats und Volksmords angeklagt werden. 


Die unmittelbare Zerstörung des Deutschen 
Volkes durch die eigene Staatsführung, die 
sogenannte „Umvolkung“, kann problem- 
los aufgrund der Beweise und Fakten für 
jeden gesunden Menschenverstand nach- 
gewiesen werden, wenn dieser noch eine 
klare Unterscheidungsfähigkeit besitzt. 


Bis etwa zum Jahre 1949 haben wir eine 
begrenzte eigene deutsche Nachkriegspoli- 
tik betrieben. Doch dann mußten unser Ex- 
Kanzler Adenauer und sein Handlanger 
F.J. Strauss ihren Antrittsbesuch machen in 
Amerika. Seitdem gibt es keine eigene 
deutsche Politik mehr, sondern nur eine 
zionistisch-amerikanische. 


Es führt an dieser Stelle zu weit, wenn man 
die kriecherische Unterwürfigkeit und Zah- 
lungsbereitschaft der deutschen Vasallen 
gegenüber ihren neuen Herren offenlegen 
würde. Inzwischen ist unser Volk durch 
fünfzig Jahre Gehirnwäsche völlig verblö- 
det worden und für alle Welt der Zahlmei- 
ster. Wohlgemerkt, es zahlen aber nur die 
kleinen Steuerzahler und die fleißigen Bür- 
ger, die sich unter großen Opfern etwas Ei- 
gentum geschaffen haben. Doch alle ande- 
ren zocken diese ab und an erster Stelle un- 
sere „amerikanischen Freunde, Verbündete 
und Beschützer“. 

Der solide deutsche Bürger wird in diesem 
Staat fühlbar bestraft. 

In „Zeit-Fragen“, der Wochenzeitung für 
freie Meinungsbildung, Ethik und Verant- 
wortung (Auflage 40.000); Nr. 50 (51)/ 
2001 / Seite 10, I1 u. 12 befinden sich ge- 
nug Hinweise auf diverse Hintergrundor- 
ganisationen und Geheimbünde rund um 
den Rockefeller-Konzern. Es ist offensicht 
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lich, daß jetzt durch Kriege und rohe Ge- 
walt die Weltdiktatur herbeigeführt werden 
soll. Die Durcheinander-Globalisierung 
und der eingetäuschte Euro ist nur der An- 
fang. Tatsachen, die für einen kritischen 
Leser freier Publikationen längst Allge- 
meinwissen sind, werden von den deut- 
schen Politikern nicht begriffen und wahr- 
scheinlich nicht einmal geprüft. 

Das „Milliardenloch‘ des Bundeshaushal- 
tes und der Haushalte der Länder und 
Kommunen hat nicht das Geringste mit der 
Weltkonjunktur oder dem verringerten 
Wirtschaftswachstum zu tun. Es ist eine 
kausalbedingte Folge von Zentralisierung, 
Globalisierung und grenzenloser Dumm- 
heit unserer eigenen Ver-Führer. Viele Be- 
richte in den Medien sind auf plumpe Wei- 
se gefälscht. 

Wer eine gewachsene Struktur und die Ei- 
genart (eigene Art) eines Volkes sabotiert 
und unterhöhlt, gemeint sind hiermit die 
ranghohen Politiker und Entscheidungsträ- 
ger, handelt im höchsten Maße verantwor- 
tungslos und muß für diesen Hochverrat 
und Volksmord angeprangert und verurteilt 
werden. 

Der Geheimvertrag zwischen Ex-Kanzler 
Kohl und Galinski vom jüdischen Zentral- 
rat, in dem über unser Land verfügt wird 
als wäre es Kohls Rittergut, ist nicht nur 
sittenwidrig, sondern er bleibt auch Hoch- 
verrat, obwohl im Grundgesetz der Artikel 
143 (Hochverrat) „vorsorglich“ aufgeho- 
ben worden ist. 

Das deutsche Strafgesetz sagt außerdem in 
StGB 220a, daß Mord strafbar ist, und 
zwar im Allgemeinen mit Höchststrafe. 
Dies gilt selbstverständlich auch für Völ- 
kermord. 

Die faktische Versklavung der Deutschen 
durch das Asylrecht macht sie nicht nur zu 
Knechten und dienstbaren Geistern der 
„neuen Mitbürger“, sondern sie ist bereits 
unumkehrbar, denn niemand kann inzwi- 
schen noch sagen, wieviel Millionen Aus- 
länder bereits in unserer AUFNAHMEGE- 
SELLSCHAFT (MdB Süssmuth) leben. 
Deren kaninchenhafter Nachwuchs ist un- 
übersehbar; jedoch unbekannt, weil die 
Zahlen absichtlich verschwiegen werden. 
Diese Entwicklung führt mit tödlicher Si- 
cherheit zu einem Volksaufstand, einem 
sogenannten inländischen Krieg der „Be- 
sitzlosen gegen die Besitzenden“. Man 
muß dies vergleichen mit einem Beispiel 
aus der Natur: Die deutsche Hausratte ist 
bereits vor über hundert Jahren von den 
Wanderratten ausgerottet worden, die hier 
massenhaft aus der Türkei und dann aus 
ganz Asien eingedrungen sind. 

Um die fatalen Folgen dieses unfaßbaren 
Unrechtes am eigenen Volke zu übertün- 
chen, (er)fand die deutsche Staatsführung 
ein eigens ausgesuchtes Zauberwort: die 
„INTEGRATION“. Gesetze werden geän- 
dert und durch maßgeschneiderte ersetzt, 
damit sich die Verantwortlichen hinter die- 


ser „Legalisierung“ verstecken können. 
Aber die Welle der Integrationspleite über- 
trifft bereits die Firmenpleiten und den un- 
ausweichlichen Wirtschaftsbankrott, denn 
75% unseres Haushaltes werden mit stetig 
steigender Tendenz für das Wohl unserer 
„neuen Mitbürger“ vergeudet (siehe Be- 
rechnung von Dipl. Volkswirt Karl Baß- 
ler). Danach folgt dann unser aller Ende. 
Doch unsere deutsche Staatsführung lehnt 
es von vornherein ab, Mahnungen und 
Warnungen aus dem Volke heraus zu be- 
achten. Historisch nachweisbar ist der ge- 
waltige Protestschrei gegen den Demago- 
gen Adenauer, der nicht nur 750.000 (!) ei- 
genständige, kinderreiche Bauernbetriebe 
eliminiert hat, sondern der auch der ver- 
antwortungslose Weichensteller ist für die 
jetzigen internationalen Angriffskriege un- 
serer „Verteidigungs“-Soldaten; für Atom 
und vieles mehr. 


Hiermit schließt sich dann der verhängnis- 
volle Kreislauf mit der unlogischen Fehl- 
einschätzung unserer selbstüberzeugten 
VolksZertreter: Nicht sie selbst seien ver- 
antwortlich für den kommenden deutschen 
Holocaust, sondern die „normative Macht 
des Faktischen“. Ei 


WEHE DEN 
UNPRIVILEGIERTEN 


von Rainer Daehnhardt 


Die Zahl von 70.000 wegen Meinungsde- 
likt Verfolgten wurde überschritten! Dies 
ist schon kein kleines Dorf mehr, sondern 
eine explodierende Kleinstadt. 


Was unterscheidet diese Verfolgten von 
den Nichtverfolgten? Hauptsächlich eine 
Tatsache: SIE KÖNNEN IN GEWIS- 
SENSRUHE SCHLAFEN, da sie das aus- 
sprachen oder schrieben, von welchem sie 
überzeugt sind und sich nicht vor aufge- 
jochten Lügenmärchen beugten. 


Die aus Meinungsdelikt verfolgten sind 
DIE HEUTIGEN JÜNGER DER WAHR- 
HEIT, die man zwar in die Arena schicken 
kann, die jedoch mit erhabenem Kopf da- 
stehen, allen als Beispiel und als Martyrer 
der Linksdemokratie dieselbe, allein schon 
durch ihre Existenz, entblößen. 


Sie sind DIE PRIVILEGIERTEN, welche 
als wache, denkende Menschen leben und 
nicht als eingeschläferte, sich des Denkens 
nicht mehr benützende, von der Meute ge- 
leiteten, zum schlachten gemästeten Herde, 
geistig dahinsiechen. 


Wenn dieser ganze Nachkriegsschlamassel 
vorüber ist (die Wahrheit ist wie ein Trop- 


fen Olivenöl, man kann sie mit Dreck und 
Schlamm bewerfen, verwässern und Jahr- 
zehntelang durch den Fleischwolf drehen, 
sie kommt eines Tages doch wieder her 
vor), werden die Namen all derer, die nicht 
zu Stiefelleckern oder mit Scheuklappen 
zur Seite Sehenden wurden, als die einzig 
ehrbaren angesehen werden. Wer will dann 
noch erneut sagen können, daß er davon 
nichts gewußt hatte? Wer will dann noch 
sagen können, daß er davon keine Ahnung 
hatte? Fußball, Bier und Übersättigung sind 
die heutige Version der ehrlosen Mithelfer 
die so gehirngewaschen sind, daß ihnen 
nicht einmal aufgegangen ist, daß sie alle, 
auf ewig verurteilt, mit einer psychologi- 
schen Haftkette und Kugel am Bein durch 
ein Sklavendasein hinken, in welchem sie, 
als Zwangsarbeiter in SALOMONS 
GOLDGRUBE, arbeiten und gar nicht 
mehr sehen, daß sie schon längst ihre Frei- 
heit und die ihrer Heimat verloren haben. 
Wehe den Unprivilegierten, wenn sie aus 
ihrem Dämmerschlaf aufwachen und es 
nicht mehr vertragen ihr eigenes Gesicht 
im Spiegel zu sehen! 

Wehe den Unprivilegierten wenn sie vor 
den Grabsteinen ihrer Vorfahren stehen 
und erkennen, daß sie derer unwürdig sind! 
Ihre Kinder und Enkeln werden sich ihrer 
schämen! 
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Wahrheit und Lüge 


von Richard Gersie 
Mein Freund sprach zu mir: 


„Jede Wahrheit sieht sich einer Lüge ge- 
genübergestellt. Es liegt in der Absicht der 
Lüge, Wahrheit zu verfälschen - ergo ist 
die Lüge eine Betrügerin. Wer einer Betrü- 
gerin auf den Leim geht, ist dumm. Des- 
halb wendet sich die Lüge immer an 
Dumme. Das Schlimme ist, die Dummen 
sind in der Überzahl. 

Ich frage: Wie lange noch müssen wir uns 
von solchen regieren lassen, die uns Lügen 
auftischen?“ 


Ich suchte nach einer Antwort: 

.. solange die Wissenden es zulassen. 

.. solange sie Lügen hinnehmen, diese 
nicht aufdecken. 

.. solange sie noch nicht weitere Wege 
zugunsten der Wahrheit verfolgen. 

.. solange die Bequemen alles hinnehmen 
und nicht fragen. 

.. solange diese die Verantwortung für ihr 
Leben nicht übernehmen wollen. 


Zugegeben: 
Die Lüge ist Meisterin der Tarnung. Sie ist 
nicht immer leicht zu durchschauen. 
Dazu gehört Aufmerksamkeit und Wissen. 
Die Lüge ist eine Meisterin des Nachdruk- 
kes. 
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Sie rechnet mit der Macht der Gewohnheit 
und arbeitet darum mit der Wirkung stän- 
diger Wiederholung: „Irgend etwas wird 
wohl dran sein.“ 

Doch der Wissende erkennt die Fesseln der 
Gewöhnung, ist wachsam und wird nicht 
müde, immer wieder zu prüfen. 

Die Lüge ist eine Meisterin der Lautstärke 
und der krummen Wege. Sie weiß um die 
Wirkung der Übertreibung. 

Doch der Wissende läßt sich nicht davon 
blenden. Er weiß: Die Wahrheit geht auf 
leisen Sohlen, auf geraden Bahnen, doch 
mit gewichtigen Schritten. 

Die Lüge läuft im Gewand der Rechtschaf- 
fenheit und rechnet mit der Gutgläubigkeit, 
die dem Deutschen aufgrund seines ehrli- 
chen Grundzuges angeboren ist. 

Der Wissende erkennt dies Gewand als 
. „des Kaisers neue Kleider“, als fadenschei- 
nig. Er ist unvoreingenommen und denkt 
klar. 

Die Ehrlichkeit bewahrt er gegen sich 
selbst und die Seinigen. Lügnern gegen- 
über erlaubt er sie nur nach Prüfung, ob sie 
bei diesen wirklich der Wahrheit dient. Er 
lernt, genau zu unterscheiden. 

Die Lüge ist ein Mittel des Kampfes der 
Machthungrigen zur Beherrschung der 
Masse. 

Der Wissende erkennt diesen Kampf als 
solchen und nimmt ihn mit den Mitteln der 
Klugheit auf. Zugegeben: 

Dummheit ist schlimmer als Bosheit. Letz- 
tere ist leichter zu erkennen und erlaubt 
den bedachten Widerstand. Dummheit ist 
eine versteckte Krankheit und darum 
schwer zu bewältigen. 

Doch der Wissende erkennt die Wahrheit 
als Ausdruck der uns innewohnenden Ge- 
setze des Lebens an. Er erkennt die Not- 
wendigkeit des Kampfes, das Leben zu be- 
stehen und verantwortlich zu gestalten. 
Gerade darum ist es Aufgabe des Wissen- 
den, seinen Mut und alle seine Kräfte 
wachzurufen, Wege und Mittel zu erkun- 
den, diesen schwersten Kampf beharrlich 
und klug zu führen und ihn zugunsten der 
Wahrheit zu bestehen. 
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Das „System BRD“ 
in der Krise 


von Reinhard Uhle-Wettler 


Eine besonders treffende, allgemein ver- 
ständliche Definition hat uns Prof. Dr. 
Günter Zehm, Jena, alias Pankraz, in der 
Wochenzeitung „Junge Freiheit“ Nr. 14/97 
gegeben, die wir hier auszugsweise und zu- 
sammenfassend zitieren: 

„Sie (die politische Klasse, der Autor) be- 
steht im engeren Sinn aus einem Konglo- 
merat von gewählten Volksvertretern. Die- 
se haben sich im Zuge von Bürokratisie- 


rung und Selbstprivilegierung zu einer vom 
übrigen Volk abgeschotteten, gegen Ab- 
wahl nahezu gefeiten Klasse mit speziel- 
lem Sozialstatus und spezieller Ideologie 
entwickelt. 
Sie verhält sich tatsächlich „selbstreferenti- 
ell“, als gäbe es das Volk nicht, das sie ei- 
gentlich zu vertreten hat. 
Ein hochentwickeltes Standesbewußtsein 
ist ihr eigen und drückt sich durch ein sehr 
differenziertes System von Sprachregelun- 
gen aus, die von allen Angehörigen zu be- 
achten sind. 
Die sogenannten „demokratischen Partei- 
en“ sind das einzig zugelassene Nach- 
wuchsreservoir. Sie werden im Hinblick 
auf diese Aufgabe streng kontrolliert und 
angeleitet. Nur wer den klassenspezifi- 
schen „Politsprech“ inklusive sämtlicher 
Tabus und ritueller Verbeugungen bezie- 
hungsweise Abscheubezeugungen be- 
herrscht, wird zum „Klub“ zugelassen. 
Der „Klub“ wird gegen die Verhältnisse 
„draußen im Lande“ abgesichert durch ei- 
nen Ring willfähriger Medien, die den Po- 
litsprech aus dem FF beherrschen müssen 
und deren Funktionäre mit den Klubmit- 
gliedern im engeren Sinne eine innige Os- 
mose eingehen. 
Mißtrauen gegenüber der eigenen Nation 
ist das die politische Klasse und die ihr ar- 
beitsteilig verbundenen Medien kennzeich- 
nende Merkmal. 
Ein Angehöriger der „classe politique“ hat, 
um den Preis der Zugehörigkeit oder seines 
Ausgeschlossenwerdens, in gewissen La- 
gen grundsätzlich Distanz zu dem von ihm 
angeblich vertretenen Volk zu bezeugen.“ 
Wer aber dem Volk „auf s Maul schaut“ 
oder gar am Stammtisch zu ergründen 
sucht, was das Volk wirklich umtreibt, 
wird bestenfalls als „Populist‘“ beschimpft. 
Er muß froh sein, wenn er nicht als Rechter 
und potentieller Neonazi stigmatisiert wird. 
Die Beschreibung der politischen Klasse 
im engeren Sinne kann durchaus auf ande- 
re, im Öffentlichen Leben stehende Füh- 
rungskräfte übertragen werden, so z. B. auf 
= Führungskräfte der Verwaltung 
= Verbandsvertreter, Gewerkschaftsführer 
= Medienzaren 
= Kirchenführer 
= Präsidenten von Bildungseinrichtungen 
und wissenschaftlichen Instituten usw. 
Der so erweiterte Rahmen erlaubt die Be- 
griffsbestimmung „herrschende politische 
Klasse“. Diese hat mit ihrem Instrumenta- 
rıum alle Bereiche des politischen Lebens 
durchdrungen, die demokratische Gewal- 
tenteilung weitgehend aufgehoben und sich 
- wie es Prof. Hans-Herbert v. Arnim be- 
schrieben hat-den Staat zur Beute gemacht. 
Hinzu kommt, daß die politische Klasse 
sich durch Ausweitung der Parteipatronage 
in andere Schlüsselbereiche wie politische 
Bildung und Verwaltung immer größere 
und einflußreichere Kreise verpflichtet, ja, 
daß sie durch Instrumentalisierung der 


staatlichen Machtmittel auch die Ideologie 

(die sagt, was „politisch korrekt" anzuse- 

hen ist und was nicht) weitgehend be- 

herrscht, so daß ein Gegenhalten gegen 

Fehlentwicklungen, von denen immer mehr 

Meinungsmultiplikatoren profitieren, im- 

mer schwieriger wird. 

Die Angehörigen der politischen Klasse 

sind durch mehr oder weniger ausgeprägte 

Verhaltensmuster gekennzeichnet: 

m Fixierung an den Nationalsozialismus, 
Bewußtsein der „historischen Verant- 
wortung“ und Erinnerungspflicht; 

m Antifaschismus, Kampf gegen „rechts“; 

m political correctness, Politik der Ver- 


dächtigung; 

= Demokratismus, Politisierung aller Le- 
bensbereiche (Rechtsprechung, Ge- 
schichtsschreibung usw.) 

= Staatsferne, Partikularinteressen vor 
Gemeinwohl; 

= Traditionsbruch, Mißachtung des 
Deutschtums; 

= Nichtachtung des Grundgesetzes, Ge- 


sellschaft statt Volk; 

= Selbstprivilegierung, Vorrang des Eigen- 
interesses; 

= Feudalisierung, Entmachtung des Volks- 
souveräns; 

= Atheismus, humanitäre Beliebigkeit. 


Verfehlte Politik 


vonDr.H.Hüttenbach 


Seit Tagen befassen sich die Medien ver- 
stärkt mit Brandanschlägen und anderen 
abscheulichen Übergriffen. Hierzu bedarf 
es einer kritischen Stellungnahme: 
Fremdenhaß und Radikalismus sind ver- 
werflich. Hierauf zurückzuführende Straf- 
taten müssen schärfstens geahndet werden. 
Genauso wichtig ist es aber, den Ursachen 
auf den Grund zu gehen, das Übel an der 
Wurzel zu packen und sich nicht mit der 
Bekämpfung von Symptomen zu begnü- 
gen. Hier sehe ich ein sträfliches Versagen 
der Politik in den letzten Jahrzehnten. 


Es geht nicht an, alle normalen nationalen 
Gefühle und Forderungen zu unterdrücken 
und das eigene Volk ständig auf die An- 
klagebank zu setzen. 
Es geht nicht an, unser Land mit Strömen 
von Fremden zu überziehen, denen kein 
Asylrecht zusteht. 
Es geht nicht an, die kommunistischen 
Enteignungen 1945-48 in der SBZ nach der 
Wende mit einer Lüge zu sanktionieren 
und unter Rechtsbruch fortzuschreiben. 
Es ist bedauerlich, daß Juden und Deutsche 
im Umgang miteinander immer noch ein so 
unkluges und verkrampftes Verhalten an 
den Tag legen. Das geplante gigantische 
Holocaust-Mahnmal in Berlin ist ein Aus- 
druck hiervon 
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Es geht nicht an, den Rußlanddeutschen, 
die während der Stalinzeit wegen ihrer Zu- 
gehörigkeit zum deutschen Volk Entsetzli- 
ches erleiden mußten, den Zuzug nach 
Deutschland zu verwehren, wenn sie den 
Sprachtest nicht bestehen, gleichzeitig je- 
doch die Juden aus den Ländern der ehe- 
maligen Sowjetunion ohne Begrenzung, 
ohne Sprachtest oder Bezug zur deutschen 
Kultur aufzunehmen. 

Es geht nicht an, daß die werteschaffende 
Bevölkerung im Verhältnis zu den Schma- 
rotzern am Volkskörper immer geringer 
wird. 

Es ist unverantwortlich, die staatlichen 
Schulden immer weiter auf Kosten zukünf- 
tiger Generationen zu erhöhen, dem Volk 
lächerliche Sparmaßnahmen anzubieten, 
anstatt den längst überfälligen Struktur- 
» wandel unseres Staates zu vollziehen. 

Und was soll man davon halten, wenn 
hochbezahlte Beamte fast 20 Jahre lang mit 
unseren Steuergeldern eine Rechtschreibre- 
form zusammenbasteln, die sich als un- 
brauchbar erweist und großen Schaden an- 
richtet?! 

Die Liste der Beispiele für die dringende 
Reformbedürftigkeit unseres entarteten 
Parteienstaates könnte beliebig fortgeführt 
werden. 

Der Souverän sind wir, das Volk, welches 
über sein Schicksal entscheiden muß. Was 
nützt es da, wenn sich einige Politiker zag- 
haft für Volksbefragung und Volksent- 
scheid aussprechen, jedoch nicht in den 
wirklich lebenswichtigen Fragen unseres 
Volkes?! 

Das deutsche Volk ist von Hause aus nicht 
fremdenfeindlich. Die seit Jahrzehnten völ- 
lig verfehlte Politik führt jedoch unweiger- 
lich zu Fremdenhaß, Antisemitismus und 
Radikalisierung. Das darf nicht länger hin- 
genommen werden. Ich fordere weiter 
nichts als Rückkehr zur Normalität, was 
auch die Vermittlung des wahren und um- 
fassenden Geschichtsbildes - vor allem an 
unsere Jugend - beinhaltet. 

Wenn wir aber wie bisher weitermachen, 
wird unser Restvolk bald nur noch aus 
egoistischen oder vollends verdummten 
Duckmäusern und „Straftätern“ bestehen. 


Schließt eure Herzen 
Sorgfältiger als eure Tore. 
Es kommen die Zeiten 
Des Betrugs, es ist ihm 
Freiheit gegeben. 


Die Nichtswürdigen 
Werden regieren mit List, 
und der Edle 

wird in ihre Netze fallen. 


Götz von Berlichingen 


DEUTSCHE BÜCHERGILDE KAPSTADT 


Postfach 6363 ROGGEBAAI 
STADT /RSA 


8012 KAP- 


Wir verbitten es uns, 

Bestechlichkeit auf hoher Ebene ansehen 
zu sollen, ohne daß die Schuldigen bestraft 
werden und Ergaunertes erstatten müssen. 


Das deutsche Volk duldet nicht die Unver- 
schämtheit, 

seine Söhne für fremde Anliegen ins Feld 
zu schicken, etwa gegen Afghanistan, auf 
den Balkan, gegen den Irak oder gar zum 
Schutze Israels. 


Wir werden uns wehren, 

uns unseren knapp bemessenen Raum 
nehmen zu lassen mittels unter verschiede- 
nen Titeln hereingelotster Fremder. 


Wir haben die Nase voll, 
jene unerwünschten Zwangsgäste jahrzehn- 
telang mit Milliarden zu füttern. 


Der Deutsche ist es nun leid, 

schlecht verschleierte Tribute zu leisten als 
Kredite, Lieferung von Kriegsmaterial, 
Entschädigung für „Zwangsarbeiter“ und 
unsinnige Entwicklungshilfen. 


Unser Volk verbittet es sich, 
Undemokratisch und ungefragt in ein Mul- 
timisch-Europa gezwungen zu werden. Wir 
verabscheuen das und werden uns wehren. 


Das deutsche Volk bedauert 
die grausamen und überflüssigen Überfälle 
auf den Irak, auf Serbien und Afghanistan. 


Das deutsche Volk verbittet es sich, 
seine verdienstvolle Wehrmacht verleum- 
det zusehen. 


Das deutsche Volk pfeift 

auf die Medienwelt der „politischen Kor- 
rektheit‘“ und Unterwürfigkeit. Von den 
Plätzen der Lizenzvergabe durch die Fein- 
de Deutschlands wird es sie herunterholen. 


Das deutsche Volk empfindet es schmerz- 
lich, 

seit 1945 in Dauerberieselung „umerzo- 
gen“ worden zu sein und seine eigenen 
Werte verächtlich gemacht zu sehen. 


Das deutsche Volk verbittet es sich nun, 
weiter die Lügen über seine eigene Ver- 
gangenheit hören zu sollen. Es fordert de- 
ren unbehinderte Erforschung. 


Wir, das deutsche Volk, haben es längst 
erkannt, 

daß unsere politischen „Kindergärtner“ 
Knechte ihrer westlichen „Freunde“ sind 
und daß sie uns auflösen wollen, das Volk, 
aus dem sie kommen, dem sie aber nicht 
mehr angehören. 


Den Deutschen ekelt es, 

den Auswurf der niedergehenden USA 
empfangen zu müssen mit „Hollywood“, 
brüllendem Getöse und unnatürlichem 
Fraß. 


Das Deutsche Volk fordert 
uneingeschränkte eigene Hoheit! 
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DEUTSCHTUM 


gf. 


Während das Wort „Deutschtum“ hierzu- 
lande zum Unwort verkommen zu sein 
scheint, berichtet Manfred Roeder über 
ein Gespräch mit einem Juden, das uns 
nachdenklich machen sollte: 


„Sehen Sie, wir haben 3.000 Jahre Diaspo- 
ra hinter uns, mehr als die Hälfte unserer 
Geschichte, und sind ein Volk geblieben. 
Wir besitzen in den tieferen Bereichen 
nicht den Bruchteil des schöpferischen 
Geistes der Deutschen und haben trotzdem 
die größte Macht und den größten Reich- 
tum, den je ein Volk auf Erden besaß. 

Ihre Auswanderer wissen häufig in der 
dritten Generation nichts mehr von ihrer 
Herkunft. Aber wohin auch immer ein Jude 
auswandert, er ist ein Stück Israel. 

Sind Ihre Auswanderer im Ausland auch 
ein Stück Deutschland? 

Das ist das Geheimnis unserer Macht und 
unseres Selbstbewußtseins, das ganze Ge- 
heimnis Ihrer Schwäche. Sie werden von 
mir keinen Rat annehmen wollen, aber 
wenn die Deutschen eine Zukunft haben 
wollen, dann werden sie sich nicht gegen 
uns, sondern gegen diesen, ihren Fehler 
wenden müssen.“ 


Ganz im Gegensatz hierzu scheint zumin- 
dest die „Bundesrepublik Deutschland“ 
ernsthafte Schwierigkeiten mit dem Volks- 
tum ihrer Staatsbürger, dem Deutschtum, 
zu haben. 


Oder sollten es Dritten daran gelegen sein, 
daß die BRD als nicht unabhängiger Staat 
das eigene Volk bekämpft? 


Ein Landsmann in Portugal, dort alles an- 
dere als unbekannt, Sproß sowohl preußi- 
scher wie k.u.k.-österreischischer Diplo- 
maten, über Geschlechter hinweg im 
Deutschtum verankert, dessen Vater als 
deutscher Soldat im Zweiten Weltkrieg 
schwer verwundet wurde, mußte sich beim 
Versuch, sich seinen deutschen Paß in der 
deutschen Botschaft zu Lissabon verlän- 
gern zu lassen, von der Sachbearbeiterin 
die Ungeheuerlichkeit vorhalten lassen: 
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„Von Ihnen ist ja seit vier Generationen 
keiner mehr in Deutschland geboren. Da 
hatten Sie wirklich genug Zeit, das 
Deutschtum abzulegen!“ 


Diese verrückte Fehlleistung der bundes- 
deutschen Außenvertretung, die deutschen 
Lebensanliegen Hohn spricht, steht kei- 
neswegs allein im Raum: 

Der altehrwürdige VDA, der „Verein für 
das Deutschtum im Ausland“, der diesen 
Namen jahrzehntelang und über eine wech- 
selvolle Geschichte hinweg in Ehren getra- 
gen hatte, wurde vor drei Jahren umbe- 
nannt in „Verein für deutsche Kulturbezie- 
hungen im Ausland“, zu dem eben noch die 
Abkürzung „VDA“ paßt. 


Dies geschah auf höheres Betreiben durch- 
aus gegen den Willen der Mehrheit der 
Mitglieder, denn der erste Versuch dieser 
völlig abwegigen Umbenennung scheiterte 
zuvor auf der einschlägigen Sitzung zu 
Weimar. Danach spielten Manipulation 
und Geld eine Rolle. 

Nicht genug damit, müssen derzeit die 
deutschen Rücksiedler aus Rußland, die 
„Rußlanddeutschen“, ernsthaft besorgt 
sein, ihr gemäß Artikel 116 Grundgesetz 
geschütztes Deutschtum zu verlieren und 
als Ausländer behandelt zu werden. 

Das Bundesland Niedersachsen bastelt an 
einer entsprechenden Verordnung. 


Die Reihe der Ungereimtheiten ließe sich 
fortsetzen. Ist Deutschtum demnach eine 
gefährliche Krankheit? 


„Wir glauben daran, daß ein Volk nicht 
vergeht, 
solange der Bruder zum Bruder steht; 


solange wir einig zum Schutze bereit, 
ist unser das Leben, ist unser die Zeit!“ 


Josef Hiess (1904-1973) 


Mitnichten. Das Bekenntnis zum eigenen 
Volkstum ist und bleibt die stärkste 
Kraft des Volkes. 

Nur bei Feinden des deutschen Volkes 
scheint dieses Treiben System zu haben. 
Da aber das deutsche Volk weltweit über 
Freunde verfügt, soll uns nicht bange sein. 


Am besten bewahrt ist das Deutschtum 
gegenwärtig bei unseren Auslanddeut- 
schen. 


Während das deutsche Volkstum im ge- 
samten „ehemaligen“ Reichsgebiet (und 
nicht nur in der Bundesrepublik Deutsch- 
land) von internationalen Drahtziehern und 
deren einheimischen Lakaien mit allen 
Mitteln - vornehmlich im Weg der Über- 
fremdung - bekämpft wird, könnte es ge- 
schehen, daß nicht nur die „Rußlanddeut- 
schen“, sondern Deutsche aus aller Welt, 
derer es dort nicht weniger gibt als in Mit- 
teleuropa, zurücksiedeln in die alte Heimat. 
Dies wäre denkbar für das schwer betroffe- 


ne Argentinien und gilt schon jetzt für Süd- 
und Südwestafrika. 


Das spätestens wäre das Ende der Über- 
fremdung und die Rettung des deutschen 
Volkstums nach Abstammung. 


Angesichts des volksfeindlichen Verhal- 
tens der BRD, vor allem aber angesichts 
des Umstandes, daß das Deutsche Reich 
völkerrechtlich fortbesteht, bietet sich für 
unsere Landsleute im Ausland inzwischen 
der Erwerb der preußischen Staatsbürger- 
schaft förmlich an. 


Der Freistaat Preußen vertritt nämlich als 
handlungsfähiges Reichsland das Deutsche 
Reich so lange rechtskräftig, als dieses 
selbst noch - widerrechtlich - gehindert ist, 
sich selbst zu vertreten. 


Dergestalt wäre dem Deutschtum eine 
Zukunft bereitet und das Reich wäre 
wiederzugewinnen. 
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Carl von Clausewitz: 
Ein Vorbild aus 
deutscher Geschichte 


(01.06.1780 - 16.11.1831) 


Ich sage mich los: 

« von der leichtsinnigen Hoffnung einer 
Errettung durch die Hand des Zufalls 

von der dumpfen Erwartung der Zukunft, 
die ein stumpfer Sinn nicht erkennen will 
von der kindischen Hoffnung, den Zorn 
eines Tyrannen durch freiwillige Ent- 
waffnung zu beschwören, durch niedrige 
Untertänigkeit und Schmeichelei sein 
Vertrauen zu gewinnen 

von der falschen Resignation eines unter- 
drückten Geistesvermögens 

von dem unvernünftigen Mißtrauen in die 
uns von Gott gegebenen Kräfte 

von der sündhaften Vergessenheit aller 
Pflichten für das allgemeine Beste 

von der schamlosen Aufopferung aller 
Ehre des Staates und Volkes, aller per- 
sönlichen und Menschenwürde! 


Ich glaube und bekenne: 

« daß ein Volk nichts höher zu achten hat 
als die Würde und Freiheit seines Da- 
seins 

daß es diese mit dem letzten Bluttropfen 
verteidigen soll 

daß es keine heiligere Pflicht zu erfüllen, 
keinem höheren Gesetz zu gehorchen hat 
daß der Schandfleck einer feigen Unter- 
werfung nie zu verwischen ist 

daß dieser Gifttropfen im Blut eines Vol- 
kes in die Nachkommenschaft übergeht 
und die Kräfte später Geschlechter läh- 
men und untergraben wird 

« daß man die Ehre nur einmal verlieren 


kann 

daß die Ehre des Königs und der Regie- 

rung eins ist mit der Ehre des Volkes und 

das einzige Palladium seines Wohles 

daß ein Volk unter den meisten Verhält- 

nissen unüberwindlich ist in dem groß- 

mütigen Kampfe um seine Freiheit 

daß selbst der Untergang dieser Freiheit 

. nach einem blutigen und ehrenvollen 
Kampfe die Wiedergeburt des Volkes si- 
chert und der Kern des Lebens ist, aus 
dem einst ein neuer Baum die sichere 
Wurzel schlägt! 


Ich erkläre und beteuere der Welt und 
Nachwelt: 

« daß ich die falsche Klugheit, die sich der 
Gefahr entziehen will, für das Verderb- 
lichste halte, was Furcht und Angst ein- 
flößen können 

daß ich die wildeste Verzweiflung für 
weiser halten würde, wenn es uns durch- 
aus versagt wäre. mit einem männlichen 
Mute, das heißt, mit ruhigem aber festem 
Entschlusse und klarem Bewußtsein der 
Gefahr zu begegnen 

daß ich die warnenden Begebenheiten al- 
ter und neuer Zeit, die weisen Lehren 
ganzer Jahrhunderte, die edlen Beispiele 
berühmter Völker nicht im Taumel der 
Angst unserer Tage vergesse und die 
Weltgeschichte hingebe für das Blatt ei- 
ner lügenhaften Zeitung 

daß ich mich rein fühle von jeder Selbst- 
sucht 

daß ich jeden Gedanken und jedes Gefühl 
in mir vor allen meinen Mitbürgern be- 
kennen darf 
daß ich mich nur zu glücklich & 5 
fühlen würde, = 
einst in dem 


herrlichen 

Kampfe um 
Freiheit und 

Würde des 
Vaterlandes 

einen PL # 
glorreichen 


Untergang zu finden! 
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DER VÖLKERMORD AN 
DEN NORDAMERIKA- 
NISCHEN INDIANERN 


von J. P. Ney 


Wohl jedermann weiß (oder glaubt zu wis- 
sen), daß es einen Völkermord an den 
nordamerikanischen Indianern gegeben 
hat. Und doch ist es merkwürdig, daß sich 
offenbar noch niemand gründliche Gedan- 
ken über die Größe dieses gewaltigen 
Verbrechens gemacht hat, und daß wohl 
auch noch niemandem das Besondere die- 
ser Untat aufgefallen ist. 
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Der Völkermord an den nordamerikani- 
schen Indianern ist das zweitgrößte 
Verbrechen der ganzen Menschheitsge- 
schichte. Und dieser Völkermord ist ein- 
zigartig. 


Gaius Julius Cäsar soll etwa 3 Millionen 
Kelten in Gallien ermordet haben. Und 
doch ist eine noch größere Zahl von Kelten 
übriggeblieben und hat weitergelebt. 


Josef Stalin hat mehr als 50 Millionen 
Russen ermordet. Und doch hat auch er ei- 
ne noch größere Zahl seiner Staatsbürger 
verschont, die am Leben geblieben sind. 


Mir ist sonst kein geschichtliches Ereignis 
neutestamentarischer Zeit bekannt gewor- 
den, bei dem ein ganzes Volk in seiner an- 
gestammten Heimat umgebracht worden 
wäre. Dschingis Khan mordete, aber nie 
mordete er alle. Die Türken mordeten in 
den Türkenkriegen, aber auch sie mordeten 
nie alle. Die alliierten Luftpiraten mordeten 
in Deutschland, aber ob nun Adolf Hitler 
sie daran gehindert hat oder sie selbst nicht 
bis zum äußersten gingen: Auch sie haben 
nicht alle Deutschen umgebracht. 


Die nordamerikanischen Indianer aber sind 
allesamt „ausgemordet‘“ worden, und dafür 
gibt es eben keine neutestamentarische 
Parallele. Wohl aber überlieferte alttesta- 
mentarische Parallelen in großer Zahl: 


Josua 8 24: „Und da Israel alle Einwohner 
von Ai erwürgt hatte, bis alle umkamen, 
beide, Männer und Weiber. Und Josua 
brannte Ai aus und machte einen Haufen 
daraus ewiglich.“ 

Josua 1121: „Zu der Zeit kam Josua und 
rottete aus die Enakiter, und ließ keine 
Enakiter übrigbleiben.“ 

4 Mose _ 317: „Und sie führten das Heer 
wider die Midianiter und erwürgten alles, 
was männlich war. Und Mose ward zornig 
und sprach zu Ihnen: "Warum habt ihr alle 
Weiber leben lassen?’- So erwürget nun al- 
les, was männlich ist und alle Weiber, die 
Männer erkannt haben, und alle Kinder, die 
weiblich sind und nicht Männer erkannt 
haben, die laßt für euch leben!“ 

4 Mose 33/50: „Und der Herr redete mit 
Mose und sprach: "Wenn ihr über den Jor- 
dan gegangen seid, so sollt ihr alle Ein- 
wohner vertreiben, daß ihr also das Land 
einnehmet.“ ... 

Und noch viele Beispiele, und sie waren 
auch die Beispiele der puritanischen und 
heuchlerischen 'Eindringlinge' in Nordame- 
rika. Hier haben wir die geistige Wurzel 
des Entsetzlichen, was in Nordamerika ge- 
schah. 


Ich werde nun versuchen, die Ausmor- 
dung der nordamerikanischen Indianer in 
Zahlen zu fassen. Und dann will ich das 
Einzigartige dieser Untat beschreiben. 
{Unter Nordamerika sei das Gebiet der 
heutigen Vereinigten Staaten ohne Alaska 
und ohne Hawaii verstanden): 


Rechtsgrundlagen für die Zahl der 
ermordeten Indianer 


Die Indianer stammen von Völkern der 
mongolischen Rassengruppe Nordasiens. 
Sie kamen um 20.000 Jahre v.u.Z. über die 
damals trockengefallene Beringstraße zu 
Fuß in den auch ihnen neuen Kontinent. Ihr 
Weg gabelte sich in Alaska: Ein Teil von 
ihnen zog an der Küste südwärts, ein ande- 
rer (und zu anderer Zeit) durch den 
„Mackenzie-Korridor“ zwischen dem ka- 
nadischen Flachlandeis und den vereisten 
Felsengebirgen. 


Viele Funde belegen, daß diese Völker 
schon 17.000 Jahre vor heute in Nordame- 
rika siedelten, und zwar im ganzen Gebiet 
von Oregon bis Maine, von Dakota bis Ok- 
lahoma und Florida. 


Sie kamen in ein Land von 8.827.653 Qua- 
dratkilometern Größe, von in vielen Teilen 
großer Fruchtbarkeit und von einem Klima, 
das viel besser war und ist als das Klima 
ihres Ursprungs in Nordasien. 


Sie brachten die materielle Kultur mit, die 
sie schon in Asien entwickelt hatten: Die 
Webkunst, die Töpferei aus gebranntem 
Lehm, die Fertigkeit, Zelte (und wohl auch 
schon Häuser) zu bauen. Der Hausbau und 
die Töpferei sind bei Nomaden nicht denk- 
bar; folglich waren mindestens Teile der 
Einwanderer seßhafte Menschen. Bis zum 
Beginn des Völkermordes erlebten diese 
Menschen keinen Angriff von Fremden. 
Sie blieben unter sich. 


Hier stellt sich die Frage der Fragen: Wie 
viele Indianer lebten in Nordamerika zu 
Beginn des Völkermordes? 


Brockhaus beantwortet diese Frage auf sei- 
ne Weise - aus der Kaffeesatzlese: „Vor 
Ankunft der Europäer schwankt die Ge- 
samtzahl aller Indianer in ganz Amerika 
zwischen 15 und 40 Millionen.“ Ange- 
sichts der nachgewiesenen Besiedlung Me- 
xicos, Yukatans, Guatemalas und der An- 
denländer würden da für Nordamerika nur 
ein paar Millionen bleiben. Also ist diese 
Schätzung, die ohnehin vage ist, sicher 
falsch. Sie soll wohl den Völkermord her- 
unterlügen. 


Ich zitiere aus Marquardt „Vom Ursprung 
der Deutschen“ die Berechnung einer 
Volkszahl aus ursprünglich 1.000 Indivi- 
duen bei einem in Naturvölkern durchaus 
normalen Geburtenüberschuß von nur 
1,0% pro Jahr: Das wären dann in 1.000 
Jahren 1.000 x 1,01'°0 Menschen - gut 
20.000.000 Menschen. Dort heißt es wei- 
ter: „Die Geburtenrate war also keine na- 
türliche Grenze für das Wachstum des 
Volkes. Die Volkszahl ist allein bestimmt 
und begrenzt durch die Lebensmöglichkei- 
ten.“ 


Nordamerika war und ist fruchtbar. Die In- 
dianer waren (damals noch) gesund. Rück- 


schläge in der Entwicklung der Volkszahl 
(etwa durch Katastrophen) gleichen sich in 
einem so riesigen Gebiet wie Nordamerika 
aus. 


Vernünftig ist die Rechnung von C. Vance 
Haynes, Philadelphia 1966: „Eine Horde 
von nur 30 Mammutjägern vermehrt sich in 
nur 500 Jahren auf 800 bis 12.500 Men- 
schen.“ 


Wenn ich nur 2,832 Menschen auf einen 
Quadratkilometer Nordamerikas rechne, 
wären dort zu Beginn des Völkermordes 
25.000.000 Menschen gewesen. Diese Zahl 
wäre dann die Ausgangszahl für die Be- 
rechnung der Zahl der Ermordeten. Sie ent- 
spricht mit aller Sicherheit den Lebens- 
möglichkeiten Nordamerikas zu Beginn 
des Völkermordes. Sie ist sehr vorsichtig 
geschätzt. 


Brockhaus sagt weiter: „Die gegenwärtige 
Zahl der Indianer wird auf I Million in 
Nordamerika geschätzt“. Nun ist bei 
Brockhaus 'Nordamerika' unter Einschluß 
von Kanada zu verstehen. Für Nordameri- 
ka, wie ich es hier definierte, wären das 
dann höchstens 600.000 Indianer heute. 


Die Zahl von 25.000.000 Indianern zu An- 
fang des Völkermordes wäre dann auch die 
Mindestzahl der Ermordeten, wenn die 
Eindringlinge alle Indianer „mit einem 
Schlag“ ermordet hätten. Die Ausmordung 
zog sich jedoch über gut drei Jahrhunderte 
hin. Es wurden auch in dieser langen Zeit 
immer wieder Indianerkinder geboren. Zu 
einem Teil und in Teilgebieten war die 
Ausmordung ganzer Stämme endgültig. In 
anderen Teilen erholte sich das Volk wie- 
der. Wenn auch die Ausmordung schon zu 
Ende des sechzehnten Jahrhunderts begann 
(im Osten), so war doch der Höhepunkt des 
Schlachtens von Ende des achtzehnten bis 
über die Mitte des neunzehnten Jahrhun- 
derts im Westen. Darum setze ich den Fak- 
tor der Ausmordung auch nachgeborener 
Indianer (über die ursprünglich dort leben- 
den) wiederum sehr vorsichtig mit 2,2 an. 
Das heißt: im ganzen sind 25.000.000 mal 
2,2 Indianer = 55.000.000 Indianer ausge- 
mordet worden. 


Die in manchen Werken zu lesende Zahl 
voneiner Million ermordeter Indianer ist 
lächerlich. Dazu ist nichts mehr zu sagen. 


Fazit: Der Völkermord an den 
nordamerikanischen Indianern 
hat 55.000.000 Opfer gefordert: 
Das ist der zweitgrößte Genozid 
der Weltgeschichte nach den Ne- 
germorden des Sklavenhandels, 
der mehr als 130.000.000 Opfer 
forderte. 


Die Einzigartigkeit des indianischen 
Völkermordes 


Von ursprünglich 25.000.000 Indianern 
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blieben (heute) nur etwa 600.000 übrig, 


und diese leben in „Reservaten“ unter Um- 
ständen, die weit schlechter sind als die 
von Tieren, die man in zoologischen Gär- 
ten hält. Praktisch ist in Nordamerika das 
ganze Volk der ursprünglichen Bewohner 
ausgerottet worden, also „ausgemor- 
det®z 

Der ganze Lebensraum dieses großen Vol- 
kes wurde ihm geraubt, und zwar praktisch 
restlos. Die Lebenskraft dieses Volkes 
wurde vernichtet. Die erbärmlichen Zu- 
stände, unter denen dieser klägliche Rest 
existiert, haben nichts mit „leben“ zu tun. 
Diese Menschen vegetieren, selbst wenn 
ihre Zahl heute wieder steigt. Die Seele des 
Volkes wurde getötet. 


Das ist einzigartig in der ganzen neutesta- 
mentarischen Weltgeschichte. 


Was haben sie getan? Warum mußten 
sie sterben? 

Nie in der Geschichte ist ein Volk mit so- 
viel Niedertracht abgewertet worden wie 
die Indianer. Nur Karl May (ein Deut- 
scher!) lehrte uns, sie zu achten Was sagten 
die Mörder? 

„Nur ein toter Indianer ist ein guter India- 
ner“ (Amerikanische Losung). 

„Ich gehe nicht so weit zu sagen, daß nur 
tote Indianer gute Indianer sind. Aber ich 
glaube, daß das für neun von zehn von ih- 
nen gilt. Und was den zehnten betrifft, will 
ich den Fall nicht näher untersuchen.“ (Th. 
Roosevelt). 

„Unser großes Land ist kein Tierschutzge- 
biet für schmutzige Wilde“ (Derselbe). 
„Manifest Destiny“ (Der Anspruch der 
Auserwähltheit der Angelsachsen in Nord- 
amerika). 

„Sie rissen ihm die Kopfhaut samt den 
Haaren ab. Willst du essen, bevor dein 
Körper gliedweise gemartert wird?“ (Bibel 
2 Makkabäer 7/7. Die Eindringlinge wand- 
ten den Scalp als 'Abschußzeichen' abge- 
knallter Indianer an). 

„Schießt auch auf die Kinder, denn aus 
Nissen werden Läuse!“ (Die Chefs der 
Union Pacific Eisenbahn in ihrer Anwei- 
sung zur „Abwehr“ indianischen „Terrors“. 


Fazit: Die Ausmordung der India- 
ner ist das Werk der Soldaten 
Christi von Wounded Knee, 
Dresden, Hiroshima, Vietnam 
und Afghanistan. God bless you! 
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„EURO 


Der „Euroschekel“, wie er bezeichnender- 
weise oft genannt wird, löste mit der Deut- 
schen Mark eine Währung ab, die ihrerseits 


bereits eine Besatzungsfälschung war. 

Wie Alois Bude in „Ostdeutsche Informa- 
tionen“ zutreffend festhält, war schon mit 
der Abschaffung der Reichsmark 1948 der 
Versuch unternommen worden, das Deut- 
sche Reich zu Grabe zu tragen - und es war 
die D-Mark, welche die Spaltung Deutsch- 
lands einleitete. 


Immerhin war die Deutsche Mark, aller- 
dings nur zu Beginn, noch eine deutsche 
Wertschöpfung als Mindestgrundlage staat- 
licher Hoheit. In den letzten drei Jahren vor 
der Umstellung war die DM nur noch dem 
Namen nach deutsches Geld. 


Im Rahmen aller sonstigen Maßnahmen 
zur Beseitigung noch vorhandener Reste 
deutscher Eigenständigkeit war es für die 
Drahtzieher hinter den Kulissen von ent- 
scheidender Wichtigkeit, den Deutschen 
dieses unersetzliche Stützbein wegzuschla- 
gen. 


Ein Aufschrei hätte aus dem Volk kom- 
men - und folgerichtig in Aufruhr überge- 
hen müssen bei verweigerter Volksbefra- 
gung in einer Schicksalsfrage. 


Seit seiner Einführung 1999 befindet sich 
der „Euro“ im freien Fall. Bis zur Stunde 
hat er bereits "4 seines Wertes verloren. 


Die Hoffnung auf einen baldigen Unter- 
gang des „Euro“ ist müßig und wäre im 
Zweifel äußerst verlustreich. 

Was meinte Allan Greenspan, der Boß der 
FED, als er dem „Euro“ nur eine Überle- 
benszeit von zwei Jahren gab? Sicher nicht 
die Rückkehr zur DM in Deutschland. 
Dann schon eher die Unwandlung in Dollar 
im Zuge der „Globalisierung“. 


Der Dollar aber ist ungedeckt wie der Euro. 
Er besteht nur aus bedrucktem Papier, kann 
täglich einbrechen und wird dies mit tödli- 
cher Sicherheit eher früher als später tun. 


Was also ist zu tun? 

Raus! So schnell wie möglich raus aus der 
EU und sonstigen Zwangsverträgen, nicht 
zuletzt den „Vereinten Nationen“, wieder 
nationale Geldschöpfung, also Wiederein- 
führung der Reichsmark, Außenzölle und 
insgesamt Wiederherstellung der uneinge- 
schränkten eigenen Hoheit gemäß Völker- 
recht im Deutschen Reich. 


Dies wäre die Aufgabenstellung an eine 
verantwortungsbewußte deutsche Regie- 
rung. 


EURO: 
wer sonst noch mitfährt 


von Dr. BrunoBandulet 


Es ist kein Gerücht: 

Der südlichste Teilstaat der Währungsuni- 
on ist die vom Bürgerkrieg zerrüttete Re- 
publik Kongo, Afrikas Herz der Finsternis. 


Folgende nationale Währungen sind fortan 
per Wechselkurs an den Euro gebunden, 
obwohl er dort kein offizielles Zahlungs- 
mittel wird: Äquatorial-Guinea, Benin, 
Burkina-Faso, Elfenbeinküste, Gabun, 
Guinea-Bissau, Kamerun, Kap Verde, Ko- 
moren, Mali, Niger, Kongo-Kinshasa, Se- 
negal, Togo, Tschad und die Zentralafrika- 
nische Republik. 


Das sind 16 afrikanische Staaten als Tritt- 
brettfahrer (was wird das wohl kosten - wer 
zahlt dafür?) und 12 europäische Mitglie- 
der der Währungsunion. 


Außerdem rückt der Euro auf zur offiziel- 
len Währung in Französisch-Guayana, 
Guadeloupe, Martinique, Reunion, Mayot- 
te, St. Pierre-et-Miquelon, Monaco, San 
Marino, Vatikanstaat, Andorra, Kosovo 
und Montenegro. 
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Brief an die Schriftleitung 


Zu unserem in 1 / 2002 abgedruckten „of- 
fenen Brief“ von Dr. Jürgen Siepmann an 
den ehemaligen Bundesbankpräsidenten 
Prof. Hans Tietmeyer schreibt uns Erich 
Högn aus Königstein: 


Dieser Brief enthält eine bedauerliche, da 
personenbezogene Fehleinschätzung der 
Einwirkungsmöglichkeiten des Leiters ei- 
ner Zentralbank auf gewalttätige Politiker. 
Die „Empörung des überwältigenden Teils 
unserer Landsleute“ hätte sich freilich fol- 
gerichtig in Massendemonstrationen gegen 
das drohende Eigentumsdelikt nieder- 
schlagen müssen. Die Masse der umerzo- 
genen Bundesbürger war sich wohl zu gut, 
um dem Aufruf des „Bundes Freier Bür- 
ger“ Folge zu leisten. So waren wir knapp 
300 Figuren, die sich in Frankfurt ihren 
Weg von der Paulskirche zur Bundesbank 
durch gröhlende und prügelnde Antifastoß- 
trupps bahnten. 


Als Leiter einer Bundesbehörde ist der 
Zentralbankpräsident Beamter, der seinem 
Dienstherrn im Amtseid uneingeschränkte 
Loyalität geschworen hat. Was hätte ihm, 
was hätte uns der dort eingeforderte Rück- 
tritt gebracht? 
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Die Veitstanzprozession hin zum europäi- 
schen Hochaltar mit der D-Mark als dar- 
zubringender Opfergabe wäre nicht wirk- 
lich aufzuhalten gewesen. 


Hätte der Verfasser des offenen Briefes 
Tietmeyers schriftliche Stellungnahmen 
zum Thema „Euro“ richtig, nämlich zwi- 
schen den Zeilen zu lesen gewußt ... , dann 
hätte er diesen Brief vermutlich nie ge- 
schrieben. 

Tietmeyer war nie - und ist auch heute 
nicht - ein Befürworter dessen, was wir 
heute im Geldbeutel haben. 

Es liegt allerdings nicht in seinem Naturell, 
sich in der Art zu äußern, wie dies der 
Briefschreiber getan hat. 


Der Unterzeichner hat als Mitarbeiter ei- 
ner Großbank hautnah miterlebt, was nach 
den Maastrichter Beschlüssen geschehen 
ist. Man scheute sich nicht, in Direktions- 
sitzungen den Autofahrergruß zu zeigen. 
Auf ihre Art taten dies auch die Ge- 
sprächspartner aus den Direktionsetagen 
von Banken im Ausland (wohlgemerkt: au- 
Per in Frankreich! , die sich auf die Reise 
nach Frankfurt machten allein, um die 
Frage zu stellen: „Kann das wahr sein?“ 
Eines Tages wurden die Vorstandsvorsit- 
zenden der deutschen Großbanken wie wei- 
tere Spitzenvertreter nach Bonn geladen. 
Nach ihrer Rückkehr herrschte geraume 
Zeit tiefes Schweigen. Keiner wußte, wie er 
das Unfaßliche seinen Kollegen verständ- 
lich machen sollte. Schließlich sickerte 
durch: 


Der Kanzler hatte den Geladenen schlicht 
mitgeteilt: Der_Euro_kommt_ auf jeden 
Fall. Die Banken haben ihre Hausaufga- 
ben zu machen und die Kunden einzu- 
stimmen. Sollte man sich bei den deut- 
schen Banken nicht zur Durchführung 
der angeordneten Maßnahmen verstehen, 
werde man sich ohne Zögern der auslän- 
dischen Banken im Lande bedienen. 


Was folgte, wissen wir: Prozesse namhafter 
Staatrechtler vor dem BVG scheiterten 
ebenso wie zwei Großaktionen der Elite 
deutscher Volkswirtschaftler. Was blieb, 
war der Bundesbürger selbst. 


Zum Schluß: Aus gewöhnlich gut unter- 
richteten Quellen verlautet, daß sich 
Währungsexperten in den USA (!) mit ei- 
ner Machbarkeitsstudie über die Fusion 
des US-Dollars mit dem Euro befassen. 


+ N. 
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PORTUGAL 
EXORZIERT DEN EURO 


von Rainer Daehnhardt 


Wer sich noch an das rote Pentagramm 
auf den heranrollenden Sowjetpanzern und 
an das weiße (Zeichen der Heuchelei) der 


nicht endenwollenden amerikanischen 
Kraftwagenkolonnen erinnert, muß jetzt 
„vergiftete Bananen quer herum in den 
Mund stecken“, jedesmal wenn er das 
orangefarbene Pentagramm (Zeichen der 
zum Auspressen Freigegebenen) - als ihm 
zugehöriges Symbol - vorgesetzt bekommt 
(welches nie vorgeschlagen noch abge- 
stimmt, sondern direkt aufgezwungen wur- 
de). 


Dr. Faust nahm seinen Stab und zeichnete 


das Pentagramm auf Deutschlands Erde, 
und Belzebub kam, man hatte ihn gerufen. 


ae a 


From Levi’s Transcendental Magic. 


Jetzt klimpern Münzen von 12 Staaten mit 
SATANS PENTAGRAMMEN in unseren 
Taschen, Ist es denn Niemandem aufgefal- 
len? 


Es scheint doch, 

denn das kleine, 

uralte Portugal hat 

sich mal wieder 

durchgesetzt und 

treibt, wissend oder 

nicht. EXOR- 

ZISMUS auf seinen Euro-Münz- 
Ausgaben. 


Anstatt ein berühmtes Gebäude oder einen 
weltbekannten Poeten (Portugal hat genug 
von beiden) auf seinen Münzausgaben zu 
verewigen, bestand es darauf, seine Natio- 
nalsymbole zu verwenden. 


Man könnte dies als Schwanengesang oder 
letztes Aufmucken eines Zwerges bezeich- 
nen, wenn man sich nicht genauer ansieht, 
was dabei hervorkam: Wie beim Schach- 
spiel setzte man sieben Türme genau vor 
sieben der Portugal belagernden Penta- 
grammsterne. Vor die fünf restlichen wur- 
de jeweils das mittelalterliche Verteidi- 
gungsschild der portugiesischen Ritter ge- 
stellt, auf welchem das Kreuz der fünf 
Wunden Christi dargestellt ist. Im Zentrum 


der Münzen wurden drei verschiedene Sie- 
gel des Gründers Portugals abgebildet, 
welche alle DAS KREUZ CHRISTI und 
zum Teil auch die mystische Rose der 
Wiedergeburt zeigen. 


In Symbolsprache erklärt Portugal daher: 
„VADE RETRO SATANARUM - POR- 
TUGAL WIRD WIEDER AUFER- 
STEHEN!“ 


Es ist kurios zu erkennen, daß es einem der 
kleinsten Mitgliedstaaten der EU gelungen 
ist, trotz ständiger Gehirnwäscherei mit 
seinen - Nationalsymbolen eine Anti- 
Pentagramm-Satans-Kampagne durch die 
durch aller Hände gehenden Münzen öf- 
fentlich zu verbreiten. Im X VI. Jahrhundert 
machte Portugal dies schon einmal, durch 
eine große Goldmünze, auf der ganz Asien 
dem heiligen Thomas (Bruder Christi) ge- 
widmet wurde. Damals verlangte Rom das 
Einziehen dieser Münze, was in Europa 
tatsachlich geschah (in Asien ließen die 
Portugiesen eifrig weitere Sankt Thomas 
Münzen schlagen). Mal sehen, wer jetzt 
verlangt, daß die portugiesischen Euro- 
Münzen eingeschmolzen werden! 


Hans-Peter Thietz 


ehemaliger Abgeordneter der letzten, 
freigewählten Volkskammer und des 
Europa-Parlamentes, Bürgerrechtler 


Presseerklärung 1 1/02/07.04.2002: 


Weitere Entschädigungs- 
forderungen - ohne Ende 


Wie durch das Blatt „Aufbau“/New York 
am 21.03.2002 bekannt wurde, ist in einer 
Verhandlung der jüdischen zentralen 
„Claims Conference“ mit dem deutschen 
Bundesfinanzministerium der Umfang von 
Entschädigungszahlungen aus dem vergan- 
genen Jahrtausend nun auch um KZ- 
ähnliche Einrichtungen für Leistungen 
nach dem Artikel 2-Härtefonds und dem 
Central and Eastern European Fund erwei- 
tert worden, die sich nun sogar auf dem 
Gebiet fremder, früherer verbündeter Staa- 
ten Deutschlands befinden können, wie in 
Rumänien, Ungarn, der Slowakei und 
Kroatien, und sogar in Libyen, da dies da- 
mals italienische Kolonie war, anerkannt 
werden, Der „Artikel 2-Fonds wurde 1992 
geschaffen, um Juden, die bis dahin noch 
nichts geltend machen konnten oder gel- 
tend gemacht haben, Wiedergutmachung 
zu gewähren, der „Central and Eastern Eu- 
ropean Fund“ ist eine Schöpfung von 1998 
für jüdische Anspruchsteller aus der ehe- 
maligen Sowjetunion. 


Dennoch ist die Anspruchsliste weiterhin 
nach oben offen, denn laut „Aufbau“ sind 
z.B. „unter anderem aus erst seit kurzem 
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zugänglichen sowjetischen Archiven“ wei- 
tere Unterlagen. zu erwarten. 


Für einen deutschen Bürger sind diese 
endlosen und ausufernden Forderungen 
nicht mehr nachzuvollziehen. Es kann 
doch nicht sein, daß Deutschland nun 
auch noch für Lagereinrichtungen auf- 
kommen soll, die sich in fremden, wenn 
auch verbündeten Ländern befunden 
haben. Wenn hier Ansprüche aus einem 
vergangenen Jahrhundert gestellt wer- 
den sollen, dann doch wohl an die Län- 
der, auf deren Territorium sich solche 
Lager befunden haben. 


Wenn diese laufenden Anspruchsbegehren 
in dieser Weise endlos fortgesetzt werden, 
muß nun endlich auch die Forderung von 
deutscher Seite für die zahllosen deutschen 
Zwangsarbeiter gestellt werden, die gegen 
jedes Völkerrecht nach Kriegsende über 
Jahre in andere Länder verschleppt und ge- 
zwungen wurden, dort Zwangsarbeit zu lei- 
sten, unter teils dort herrschenden. un- 
menschlichen Bedingen, wodurch ein er- 
heblicher Prozemtsatz den Tod fand. Es 
kann nicht sein, daß internationales Völker- 
recht nur für andere Staaten zu gelten 
scheint, jedoch für Deutschland nicht. 


Die Bundesregierung muß sich zudem 
fragen lassen, welche Interessen sie hier 
eigentlich vertritt. 


a a 
RECHT 


Justizkomödie um Ostpreußen 


Gemäß Urteil des Landge- 
richtes Lüneburg vom 
5. März 2001, welches laut 
Rückfrage bei der Lands- 
mannschaft Ostpreußen 
(LO) inzwischen rechts- 
kräftig geworden ist, dürfen 
die PDS-Abgeordneten Ulla 
Jelpke und Gregor Gysi 
ungestraft behaupten, daß 
die Landsmannschaft Ost- 
preußen die Verwirklichung 
der deutschen Einheit erst 
nach Annexion der Gebiete 
des früheren Ostpreußens 
als erreicht ansehe“. 


Justitia 


Tatsächlich hatte die Landsmannschaft auf 
Unterlassung geklagt. 


Nun kann man über den Begriff „Annexi- 
on“ trefflich streiten und das Gericht geht, 
im Gegensatz zur Landsmannschaft, von 
der Möglichkeit einer „friedlichen Annexi- 
on“ aus. 


Nur - hierum geht es nicht. 


Da man nicht annektieren kann, was einem 
völkerrechtlich ohnehin gehört, war der 
ganze Streit müßig und die Landsmann- 
schaft hätte den „Vorwurf“ der Jelpke: „die 


Landsmannschaft verlange immer noch, | Angeklagten ungünstigsten Auslegung sei- 


Ostpreußen heim ins Reich zu holen“ als 
Gegebenheit stolz auf ihre Fahne heften 
dürfen. 


Die Satzung der LO verlangt nämlich un- 
verändert die nationale und staatliche Ein- 
heit Deutschlands unter Einschluß Ost- 


preußens. 


Immerhin beweist die Landsmannschaft 
Ostpreußen, daß sie sich nicht durch die 
Verzichtspolitik der Bundesrepublik er- 
pressen läßt, und unterscheidet sich hier- 
durch wohltuend von den übrigen Landes- 
verbänden im BdV. 


+ + + » + + + 


„Rostock“-Urteil gegen 
Manfred Roeder aufgehoben 


Der 3. Strafsenat des Bundesgerichtshofes 
hat am 7. Februar 2002 einstimmig das Ur- 
teil des Landgerichtes Rostock vom 29. Ju- 
ni 2001 gegen Roeder zu einer Freiheits- 
strafe von zwei Jahren und drei Monaten 
wegen „Volksverhetzung in Tateinheit mit 
Verunglimpfung des Staates und Beleidi- 
gung“ aufgehoben (3 StR 445/01). 


Dieses Urteil und vor allem seine Begrün- 
dung muß in einer Zeit häufig politischer 
Rechtsprechung als Sensation gelten. 


Wir geben nachfolgend die wichtigsten 
Gründe wieder: 


„Die Revision hat schon mit der Sachrüge 
Erfolg. Da die Verurteilung wegen Verun- 
glimpfung des Staates (...) einer rechtlichen 
Nachprüfung nicht standhält, muß die Ent- 
scheidung insgesamt aufgehoben werden ... 
Den Anforderungen, ... andere Deutungs- 
möglichkeiten mit tragfähigen Gründen 
ausgeschlossen zu haben - wird das ange- 
fochtene Urteil nicht gerecht. ... Dabei ist 
auch zu berücksichtigen, daß die dem An- 
geklagten angelastete Äußerung in einer 
Rede im Bundestagswahlkampf fiel. Bei 
solchem Anlaß ist die Verwendung plakati- 
ver, vereinfachender und polemischer Aus- 
drucksweisen als typisches Mittel zur Ver- 
deutlichung des eigenen Standpunktes.... 
nicht unüblich. ... Für die Anwendung des 
Art. 5 GG ist die Einordnung von Äuße- 
rungen von maßgeblicher Bedeutung. Mei- 
nungen fallen stets in den Schutzbereich 
diese Grundrechts. 


Das angefochtene Urteil leidet weiter dar- 
unter, von welchem Sachverhalt das Land- 
gericht bezüglich des ... Geschehens bei 
der „Mahnwache“ (gegen die Wehrmachts- 
ausstellung in Marburg) ausgeht. ... Es 
spricht viel dafür, daß die Ablehnung die- 
ser Beweisanträge wegen „Bedeutungslo- 
sigkeit“ rechtsfehlerhaft war. 


Die von der Strafkammer angeführte Be- 
gründung ... weist darauf hin, daß sie be- 
reits bei der Beweisaufnahme von der dem 


ner Äußerungen ausgegangen ist .... Dies 
läßt besorgen, daß das Landgericht ... die 
Feststellung der näheren Umstände unter- 
lassen hat, die erst Grundlage für eine 
sachgerechte und vollständige Auslegung 
und Rechtsanwendung hätte sein können. 


Die Annahme der Strafkammer, der Ange- 
klagte habe durch die Aufforderung zum 
„Umsturz“ ... die Bundesrepublik Deutsch- 
land verächtlich gemacht, begegnet 
rechtlichen Bedenken. 

... In der bloßen Aufforderung zum ‚„Um- 
sturz“ durch gewaltfreie Beseitigung der 
bisherigen staatlichen Ordnung ... liegt 
noch keine böswillige Verächtlichma- 
chung“. 


Der BGH hat nicht nur, wie bei einer Revi- 
sion üblich, Verfahrensfehler gerügt, son- 
dern festgestellt, daß nicht einmal der 
Sachverhalt dieses Urteils trägt. 


Drastischer kann man ein Gericht nicht ab- 
kanzeln. 


0 9 +++ 


Grundrechte in Gefahr! 


Rundbrief Nr. I 
des Werner-Hänsler-Fonds 


> 13.873 Strafverfahren wegen der $$ 86, 
86a und 130 StGB, also wegen der 
Kundgabe mißliebiger Meinungen, allein 
im Jahr 2000, 

> jährlich mehrere verhängte Haftstrafen 
von bis zu zwei Jahren ohne Bewährung 
wegen dieser Strafvorschriften seit 1993, 

> Hausdurchsuchungen und Beschlagnah- 
men von Büchern und Tonträgern in ei- 
ner nicht mehr zu errechnenden Zahl im 
Rahmen dieser Verfahren seit minde- 
stens 1993, 

> Körperzellen-Entnahmen zum Zwecke 
der „DNA-Feststellung" wegen Volks- 
verhetzung seit 1999, 

> jährlich mindestens 20 bis 60 Bücher 
bzw. Tonträger auf dem Index seit 1993, 

> Berufsverbote wegen politisch uner- 
wünschter Äußerungen oder der Zugehö- 
rigkeit zu einer legalen, aber mißliebigen 
politischen Partei, 

> politisch motivierte Kontokündigungen, 

> ideologisch begründete Versammlungs- 
verbote, Vorbeugegewahrsam von bis zu 
14 Tagen zur Durchsetzung solcher 
Verbote seit 1995, 

> jährlich mindestens ein Verbot eines po- 
litisch mißliebigen Vereins seit 1992 


und ... und ... und ... 


So sieht die Verfassungswirklichkeit der 
Grundrechte für nationale Deutsche in der 
Bundesrepublik Deutschland mindestens 
seit Beginn der neunziger Jahre aus. Seit 
dieser Zeit wurde die Grenze zwischen Er- 
laubtem und Verbotenem ständig zu Lasten 
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des politischen Pluralismus und zu Lasten 
der Freiheit der Betroffenen verschoben. 


Manche von ihnen legten Rechtsmittel ein 

und erstritten - oft erst nach mehreren In- 

stanzen und nach Jahren - Freisprüche oder 

die Feststellung, daß die betreffenden 

Maßnahmen rechtswidrige Eingriffe in die 

Grundrechte gewesen waren. Die meisten 

Betroffenen legten jedoch aus finanziellen 

Gründen keine Rechtsmittel ein. Denn das 

Prozeßrisiko beträgt zum Beispiel 

> mindestens 1.500 Euro für ein Strafver- 
fahren über alle Instanzen hinweg - also 
bevor das Bundesverfassungsgericht und 
danach der Europäische Menschen- 
rechtsgerichtshof eingeschaltet werden 
kann, 

> mindestens 1.700 Euro für eine Unterlas- 
sungsklage gegen eine in den Medien 
aufgestellte Lüge allein in der ersten In- 
stanz, 

> mindestens 750 Euro für ein Eilverfahren 
zur Aufhebung eines Versammlungsver- 
botes über alle Instanzen hinweg. 


Damit die Grenze des Erlaubten sich nicht 
noch weiter zulasten der Grundrechte und 
insbesondere der Meinungsfreiheit ver- 
schiebt, haben wir in der Vergangenheit 
unter anderem die Prozeßkosten von ver- 
schiedenen Verlegern, Händlern und Auto- 
ren übernommen, die sich zu zeitgeschicht- 
lichen Fragen in einer Weise äußerten, die 
nicht der Mehrheitsmeinung in unserem 
Land entspricht. 


+’ + + > + * * 


Pastor Manfred Junger 
Einschreiben Imprime 141 


An den 

Präses der Evang. Kirche im Rheinland 
und Ratsvorsitzenden der Evangelischen 
Kirchen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land Herrn Manfred Kock, Landeskirchen- 
amt, Hans-Böckler-Str. 7 (EKD) 


D-40476 Düsseldorf 


Sehr geehrter Herr Präses, 


wie ich einem Leser-Brief (nicht aus „DER 
SPIEGEL“, „FOCUS“, „stern“, F.A.Z., 
„DIE WELT“, „Süddeutsche Zeitung“ u.a.) 
entnehme, mußte der CHRIST und evang. 
Theologe, Dr. Johannes Lerle, aus Erlan- 
gen im Januar d.J. in Bayreuth/Bayern - ei- 
nem CSU-regierten Bundesland! - als Un- 
schuldiger in diesem UN-Rechts-Staat 
(BRDDR) seine Haftstrafe von über sie- 
ben Monaten antreten. Und sein Verbre- 
chen??? Dieser aufrichtige, charakterfeste, 
mutige und noch nicht total umer- 
zogene CHRIST und Deutsche hat im 
Nachkriegs-Deutschland die WAHRHEIT 
gesagt und geschrieben! Herr Dr. Johannes 
Lerle hat, und dafür gebührt ihm aller 
Respekt und alle Hochachtung, seine 


Stimme für die STUMMEN (im Mutter- 
leib!) - s. Spr. 31,8 !!! - erhoben und den 
MORD an Ungeborenen beim Namen ge- 
nannt. Seine Verantwortung vor GOTT und 
Menschen hat dieser Einzelkämpfer im 
Land der Reformation wahrgenommen und 
die jährliche TÖTUNG von über 300.000 
ungeborenen Kindern im Mutterleib als 
Massen-MORD bezeichnet! 


Und da erdreistet sich eine fremdbestimmte 
Justiz in diesem Land unter eindeutiger 
Verletzung jeglicher RECHTS-Prinzipien, 
einen unschuldigen Menschen, der 
sich nur der WAHRHEIT und nur dem 
RECHT verpflichtet weiß, anzuklagen und 
zu verurteilen?! Einen empörten Aufschrei 
in der Medien-Landschaft (gelenkten Pres- 
se) - auch kirchlichen! - haben wir bis heu- 
te noch nicht vernommen. Uns ist auch 
nicht bekannt, daß irgendwelche evang. 
Kirchenoberen in Deutschland (Bischö- 
fe/Landesbischöfe, _ Präses/Kirchenpräsi- 
denten, Kirchenräte/Oberkirchenräte, Su- 
perintendenten/Landessuperintendenten/ 
Pröpste usw. usf.) eine klare, unmißver- 
ständliche ABLEHNUNG der ABTREI- 
BUNG beschlossen und veröffentlicht ha- 
ben. Warum nicht?! 


In Ihrer Eigenschaft als Ratsvorsitzender 
der EKD ersuche ich Sie als Christ und 
Geistlicher dafür zu sorgen, daß Herr Dr. 
Johannes Lerle unverzüglich aus dem Ge- 
fängnis in Bayreuth/Bayern entlassen und 
rehabilitiert wird. Außerdem kann man 
vom ersten Repräsentanten der Evang. Kir- 
chen in Deutschland erwarten, daß der Fall 
Dr. Johannes Lerle endlich in kirchlichen 
Publikationen zur Sprache kommt. 


Allein aus diesem Grund schreibe ich Ih- 
nen. 


Mit bester Empfehlung 


KULTUR 


PISA 


Mit diesem Wort ist hier nicht die Stadt Pi- 
sa mit ihrem berühmten schiefen Turm 
gemeint, sondern „Pisa“ steht für eine nicht 
minder schiefe Angelegenheit, nämlich das 
unfaßbare Absinken des Bildungsstandes 
deutscher Schüler unter das der meisten 
Entwicklungsländer gemäß der unlängst 
veröffentlichten internationalen Ver- 
gleichsstudie „Program for International 
Student Assessment“. 


Der „INFORMATIONSDIENST DER DEUT- 
SCHEN STUDIENGEMEINSCHAFT (DSG)“ 


berichtet hierüber im März 2002 wie folgt: 


Bildungs- und Wissensnot- 
stand in Deutschland 


Nun haben wir es schriftlich in der Zu- 
sammenfassung auf 5l DIN A4 Seiten. 
Ausführlicher über hunderte von Seiten als 
Buch käuflich erwerbbar. Dank der PISA-- 
Studie wissen wir nun, daß der Bildungs- 
stand deutscher Schüler unter den OECD- 
Durchschnitt abgesunken ist und gerade 
noch vor Ländern wie Lettland, Mexiko 
und Brasilien einzuordnen ist. 


Die Studie untersucht das Bildungsniveau 
in den einzelnen Ländern in den Bereichen 
Lesekompetenz, mathematische und na- 
turwissenschaftliche Grundbildung. Un- 
termauert werden die Untersuchungsergeb- 
nisse durch Analysen der familiären Le- 
bensverhältnisse, der sozialen Schichtung 
und Bildungsbeteiligung, Migration und 
Kompetenzerwerb sowie nicht zuletzt die 
Leistungsunterschiede zwischen verschie- 
denen Schulformen. 


Die Reaktionen auf dieses schlechte Bil- 
dungszeugnis waren einem reinen Stroh- 
feuer vergleichbar, in das alle, die sich da- 
zu berufen fühlten, bis hinauf zum Bun- 
despräsidenten, ihren Kommentar ein- 
brachten und reichlich Nebelkerzen war- 
fen. Verständlich, waren sie doch auch alle 
einem ungeheueren Druck zur Rechtferti- 
gung und Findung von Ausreden ausge- 
setzt. Ehrlicher wäre allerdings gewesen, 
wenn die 68er Bildungspolitiker ihren 
Konkurs angesichts der Tatsache erklärt 
hätten, daß ihnen die Zerstörung eines in 
Jahrhunderten mühsam aufgebauten mu- 
stergültigen Bildungs-systems in knapp 
vierzig Jahren gelungen ist. „Das System 
stinkt vom Kopf her, und der Kopf, das 
sind unsere Schulgesetze und die dafür 
Verantwortlichen“. 


Deren Parole lautet allerdings: „Weiter 
so!“ Nachdem wir das Ziel aus den Augen 
verloren haben, werden wir unsere An- 
strengungen verdoppeln.“ Selbstgefällig 
fordern sie den beschleunigten Ausbau der 
Gesamtschulen, statt zum gegliederten, lei- 
stungsorientierten Schulwesen zurückzu- 
kehren. Nunmehr soll der Bildungsbeginn 
in den Pflichtkindergarten vorverlegt wer- 
den. („DDR, ick hör’ dir trapsen!“) Über al- 
le möglichen Varianten der Schulorganisa- 
tion wird diskutiert, nur nicht über Bil- 
dungsinhalte, Leistungsanforderungen und 
Lehrerkompetenzen. Immerhin gesteht die 
baden-württembergische Kultusministerin 
und derzeitige KMK-Präsidentin Schavan 
ein, daß „‚die Deutschen keine wirklich bil- 
dungsbewußte Gesellschaft sind und sich 
mit Lernen, Leistung und Bildung schwer 


‘ 


tun”. 
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Daß dies das Ergebnis jahrzehntelanger 
verfehlter Gesellschaftspolitik ist, gehört 
offensichtlich nicht mehr zu der Einsicht. 


„Immer mehr Unfähige“ 


Handwerk: Jeder zehnte Schul- 
abgänger zu schwach 


BERLIN (dpa) » In Deutschland sind 
nach Feststellung des Zentralverbandes 
des Deutschen Handwerks (ZDH) 10 
bis 15 Prozent der Schulabgänger nicht 
ausbildungsfähig. „Diese auf man- 
gelnden Kenntnissen im Lesen, Schrei- 
ben und Rechnen basierende Entwick- 
lung ist dramatisch“, erklärte ZDH- 
Präsident Dieter Philipp gestern in 
Karlsruhe. Die schulischen Defizite 
hemmten die Leistungsfähigkeit der Be- 
triebe und damit die Wettbewerbsfähig- 
keit des Standorts Deutschland, warnte 
der ZDH-Präsident auf der Fachtagung 
für Bildungs- und Informationstechno- 
logie „Learntec 2002“. 

In einigen europäischen Nachbarlän- 
dern sind nach Angaben des ZDH- 
Chefs die Eingangsvoraussetzungen zu 
einer Lehre im Handwerk auf Grund der 
schulischen Ausbildung „nachweisbar 
besser“. Das deutsche Handwerk bildet 
rund zwei Drittel der Hauptschulabgän- 
ger aus. 

„Unsere bundesweit rund 860.000 
Handwerksbetriebe mit 6,5 Millionen 
Beschäftigten können auf Dauer nicht 
die Rolle eines Reparaturbetriebes für 
Mängel der schulischen und elterlichen 
Erziehung übernehmen“, sagte Philipp. 
Vor dem Hintergrund der „Pisa“- Studie 
forderte er daher nachhaltige Reformen 
des Schulsystems. 

Nach Angaben des ZDH-Präsidenten 
nutzt mittlerweile die Mehrzahl der 
Mitgliedsbetriebe das „Internet“. 


11.02.2002 Verdener-Aller-Zeitung 


Wenn die Schulordnungen jeden Versuch, 
von den Schülern Leistung zu fordern, 
energisch verhindern, wenn Elternbeiräte, 
die sich um die Erziehung ihrer Kinder in 
den Familien drücken, für alles die Lehrer 
verantwortlich machen und sich jede erzie- 
herische Maßnahme ihrer Zöglinge verbie- 
ten, wenn jedes Schwänzen des Unterrichts 
leichtfertig entschuldig wird, achtzehnjäh- 
rige Schüler sich ihre Entschuldigungen 
selber schreiben, wenn, wenn, usw. usw., ja 
dann darf auch nicht erwartet werden, daß 
in einer „Gesellschaft“ eine vernünftige 
Bildung zustande kommt. 


Wenn Schüler und Studenten nicht mehr 
ihre Talente entwickeln können, weil das 
Bildungssystem dieses nicht erlaubt, dann 
darf man sich nicht wundern, wenn das Ge- 
samtniveau unter Weltniveau sinkt. Wenn 


in den Medien, vorwiegend im Fernsehen, 
eine Gossen- und Fäkaliensprache gepflegt 
wird, darf man sich nicht wundern, daß un- 
ser Volk seine Anerkennung als „Volk der 
Dichter und Denker“ verliert. Die Lese- 
kompetenz deutscher Schüler und Schüle- 
rinnen rangiert im Weltvergleich im unte- 
ren Drittel. Der Verlust der Sprachbeherr- 
schung ist ein untrügliches Merkmal des 
Bildungsverlustes. In der Mathematiklei- 
stung bestätigt uns die Studie eine Position 
weit hinter den anderen europäischen Län- 
dern und unterhalb des Weltdurchschnittes. 
Gleiches gilt für die naturwissenschaft- 
lichen Leistungen. 


Dies alles ist eigentlich nicht neu. Auch 
nicht, daß der Bildungsnotstand schon 
längst nicht mehr auf die Ausbildung in 
den Schulsystemen bis zum Abitur und 
dieses selbst begrenzt ist, sondern längst 
den gesamten Hochschulbereich umfaßt. 
Kein unverdächtigerer als Professor Dr. Pe- 
ter Glotz beantwortet die Frage, ob er als 
„Bildungsflüchtling“ in die Schweiz ge- 
gangen sei: „Nein. Aber mich reizte die 
Qualität. Unter den Top-Universitäten der 
Welt ist derzeit keine deutsche. Einzelne 
Institute können international (noch) mit- 
halten. Aber insgesamt haben wir den An- 
schluß an die Weltspitze verloren“. Die 
FAZ titelt: „Ministerin Bulmahn treibt die 
Privatdozenten aus der Forschung“ und 
fährt fort: „Wer einige Tausend Forscher in 
die Arbeitslosigkeit schickt, muß wissen, 
was er will. ... Sie ... will dynamische For- 
schung, frühe Patentreife, Innovation, mit 
einem Wort - das Neue“. Ebenfalls bekannt 
ist, daß seit Jahren qualifizierte Kräfte ins- 
besondere aus den neuen Technologien ins 
Ausland, vorwiegend nach Amerika, ab- 
wandern, weil sie dort die besseren Bil- 
dungs- und Arbeitsbedingungen finden. 
Die Zerstörung unseres Bildungssystems 
durch jahrzehntelange dilettantische Expe- 
rimente hat die wirtschaftliche Leistungs- 
fähigkeit gemindert und gefährdet unsere 
Zukunft. 
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Auszüge aus 


Mahncke-Brief 


... Es kann doch wirklich nicht angehen, 
daß große deutsche Dichter und Denker der 
älteren Generation, wie Kolbenheyer, Hans 
Grimm, Hermann Claudius, Hermann Bur- 
te, Joseph Weinheber, Gustav Frenssen 
oder Ludwig Thoma, in Vergessenheit ge- 
raten. Erst recht gilt dies natürlich im wei- 
teren Sinne für nachgewachsene Dichter, 
die am Anfang der deutschen Geisteszer- 
störungszeit erst zu wirken beginnen konn- 
ten und nun keinerlei Hilfe und Unterstüt- 
zung finden. Dies bezieht sich keineswegs 
nur auf rein politische Dichtungen. Nicht 
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zuletzt haben deutsche Kinderbücher, deut- 
sche Weihnachtslieder, aber auch viele 
Volkslieder über Jahrhunderte stets eine 
Art Seelenbrunnen für Millionen Deutsche 
dargestellt, aus denen viele in ihrem ge- 
samten Leben immer wieder Kraft schöp- 
fen konnten. 


Wer verschuldete das PISA-Desaster? 


Wie jetzt bekannt geworden ist, sind die 
Leistungen deutscher Schülerinnen und 
Schüler mittlerweile auf einen letzten bis 
drittletzten Punkt abgesunken. Auch die- 
ses Ergebnis war von den alliierten Ver- 
nichtungskriegern geplant. Die deutschen 
Vasallenparteien, insbesondere die SPD, 
bestritten nach 1945, daß eine erbgeprägte 
Begabung und Veranlagung die Grundlage 
bilden muß für die jeweilige Lernfähigkeit 
und Lernrichtung. Ich habe diese Frage in 
meiner UNO-Broschüre ausführlich be- 
handelt (Gegen die unwissenschaftlichen 
Dogmen der UNO, DM 5,-). Insbesondere 
die SPD hat die naturwissenschaftlich voll- 
ständig falsche Behauptung aufgestellt, 
wonach angeblich alle Menschen bei der 
Geburt gleich seien und daß nur die äuße- 
ren Umstände, unter anderem der Geldbeu- 
tel der Eltern, darüber bestimmen, ob einer 
Kanalarbeiter oder Uhniversitätsprofessor 
wird. Diese Falschideologie der Nach- 
kriegszeit hat dann nicht zuletzt mit der 
völlig falschen Gesamtschule bewirkt, daß 
wir heute vor diesem Niederbruch des 
deutschen Bildungssystems stehen. Es gab 
vor langer, noch besserer Zeit den Satz, 
daß der preußische Volksschullehrer den 
Krieg gegen das kriegserklärende Frank- 
reich 1870/71 durch sein vorbildliches Un- 
terrichtssystem gewonnen habe. Zu allem 
Überfluß war mit dem Gesamtschulsystem 
auch noch verbunden, daß die Anregung zu 
endlosem Palaver und Geschwätz, das 
Vermeiden von jeder Art von wirklicher 
Erziehung, auch der Erziehung zu Idealen, 
wie Leistungsbereitschaft und Pflichterfül- 
lung, dann jene Zustände bewirkt hat, die 
im Zusammenhang mit der PISA-Studie 
jetzt als verheerend und grauenhaft sich 
ausgewirkt haben. Da gewisse Mächte frei- 
lich daran interessiert waren, das deutsche 
Volk auch innerlich völlig zu demoralisie- 
ren, auch noch zusätzlich mit der sexuellen 
Revolution, wird es allerhöchste Zeit, daß 
hier energisch gegengesteuert wird. Unter 
den heutigen Weltverhältnissen dürften da- 
bei Völker wie die Japaner oder die Finnen 
zum Vorbild geeignet sein. 


Es gibt leider nicht sehr viele Eltern, 
deren Umgang für ihre Kinder wirk- 


lich ein Segen ist. 
Marie von Ebner-Eschenbach 
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UNSER BEFREIUNGSKAMPF UND DIE DEUTSCHE DICHTKUNST 


vonE.G.Kolbenheyer 


gehalten an deutschen Hochschulen im 
Frühjahr 1932. 


Die Veranlassung meines Vortrages war 
eine Frage, die vor einigen Monaten von 
der Münchner Studentenschaft an acht Ge- 
lehrte und Schriftsteller gerichtet wurde. 
Die Befragten sollten in einer Vortragsrei- 
he Stellung nehmen, und die gestellte Fra- 
ge lautete: Ist die deutsche Kultur am 
Ende? 


Ich war von dieser Fragestellung so er- 
schüttert, daß ich meine Zurückhaltung, 
vor der Öffentlichkeit zu sprechen, aufge- 
geben habe und nun auch zu Ihnen spre- 
che. Denn aus der Frage klang es wie 
Zweifel an unserem innersten Bestande, 
und dieser Zweifel schien von einem be- 
trächtlichen Teil der deutschen Studenten- 
schaft getragen. Von Männern und Frauen 
also, deren Lebensdaten ein einziger, tiefer 
Zug des Glaubens an die Unerschütterlich- 
keit der deutschen Kultur sein muß, wenn 
sie im harten Kampf um unseres Volkes 
Geistes- und Machtbestand das Feld be- 
haupten wollen. 


Und es ist sicher, daß auch hier und nicht 
nur in akademischen Kreisen die gleiche 
quälende Frage aufgeworfen wird: Ist die 
deutsche Kultur am Ende? 


Allein, ich weiß, daß nicht nur Zweifel die- 
sen tiefsten Ausdruck innerster Bedrängnis 
findet, den je ein Kulturvolk zu finden im- 
stande wäre. Dieser Ausdruck innerster 
Bedrängnis kann auch wie ein Ruf an das 
Gewissen derer gerichtet sein, von denen 
man ein ordnendes Wort oder ein wegwei- 
sendes Zeichen aus der Not der Stunde er- 
wartet. Und unsere Zeit ist wahrlich reif 
und schwer geworden, daß auch die Ju- 
gend einem Manne, der schon zurück- 
blicken kann, vor das Gewissen treten darf. 


Nicht als Zweifelsfrage, sondern als Ge- 
wissensfrage habe ich also den Anruf der 
Münchner Studentenschaft aufgenommen. 
Und es ist mir, als hätten auch Sie mir die- 
selbe Frage gestellt und als sollte ich Ihnen 
von der Lebenshaltung eines deutschen 
Schriftstellers her darüber Rede und Ant- 
wort stehen: ob die deutsche Kultur, zu de- 
ren wesentlichstem Bestand die Dichtkunst 
gehört, am Ende sei. 


Die Frage ist eschatologisch; sie rührt an 
letzte Dinge der Menschheit. Frühere, 
nicht allzuweit zurückliegende Jahrhunder- 
te hätten nicht gefragt: Ist die Kultur am 
Ende? Sie hätten die Kirchen gefüllt und 
nicht Vortragssäle und hätten, ihrem trans- 
zendenten Ordnungszuge folgend, vom 
Weltuntergang, d. h. vom letzten göttlichen 
Gerichte gesprochen. 


Ist die deutsche Kultur am Ende, dann ist 
auch Europa und Amerika an das Äußerste 
gelangt, und die weiße Menschheit wird 
dem Einbruche der überquellenden Masse 
aus dem Becken des Orients preisgegeben, 
das unerschöpflich ist. 


Dann wird die ordnende, erdbeherrschen- 
de Leistung unserer Rasse überschwemmt 
und fortgerissen von dem Führungslosen, 
von dem nur auf das Dasein und nicht auf 
Steigerung des Daseins gerichteten, Vege- 
tativen. 


Und das hieße gewiß Untergang der wei- 
Pen Kultur, denn diese ist nur möglich, 
wenn ein Differenzierungszustand der 
Menschheit behauptet wird, der nicht das 
vegetative Dasein allein, sondern auch 
zuchtvoll gesteigertes Dasein ist. 


Unter einer Frage also, die letzte Dinge 
der Menschheit bedeutet, möchte ich zu Ih- 
nen von einem wesentlichen Teil der kultu- 
rellen Volkskraft sprechen, der unerschüt- 
tert erhalten werden kann, wenn wir uns 
seines Lebenswertes bewußt werden und 
bewußt bleiben. 


Ich will zu Ihnen sprechen vom Lebenswert 
der Dichtkunst im Kampf des deutschen 
Volkes um seine und um Europas Befrei- 
ung. 


Da das Thema Einstellungen erfordert, die 
ich nicht ohne weiteres voraussetzen kann, 
scheidet sich mein Vortrag in zwei Haupt- 
teile. 


Erstens: Die Lebenslage des deutschen 
Volkes in diesem Kampfe - das heißt aber, 
weit genug gefaßt: unseres Volkes biologi- 
sche Funktion in einem Anpassungskampfe 
der weißen Menschheit um die neue Le- 
bensform, die in ihrer Gesamtwirkung den 
verschiedenen Lebensmöglichkeiten der 
weißen Völker entsprechen soll. 


Zweitens: Was kann unsere Dichtkunst in 
diesem Kampfe bedeuten, d. h. also: Was 
ist gegenwärtig der Lebenswert der deut- 
schen Dichtkunst? 


Um Mißdeutungen des Begriffs „Anpas- 
sung“ von irgendwelchen anderen Ge- 
sichtspunkten vorzubeugen, will ich bemer- 
ken, daß ich den Begriff rein naturwissen- 
schaftlich fasse. 


Anpassung ist dann zu unterscheiden von 
der Assimilation oder Annäherung, beson- 
ders in der soziologischen Bedeutung die- 
ses Begriffes. Dasselbe gilt hier von den 
Begriffen „Menschheit“ und „mensch- 
lich“, deren hohe Deutsamkeit wir uns 
nicht deshalb verringern lassen wollen, 
weil auch sie mißbraucht werden können. 


Wenn wir uns der hohen biologischen Be- 
deutsamkeit bewußt bleiben wollen, die wir 


für die Welt der Gefühle in Anspruch neh- 


men mußten, so werden wir jetzt auch er- 
messen können, was die Dichtkunst in der 
gegenwärtigen Lebens- und Seelenlage des 
deutschen Volkes bedeutet. 


Die Dichtkunst ist eine Lebensmacht, deren 
heilvoller oder verderblicher Gebrauch 
den Daseinswert unseres Volkes nach dem 
Ausgange dieses mächtigen Anpassungs- 
kampfes der weißen Rasse mitbestimmen 
wird. 


Europa wird nur mit dem deutschen Vol- 
ke leben. Aber wie es leben wird, das wird 
davon abhängen, ob das deutsche Volk sei- 
ne Art behauptet. 


Ein Volk, das seine Dichtkunst mißbraucht, 
sie der Erregung des primitiv Sexuellen 
und primitiv Alimentären zuordnet, nicht 
aber den subtilen Forderungen eines über- 
individuellen Erlebens, die aus der 
Menschheit erst die Kulturmenschheit ge- 
macht haben - ein solches Volk wird auch 
die anderen Bestände seiner Lebensmäch- 
tigkeit verwüstet haben; seine Stimme wird 
in der neuen Anpassungswelt der weißen 
Rasse verloren gehen. 


Wir haben also in der deutschen Dicht- 
kunst ein Lebensgut zu verteidigen, das 
über unser Volk hinauswirkt. 


In den letzten Jahrzehnten war dieses Le- 
bensgut gefährdet und im letzten Jahrzehnt 
äußerst gefährdet. Wir können es als ein 
Zeichen dafür nehmen, daß unser Volk er- 
starkt, da sich hierin ein Umschwung zu 
bereiten beginnt. 


Er muß vom Volke her kommen. Denn 
Kunst muß ein bereites Volk finden. 


Was durch Mißbrauch deutscher Dicht- 
kunst dem Volke an Lebenshilfen verloren 
schien, ist bald wiedergewonnen, wenn die 
Jugend den Lebenswert der Dichtkunst er- 
kannt hat und von den Dichtern die Ver- 
antwortung vor dem Leben fordert. 


Noch müssen wir um die deutsche Dicht- 
kunst kämpfen. Aber wir wollen einmal 
nicht mit leeren Händen vor unserem Volke 
stehen. Wir wollen ihm sagen können: Es 
war eine hohe Zeit, die Zeit dieser Not, und 
das Leben war lebenswert, denn wir durf- 
ten in dieser, unserer Zeit, da wir um die 
Dichtkunst kämpften, für Volk und 
Menschheit kämpfen. 


Jede Schönfärberei bringt Freunde 
Wer die Welt angibt zu kennen 

und nur Schönes weiß zu nennen, 
der ist bei den Menschen angesehen. 
Wer die Welt doch wirklich kennt 
und sein wahres Urteil nennt, 


den läßt gerne man alleine gehen. 
Albert von Labiau 
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PREUSSEN IM GESPRÄCH 


Der Vorschlag des Brandenburger Sozial- 
ministerss Alwin Ziel, das geplante 
Bundesland Berlin-Brandenburg „Preußen“ 
zu nennen, hat einen kleinen Vorteil und 
einen großen Nachteil. 


Der kleine Vorteil ist, daß ein angeblich 
viele Jahre lang verfemter Namen wieder 
im Gespräch ist. 


Der große Nachteil ist, daß der Name 
„Preußen“ dann bundesrepublikanisch 
festgemacht wäre. 


Damit wäre unserem großen Nachbarn 
Rußland die geschichtliche Möglichkeit 
genommen, Preußen in seinen Stammlan- 
den Ost- und Westpreußen, von denen es 
den Namen hat, wieder in seine klassische 
Überlieferung und Aufgabe zu stellen. 


Preußen im Bunde mit Rußland ließe die 
„Konvention von Tauroggen“ in der einen 
oder anderen Weise wiederholen und böte 
Gewähr für eine Wende zu einer eigen- 
ständigen europäischen Politik. 


Ein Bund zwischen dem deutschen und 
dem russischen Reich wäre in der Folge 
vorstellbar. 


Ein Hort des „Militarismus“ und der „Re- 
aktion“ war Preußen in den Augen der alli- 
ierten Siegermächte und deren Lakaien. 


Daß man Preußen, wie der Eckartbote 2 01 
schreibt, so verunglimpfte und geschicht- 
lich falsch darstellte hatte einen einfachen 
Grund: Das Preußentum als Träger von 
Freiheit und Ordnung stand für Werte, 
die Deutschlands Ruhm und Größe mit- 
begründet hatten. 


Prinz Philip von Preußen unterstreicht die- 
sen Tatbestand in seinem Gespräch mit den 
„Lübecker Nachrichten“ vom 2. März 
nachdrücklich. 


Alois Bude ergänzt am 22. März aus Spa- 
nien, daß der Staat Preußen, ausgerufen im 
Jahre 1701 in Königsberg, völkerrechtlich 
so wenig untergehen konnte wie das Deut- 
sche Reich und somit am 17. Juni 1995 
durch zahlreiche Vertriebene aus den Ost- 
gebieten und weitere Reichsdeutsche zu 
Recht als „Freistaat Preußen“ wieder 
handlungsfähig gemacht wurde (s. „DER 
PREUSSE“ Nr. 2/1998). 


Turnvater F. L. Jahn schrieb schon 1808 in 
„Deutsches Volkstum“: „... aber ich ent- 
deckte im preußischen Staat eine Triebkraft 
zur Vollkommung und einstigen Vollen- 
dung. Er war mit der Kern vom zersplitter- 
ten Deutschland, der jüngste, schnellwüch- 
sige Schößling aus der alten Reichswurzel, 
der, da das Alte einmal unaufhaltsam ver- 
ging, als Überleber und Indienststeller des 
greisen Hauptstammes emporzustreben 
schien. Das Heil eines jeden Volkes kann 
nur aus ihm selbst kommen“. 


Wie ein Freund Preußens 1992 feststellte, 
liegt die große Aufgabe Preußens in der 
Tat darin, dem Reich zu dienen. 


Ein „Staat im Staate‘ ist nicht seine Auf- 
gabe und schon gar nicht ein preußischer 
Separatismus. Eine „Vierte Baltenrepublik 
Preußen“ könnte ein zwar entscheidend 
wichtiges, aber nur befristetes, zweckdien- 
liches Zwischenspiel sein. 


Preußen war folgerichtig im Deutschen 
Reich als Reichsland aufgegangen und 
wird dies, so sich die Geschichte mit Hilfe 
Rußlands wiederholen läßt, als geistiges 
Kernland wieder tun. 
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Preußische Facetten: 
Rheinromantik und Antike 


Zeugnisse des Wirkens Friedrich Wil- 
helms IV. an Mittelrhein und Mosel. 


Rheinland-Pfalz zeichnet sich als Kul- 
turraum durch die Fülle an historisch 
bedeutsamen Baudenkmälern aus - mit- 
telalterliche Burgen und Römerbauten 
prägen das Erscheinungsbild des Bun- 
deslandes. Die Bauten des römischen 
Trier wurden in die Welterbeliste der 
UNESCO aufgenommen. Für die Kul- 
turlandschaft Mittelrheintal läuft ge- 
genwärtig ein entsprechender Antrag. 


Wenig bekannt ist, daß das heutige Er- 
scheinungsbild dieser Bauwerke dem 
19. Jh. zu verdanken ist. Besonders der 
künstlerisch hochbegabte preußische 
König Friedrich Wilhelm IV. (1795 - 
1861) förderte bereits als Kronprinz 
nachhaltig und mit erheblichem finanzi- 
ellen Aufwand die Erhaltung und den 
Wiederaufbau der antiken und mittelal- 
terlichen Bauwerke in der preußischen 
Rheinprovinz. 


Dem Rhein kam bereits im 19. Jahrhun- 
dert. eine besondere Bedeutung zu. Mit 
ihm verband sich eine romantische Be- 
wegung, die mehr als nur eine Verklä- 
rung des Mittelalters war. Im Zuge der 
langjährigen Auseinandersetzungen mit 
Frankreich wurde der Fluß für die Deut- 
schen zum nationalen Symbol. 


Kronprinz Friedrich Wilhelm lernte das 
Rheinland bereits 1813 auf einem Feld- 
zug gegen Napoleon kennen und war 
von der Landschaft und den Bauwerken 
fasziniert. Er ging gleichsam in der 
zeitgenössischen Rheinromantik auf. 
Seine Vorliebe für das Mittelalter und 
die Antike steht in enger Beziehung zu 
seinem Herrschaftsverständnis, das sich 
völlig unzeitgemäß am mittelalterlichen 
Gottesgnadentum orientierte. Diese 
Vorstellung findet sich in seiner Bautä- 
tigkeit gespiegelt. Damit stellen die 
Bauwerke mehr als nur Zeugnisse der 
Antike und des Mittelalters dar - sie 
sind zudem Ausdruck früher denkmal- 
pflegerischer Ansätze und herrschaftli- 
chen Repräsentationsbedürfnisses des 
19. Jahrhunderts. 
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ÖSTDEUTSCHES 


Gebiete, die nach dem I. und II. Welt- 
krieg unter Bruch des Selbstbestim- 
mungsrechtes abgetreten wurden 


Eine „Preußische 
Treuhand GmbH“ wirbt 
um Aktionäre. 


von Alois Bude 


Vor etwa einem Jahr wurde eine „Preußi- 
sche Treuhand GmbH und KG’ auf Aktien“ 
gegründet, welche als „Selbsthilfeorganisa- 
tion der Vertriebenen“ die Eigentumsan- 
sprüche Vertriebener sichern und als be- 
vollmächtigte Vertretung treuhänderisch 
für Vertriebene oder deren Erben rechtlich 
tätig werden will. Dadurch könne verhin- 
dert werden, daß eine Restitution bereits 
deshalb scheitere, weil keine Anspruchsin- 
haber auftreten, heißt es im „Ostpreußen- 
blatt“ Folge 46 vom 17. November 2001. 
Wie weiter mitgeteilt wird, seien an dieser 
„Preußischen Treuhand“ die Landsmann- 
schaft Ostpreußen und die Landsmann- 
schaft Schlesien mit je 50 Prozent beteiligt. 


Was die „Preußische Treuhand“ nun ver- 
sucht, das hatten die seit 1969 bestehende 
GEMEINSCHAFT OSTDEUTSCHER 
GRUNDEIGENTÜMER (GWG) und die 
mit ihr verbundene NOTVERWALTUNG 
DES DEUTSCHEN OSTENS (NDW) 
schon vor 30 Jahren unter Führung des 
1973 verstorbenen Legationsrates a.D. 
Rechtsanwalt Dr. G. Hoffmann-Günther 
mit der Erfassung der jeweiligen Ansprü- 
che der vertriebenen Grundeigentümer be- 
gonnen. (siehe 1. GOG-Manifest). Dieses 
Unternehmen scheiterte jedoch am Wider- 
stand der damaligen Funktionäre des BDV 
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und der Landsmannschaften, welche den 
Aktivisten von GOG und NDO die Legiti- 
mation absprachen und jede Unterstützung 


verweigerten. Das ist leider bis heute so 
geblieben! 


Um so erstaunlicher ist nun das Auftreten 
zweier Landsmannschaften als Aktionäre 
bei der jetzt auftretenden „Preußischen 
Treuhand GmbH und KG a.A“. Späte Ein- 
sicht, kann man dazu nur sagen mit der 
Hoffnung verbunden, daß das von dieser 
„Treuhand“ jetzt in Angriff genommene 
Vorhaben noch gelingen möge. Allerdings 
sieht diese Aktion leider aus wie eine (spä- 
te) „Flucht nach vorn“, zur Beruhigung des 
wohl schlechten Gewissen wegen der Ver- 
weigerung vor 30 Jahren. Sollte diese 
„Preußische Treuhand“ nun scheitern 
(womit wegen des großen Zeitablaufes ge- 
rechnet werden muß), dann mögen sich die 
Vertriebenen bei denen bedanken, welche 
30 Jahre (ab 1970) in ihrer Verweigerungs- 
haltung verharrten, den Vertreiberstaaten in 
die Hände arbeiteten und damit ihren 
Schicksalsgefährten in den Rücken fielen! 


Wenn nun die „Preußische Treuhand“ dazu 
aufruft, das Kapital für eine wirksame Ar- 
beit schnell aufzubringen (die kleinste Be- 
teiligung ist der Erwerb einer Aktie von 
100 DM (= 50 Euro) zuzüglich einer ein- 
maligen Bearbeitungsgebühr, so ist dies zu 
begrüßen, weil nichts unversucht bleiben 
darf, um das Grundeigentum der vertriebe- 
nen Deutschen in den Vertreibungsgebieten 
zu sichern und deren Herausgabe bzw. eine 
angemessene Entschädigung hierfür zu 
fordern. Dies ist eigentlich die Pflicht der 
Bundesregierung, welche wegen ihrer jah- 
relangen beharrlichen Weigerung längst 
schadensersatzpflichtig wurde. Und wohl 
aus „Staatsraison“ wagen es deutsche Ge- 
richte nicht, hierbei den Vertriebenen bei- 
zustehen. 


Wenn es überhaupt noch eine Chance für 
die deutschen Vertriebenen gibt, sich bei 
internationalen Gremien Gehör zu ver- 
schaffen, dann greift nur noch eine neue, 
stichhaltige Argumentation dahingehend, 
daß die entschädigungslose Enteignung der 
vertriebenen Deutschen verbotene KON- 
FISKATION und deren Vertreibung 
VÖLKERMORD (Genocid) war! 


Die Preußische Treuhandgesellschaft soll 
nicht nur für die Ostpreußen tätig werden, 
sondern auch für die Vertriebenen aus den 
anderen preußischen Provinzen, wie West- 
preußen, Schlesien, Pommern usw. (ein- 
schließlich Danzig). Die Preußische Treu- 
hand ist mehr als ein Verein, der die Inter- 
essen nur allgemein vertreten kann. Nach 
dem Modell der „Jewish Claims Conferen- 
ce“ soll sie die individuellen Ansprüche 
konkret geltend machen und ggf. auch 
wirtschaftlich wahrnehmen können. 

Sitz: Osloer Straße 86, 53117 Bonn 


Damit führen die Landsmannschaften Ost- 
preußen und Schlesien genau das durch, 
was der „Freistaat Preußen“ seit seiner 
Gründung - allerdings erst mit Wiederge- 
winnung der Ostgebiete - unter gleichem 
Namen plant. 


„Das Recht aller Völker und Staaten, 
ihr Schicksal frei zu bestimmen und ih- 
re Beziehungen zueinander auf der 
Grundlage des Völkerrechts souverän 
zu gestalten, muß sichergestellt wer- 


den. 
Der Vorrang des Völkerrechts in der 
inneren und internationalen Politik muß 
gewährleistet werden.“ 

Michail Gorbatschow 


Vertrieben 


Wenn Du die Sonne noch siehst, 
grüsse die Heimat, 
die wir mehr als das leben geliebt 
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Wie Ostdeutsche zum 
Narren gehalten werden 


Deutsche Stimme für Berlin und Bran- 
denburg 


Gelegentlich wenden sich Ostdeutsche hil- 
fesuchend an die NPD, wenn sich BRD- 
Behörden bei der Neuausstellung eines 
Personalausweises oder Reisepasses bzw. 
bei Sterbeurkunden weigern, den Geburts- 
ort jenseits von Oder und Neiße korrekt in 
Deutsch anzugeben. Deshalb dazu im Fol- 
genden einige Anmerkungen: 

Manchmal reicht der energische Protest der 
Betroffenen, um die Beamten zum Einlen- 
ken zu bewegen. Immer öfter jedoch behar- 
ren insbesondere in Nordrhein-Westfalen 
Behörden auf polnische Orts- und Kreis- 
namen, wenn z. B. der Geburtsort in Hin- 
terpommern liegt. Bis zum Amtsgericht 
sind einige Betroffene gegangen; und 
selbst dort beharren die Beamten auf ihrer 
falschen Auffassung: Sie gehen davon aus, 
daß „in der heutigen Zeit dem größten Teil 
der Bevölkerung bei deutschen Ortsnamen 
eine Zuordnung zum heute zugehörigen 


Staat schwerfällt bzw. mißlingt. Diese also 
„fürsorglich“ für den angeblich unwissen- 
den Bürger vorgenommene „Zuordnung“ 
ist rechtsirrig. 

Es ist nicht die Aufgabe von 
Urkundsbeamten, sich um die politisch- 
geographische Bildung der Bürger zu 
kümmern und in politisch-,korrekter“ Ver- 
blendung einen vor 80 Jahren in Tilsit Ge- 
borenen nach seinem Tode dank des 
russifizierten Geburtsortes nachträglich 
zum Sowjetmenschen zu machen. 
Außerdem berufen sich einige Standesbe- 
amte gern auf eine entsprechende „Dienst- 
anweisung“, die dem Bürger vorzulegen sie 
sich dann allerdings weigern. Tatsächlich 
sagt die Dienstanweisung für Standesbeam- 
te vom 23.11.1987 ($ 60, Abs.2) nur aus, 
daß bei der Bezeichnung von Orten außer- 
halb der BRD, sofern eine nähere Kenn- 
zeichnung nicht ausreicht, daneben der 
Staat zu vermerken ist. In Abs. 3 ist aber 
festgehalten, daß bei Orten, die umbe- 
nannt wurden, „der Name in der zur Zeit 
des Eintritts des damaligen Personen- 
standsfalles amtlich festgelegten Schreib- 
weise anzugeben ist.“ Dies gilt analog na- 
türlich auch für Länder- u. Staatsbezeich- 
nungen. 

Damit ist klar: Der Versuch, ostdeutsche 
Ortsnamen in Paß- oder Sterbeurkunden zu 
russifizieren oder zu polonisieren, ist ille- 
gal. Wenn gerade Menschen in Trauerfäl- 
len solche Rechtsverweigerung zugemutet 
wird, ist die Dienstaufsichtsbeschwerde die 
angemessene Antwort. 


+ + + + + + 


Durch Grundgesetz- 
manipulation zum Verzicht 


- Das Bundesverfassungsgerichts-Urteil 
vom 31. Juli 1973 wurde mißachtet - 


von Alois Bude 


Am 31. Juli 1973 verkündete das Bundes- 
verfassungsgericht ein aufsehenerregendes- 
und für die deutsche Politik wegweisendes 
Urteil, wie die Wiedervereinigung „Ge- 
samtdeutschlands“, also des fortexistieren- 
den Deutschen Reiches, zu vollziehen ist. 
Mit „Wiedervereinigung war bzw. sind 
nicht etwa nur die Vereinigung der seit 
1949 auf dem Territorium des Deutschen 
Reiches bestehende Bundesrepublik 
Deutschland und Deutsche Demokratische 
Republik gemeint gewesen, sondern „Ge- 
samtdeutschland“, das Deutsche Reich in 
den Mindestgrenzen vom 31. Dezember 
1937. Daß dies so ist, geht aus dem Wort- 
laut der ausführlichen Urteilsbegründung 
unzweideutig hervor. (Zitat): „Wir haben 
von der im Grundgesetz vorausgesetz- 
ten, in ihm „verankerten“ Existenz Ge- 
samtdeutschlands mit einem deutschen 
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(Gesamt-)Staatsvolk und einer (gesamt-) 
deutschen Staatsgewalt auszugehen ...“ 
Eindringlich hat das Bundesverfassungsge- 
richt die deutschen Politiker darauf hinge- 
wiesen, „daß die Verfassung verbietet, 
daß die Bundesrepublik auf einen 
Rechtstitel (eine Rechtsposition) aus dem 
Grundgesetz verzichtet, mittels dessen 
sie in Richtung auf Verwirklichung der 
Wiedervereinigung und der Selbstbe- 
stimmung wirken kann, oder einen mit 
dem Grundgesetz unvereinbaren 
Rechtstitel schafft, oder sich an der Be- 
gründung eines solchen Rechtstitels be- 
teiligt, der ihr bei ihrem Streben nach 
diesem Ziel entgegengehalten werden 
kann. 

Es ist ein Unterschied, ob man - solange 
daraus nicht die Gefahr der Verwirkung 
des Rechtstitels erwächst - politisch von 
einem Rechtstitel keinen Gebrauch macht 
oder ihn derzeit oder für absehbare Zeit 
nicht als politisches Instrument für taug- 
lich hält, sich also damit abfindet, daß mit 
ihm kein politischer Erfolg erzielt werden 
kann, oder ob man auf ihn im Rechtssinn 
verzichtet. Man kann sich in diesem Sin- 
ne also politisch mit Realitäten abfinden. 
Das Grundgesetz verlangt aber, daß in- 
soweit kein in ihm begründeter Rechtsti- 
tel preisgegeben wird, der jetzt oder späte 
ein Argument zur Förderung des Bestre- 
bens nach Wiedervereinigung bieten 
kann.“ 

s... Wenn heute von der „deutschen Nati- 
on“ gesprochen wird, die eine Klammer für 
Gesamtdeutschland sei, so ist dagegen 
nichts einzuwenden, wenn darunter auch 
ein Synonym für das ‚deutsche Staatsvolk’ 
verstanden wird, an jener Rechtsposition 
also festgehalten wird, und nur aus politi- 
schen Rücksichten eine andere Formel 
verwandt wird. Versteckte sich dagegen 
hinter dieser neuen Formel ‚deutsche Nati- 
on’ nur noch der Begriff einer im Bewußt- 
sein der Bevölkerung vorhandenen Sprach- 
und Kultureinheit, dann wäre das rechtlich 
die Aufgabe einer unverzichtbaren Rechts- 
position. Letzteres stünde im Widerspruch 
zum Gebot der Wiedervereinigung als Ziel, 
das von der Bundesregierung mit allen er- 
laubten Mitteln anzustreben ist ...“ 

Und was geschah in Wirklichkeit? Beson- 
ders „kluge“ Zeitgenossen behaupten, daß 
das deutsche Staatsvolk mit der Vertrei- 
bung der Ost- und Sudetendeutschen jetzt 
auf dem Gebiete West- und Mitteldeutsch- 
lands lebe. Darum sei die Wiedervereini- 
gung auf jene Teile Deutschlands zu be- 
schränken gewesen, in welchen das (nun- 
mehr zusammengepferchte - die Redakti- 
on) „deutsche Staatsvolk“ lebe. Das 
Selbstbestimmungsrecht des deutschen 
Staatsvolkes und die völkermörderische 
Austreibung der Ost- und Sudetendeut- 
schen wurde einfach vom Tisch gefegt. 
Dieses Wiedervereinigungsgebot, welches 
den politischen Staatsorganen die Rechts- 


pflicht auferlegte, die Einheit Gesamt- 
deutschlands in freier Selbstbestimmung zu 
vollenden, wurde von pflichtvergessenen 
„Staatsorganen“ kaltschnäuzig aus dem 
Grundgesetz entfernt um der Rechtspflicht 
zu entgehen. Gesamtdeutschland in den 
Mindestgrenzen vom 31.12.1937 wieder- 
zuvereinigen- und die vertriebenen Lands- 
leute nicht in die Vertreibungsgebiete zu- 
rückführen zu müssen! Den Vertriebenen- 
verbänden und Landsmannschaften, welche 
weiterhin im Sinne des Urteilsspruches des 
Bundesverfassungsgerichtes die Wieder- 
vereinigung Gesamtdeutschlands in den 
Grenzen von 1937 forderten, wurden vom 
damaligen Bundesfinanzminister Theo 
Weigel (CSU) mit dem Entzug der Ge- 
meinnützigkeit bedroht. Mit dieser Nöti- 
gung wurden Vertriebenenverbände und 
Landsmannschaften zu entsprechenden 
Satzungsänderungen gezwungen und damit 
in die finanzielle Abhängigkeit vom Staat- 
und somit „unschädlich“ gemacht! Eines 
unserer prominentesten Opfer dieser Ver- 
ratspolitik ist der jetzt zum Rücktritt ge- 
zwungene Thüringer BdV-Chef Dr. Paul 
Latussek! Daran zu erinnern ist im Wahl- 
jahr 2002 dringend erforderlich, damit die 
Vertriebenen dieses Mal „richtig“ wählen. 
Wahltag ist Zahltag! 
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Ostdeutscher Literaturkreis e. V 
Zur Kronsbek 10, 24214 Lindhöft 


Benesch Dekrete 


Soeben hat das tschechische Parlament ein- 
stimmig beschlossen, daß die als „Benesch- 
Dekrete“ bekannten Vertreibungs- und Ent- 
rechtungserlasse „unanzweifelbar, unan- 
tastbar und unveränderbar“ sind. Die 
Tschechen wollen diese Unrechtsdekrete 
sogar im EU-Beitrittsvertrag bekräftigt 
wissen. Entsprechendes gilt auch für Polen. 
Und die deutsche Reaktion angesichts die- 
ser Ungeheuerlichkeit? Ebenso lahme wie 
wirkungslose Proteste der Landsmann- 
schaften. Und die Bundesregierung be- 
hauptet wahrheitswidrig, daß diese Un- 
rechtsdekrete heute keine juristische Wir- 
kung mehr haben. 
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Offener Brief 


von WolfgangDünkel 


Betrifft: Auslieferung ostdeutscher Kir- 
chenbücher an Polen 


Sehr geehrter Herr Archivdirektor! 


Durch den einen Artikel aus dem Ostpreu- 


ßenblatt vom 20.04.2002 wurde ich auf- 
merksam auf einen Vorgang, der - abgese- 
hen von rechtlichen und kulturellen Be- 
denken - verheerende Auswirkungen auf 
genealogischem Gebiet hat. 


Als Familienforscher weiß ich nur zu gut, 
wie mühsam und kostspielig es ist, an die 
Dokumentunterlagen der eigenen Vorfah- 
ren in einem fremdsprachigen und feind- 
lich gesonnenem Staat heranzukommen. 
(Sudetenschlesien/Tschechei). 


Nachdem die Polen die deutsche Bevölke- 
rung, deren Vorfahren in den in Frage ste- 
henden 3.361 Kirchenbüchern dokumen- 
tiert sind, vertrieben hat und die Geschichte 
des Deutschen Ostens und seiner Men- 
schen seit 1848 verfälscht und leugnet, ist 
es unsittlich, die letzten noch vorhandenen 
Original-Dokumente den Vertreibern ohne 
Not auszuliefern! Es ist keine Rückgabe, 
denn die Menschen, zu denen diese Doku- 
mente gehören, sind als Deutsche hier in 
der BRD! 


Mit ihrem Verhalten rechtfertigt die Katho- 
lische Bischofskonferenz ja nachdrück- 
lichst Bismarcks Kampf um die Zivilehe 
und, die staatliche Personenstandsbeurkun- 
dung. Als wenn er geahnt hätte, welch 
schlechter Sachwalter die katholische Kir- 
che für die Belange unseres Volkes in die- 
ser Zeit sein würde ... 


Ich fordere Sie bzw. die Deutsche Katholi- 
sche Bischofskonferenz auf, den polni- 
schen Diözesen nur die Duplikate der Kir- 
chenbücher zur Verfügung zu stellen und 
die Originale weiterhin treuhänderisch hier 
zu verwalten oder an das Bundes-Archiv 
abzugeben. 


Mit gebührender Hochachtung verbleibe 
ich * 

F ? j / E D . 
hr. Lüunhil 


In „Königsberg: Denkmal 
für einen Mörder“ 
von Klaus R. Woche 


Was soll eigentlich das Gefasel von „, Völ- 
kerverständigung und Frieden“, wenn sich 
unsere ehemaligen Gegner taktlos und ver- 
letzend über die Gefühle der Angehörigen 
von Kriegsopfern hinwegsetzen. 

Da wurde dem ehemaligen Kommandanten 
des sowjetischen U-Bootes „S-13“, Alex- 
ander Marinesko, für seinen „heldenhaften 
Mut“ bei der Versenkung des deutschen 
Flüchtlingsschiffes „Wilhelm Gustloff“ in 
Königsberg ein Denkmal gesetzt. Diesem 
feigen Angriff auf ein wehrloses 
Flüchtlingsschiff fielen 5.348 (tatsächlich 
über 9.000) Menschen, darunter Frauen, 
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und Verwundete, zum Opfer. Die Russen 
können die nationalen Verdienste Mari- 
neskos mit den höchsten Orden posthum 
ehren, dagegen haben wir nichts einzuwen- 
den, aber diesem Mann auf deutschem Bo- 
den ein Denkmal zu errichten, beweist 
Rücksichtslosigkeit gegenüber den Opfern. 
Es grenzt allerdings an Perfidie, wenn man 
erfährt, daß die Errichtung des Denkmals 
einzig und allein durch Spenden einiger 
Königsberger Firmen möglich war, die sich 
wiederum gerne mit Geld aus Deutschland 
unterstützen lassen. 


Aus Anzeiger der Notverwaltung des Deutschen Ostens im Deut- 
schen Reich. 24361 Gr. Wittensee, Heft 2/2002 


Putins Antwort 
aus Ostpreußenblatt v. 13.04.02 - Folge 15 


Wladimir Putin, Präsident der Russischen 
Föderation, hat im Rahmen einer Fernseh- 
sendung Fragen von Bürgern beantwortet, 
die im Studio anrufen konnten. Auf die 
Frage des Königsberger Studenten Nikolaj 
Selnskij, ob es stimme, daß man auf das 
Königsberger Gebiet als Gegenleistung für 
einen Schuldenerlaß verzichten wolle, ant- 
wortete der Staatschef: „Nein, solche Fra- 
ge steht nicht auf der Tagesordnung. 
Rußland hat nie beabsichtigt, das Gebiet 
Kaliningrad aus der Russischen Födera- 
tion zu lösen, und es wird diese Frage 
auch künftig nicht in Betracht ziehen. 
Allen, denen so etwas als Wunsch vor- 
schwebt, möchte ich einfach einen Vogel 
zeigen, werde es aber mit Rücksicht auf 
gute Sitten lieber lassen.“ 


Hohe Inflation 


Im Königsberger Gebiet sind letztes Jahr 
die Preise um 21% und die Löhne um 
21,7% gestiegen. In Rußland standen einer 
Inflationsrate von 18,6% Lohnerhöhungen 
von 23,5% gegenüber. Die Angaben stam- 
men von staatlichen russischen Stellen. 


Die Natur ging selbst 
gegen illegalen Bernstein- 
schmuggel vor 


aus Königsberger Express 1/2002 


Eine der Gruben des Bernstein-Kombinats 
bei Jantarnyj (Palmnicken) wurde bei den 
letzten Stürmen überflutet. In der Nähe der 
Grube bauten Einheimische das Meeres- 
gold illegal ab. 


Das Meer hat sich den Platz der einstigen 
Bernsteingrube zurückgeholt und so etwa 
100 Tonnen des begehrten Steines unter 
sich begraben. Die Leitung des Kombinats 
hatte sämtliche technischen Gerätschaften 
vorsorglich an ungefährdete Stellen ge- 
bracht. Jetzt werden Bagger und Techniken 
zur zweiten Bernsteingrube gefahren. Die 


Beschäftigten werden zum Teil behalten, 
die anderen müssen entlassen werden und 
ergänzen die Reihen der Arbeitslosen. 


Das Überfluten der Bernsteingrube kam 
aber nicht unerwartet: Der Damm war nicht 
stark genug und eigentlich war es nur eine 
Frage der Zeit, daß er den Flutwellen nicht 
mehr standhalten konnte. 


Besonders folgenschwer ist dieses Ereignis 
für Bernsteinsucher, die den Bernstein ille- 
gal gewinnen und ihn an Schmuggler wei- 
ter verkaufen. Und so tief im Wasser kön- 


nen sie nicht mehr arbeiten. 


Foto 1. S.: So hat die Bernsteingrube 
noch vor kurzem ausgesehen. 
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FREISTAAT PREUSSEN 


Preußische Landeshymne 


Ich bin ein Preuße! Kennt ihr meine Farben? 
Die Fahne weht mir schwarz und weiß voran. 
Daß für die Freiheit meine Väter starben, 
das deuten - merkt es - meine Farben an. 


Nie werd’ ich bang verzagen! 

Wie jene will ich’s wagen! 

Sei’s trüber Tag, sei’s heitrer Sonnenschein: 
Ich bin ein Preuße, will ein Preuße sein! 


Worte: Bernhard Thiersch (1794 - 1855) 
Weise: August-Heinrich Neithardt (1793 - 1861) 


STAATSRATSSITZUNG 


Auf seiner Staatsratssitzung vom 8. bis 
zum 10. März in Homburg/Saar beschloß 
der Staatsrat, die Worte „Ich bin ein Preu- 


ße..." von Bernhard Thiersch in der Weise 


von August-Heinrisch Neithardt (s. Kasten) 
der Landesversammlung als preußische 
Nationalhymne zur Annahme vorzulegen. 


Den gleichen Beschluß faßte er hinsichtlich 
des nachstehend abgebildeten Staatswap- 
pens. 


Die nächste Landesversammlung wird um 
den 17. Juni im Großraum Berlin stattfin- 
den mit Neuwahlen der Verfassungsorga- 
ne. 


Auf der gleichen Sitzung wurde Dieter 
Müller zum Staatsrat für Post- und Fern- 
meldewesen ernannt und Andreas Marhau- 
er zum Staatssekretär für Sicherheit und 
Ordnung. 
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OSTLANDREISE 2002 


Der Freistaat Preußen hat, wie angekün- 
digt, in der Zeit vom 2. bis zum 9. April 
2002 auf vielseitigen Wunsch seine Grup- 
penreise mit Staatsbürgern und Freunden in 
den noch immer fremdverwalteten deut- 
schen Osten durchgeführt. 


Ziel waren vornehmlich die preußischen 
Provinzen, so West- und Ostpreußen, das 
Memelland und Posen, wo sich Polen, 
Russen und Litauer in der Fortsetzung des 
Zweiten Weltkrieges üben und das Völker- 
recht vergewaltigen. 


Lichtbid Dr. R. Hennig 
- die verfallenden Ställe von Trakehnen - 


Schneidemühl, Marien- und Frauenburg, 
Königsberg, Trakehnen, Rauschen, die ku- 
rische Nehrung, Memel, Heydekrug, Tau- 
roggen, Allenstein, Thorn und Posen waren 
die Schwerpunkte, wo immer möglich mit 
regem Austausch mit den verbliebenen 
Landsleuten. 


Die ausgewählte, kenntnisreiche Gruppe 
nahm reichlich Gelegenheit, alte Verbin- 
dungen zu pflegen und neue zu knüpfen, 
nicht nur mit Landsleuten, sondern nicht 
zuletzt mit Russen in Königsberg. 
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Neben einer eindrucksvollen Stadtführung 
durch unseren Freund Andrej Levtchenkov 
kam es zu einem wichtigen Gespräch mit 
Juri Nuschtajew, der als in Königsberg ge- 
borener Russe an der preußischen Überlie- 
ferung anknüpft und auf dieser Ebene den 
Freistaat Preußen im Königsberger Gebiet 
errichten möchte. 


Für beide Seiten war dies die erste persön- 
liche Begegnung und für unsere preußisch- 
deutsche Seite eine Offenbarung, mit der 
wir auf der russischen Seite bis dahin nicht 
zu rechnen gewagt hatten. 


Hier eröffnen sich zahlreiche erfreuliche 
Möglichkeiten. 


Zu weiteten HÖ'hepunkten zählten neben 
der Nehrung mit der Vogelwarte von Rosit- 
ten der Besuch des militärischen Sperrge- 
bietes der Rossiter Heide unter freundlicher 
russischer Begleitung, der Besuch des 
Denkmals der Konvention von Tauroggen 
über das erfolgreiche preußisch-russische 
Zusammenwirken gegen Napoleon und die 
Stadtbesuche von Allenstein und Thorn. 


Die Fahrt geriet durch zahlreiche Beiträge 
der Teilnehmer zu einer wahren Fortbil- 
dungsreise. 


Angesichts anhaltender Nachfrage sieht der 
Freistaat Preußen eine weitere Reise vor, 
voraussichtlich im September 2003. 


Heydelrug 


„Blaues Haff und bunte Wiesen, 
Krähenwald und Weidenstrauch, 
Seid gegrüßt und seid gepriesen, 
Heimatstadt, du, sei es auch! 


Wo ein Krug auf brauner Heide 
Einst den lieben Namen trug, 

Stehst du nun im neuen Kleide - 
wachs’ und blühe, Heydekrug!“ 


Herrmann Sudermann 


LESERBRIEFE > 
zu 1+2/2002 


Sehr geehrte Herren, 


unlängst erhielt ich, keineswegs zufällig, 
zwei Probeexemplare Ihrer Zeitschrift, de- 
ren Lektüre mich sofort überzeugt hat. 


Gar nicht einmal die interessanten Informa- 
tionen, von denen man sicher nie genug 
haben kann, vielmehr das Niveau Ihrer 
Verarbeitung und Kommentierung. 


Bitte weiter so, und zählen Sie mich künf- 
tig zu Ihren Dauerbeziehern. 


Sehr erfreulich, daß diese Zeitung aus den 
Alt-Bundesländern kommt, es ist ein hoff- 
nungsvolles Zeichen. 


Bemühen Sie sich um Wiedererweckung 
und Stärkung des deutschen Gemein- 


schaftsgeistes, um es einmal so auszudrük- 
ken, unabhängig von Herkunft und Lebens- 
lauf unserer Landsleute 


Dr. Hans Peter Reinecker, Berlin 


Ich möchte Ihnen zur letzten Ausgabe von 
„DER PREUSSE“ gratulieren. 

Diese Schrift ist wieder einmal eine wahre 
Fundgrube und hat sehr zu meiner Erbau- 
ung beigetragen. 


Klaus Kaping, Hamburg 


Ich erhielt gerade den letzten „Preußen“, 
der wiedereinmal beladen ist mit hochin- 
teressantem Material. 

Die nächsten Tage werde ich ihn Zeile um 
Zeile genießen, allein schon auf Grund der 
Freude, etwas lesen zu können, was noch 
von Deutschen geschrieben wurde, die 
nicht an „Stiefel-leck-eifer-Erkrankung“ 
leiden. 


Rainer Daehnhardt, Portugal 
Endlich habe ich es geschafft, den 


„PREUSSEN“ von März/April 02 durchzu- 
lesen: Sehr informativ, aber zu lang. 


Günter Poser, Konteradmiral a.D.,. Bonn 


Der „Preuße“ ist wieder hochinteressant, 
vielseitig und informierend, den ich, wie 
die anderen zuvor, fast ungeduldig erwarte. 
Ich danke Ihnen und Ihren treuen Helfern 
für diese mutigen und aufklärenden Artikel 
darin. 


Jutta Dobrileit, Bad Pyrmont 


Der neue Preuße (2002) ist aus meiner 
Sicht sehr vielseitig und sehr bedeutsam. 
Ich wünschte, Zeitschriften wie die 
DEUTSCHE STIMME oder NATION 
EUROPA gewönnen das gleiche Tiefen- 
und Breitenniveau 


Heinz Mahncke, Tellingstedt 


Vielen Dank für die Sendung „Der Preuße“ 
März/April 2002. Die Beiträge sind, wie 
immer, sehr interessant. 


Die Netzpräsentation könnte aber mehr Sti- 
lisierung vertragen. Preußens Farben 
SCHWARZ-WEISS-ROT für die Hanse- 
städte. Die graue Indexseite wirkt schlecht. 
Der Freistaat sollte Handel mit preußischen 
Fahnen, Wappen, Karten, Literatur usw. or- 
ganisieren. 


Man sollte sich aber doch mehr auf das Re- 
stitutionsprojekt im Gebiet des nordöstli- 
chen Ostpreußens konzentrieren. Wie wäre 
es, wenn man sich am Vorbild des Zionis- 
mus orientiert? Ich beziehe mich hier auf 
den ersten Zionistenkongreß 1867. In Basel 
wurde damals die Begründung einer 
„Weltorganisation“ beschlossen und eine 
jüdische Kolonialbank und ein jüdischer 
Nationalfond begründet. Der Anspruch des 


Zionismus, Weltorganisation sein zu wollen, 
war psychologisch klug. 


Planen, organisieren und koordinieren wir 
also eine „Weltorganisation“ zur Restitution 
des Staates Preußen, berufen wir den ersten 
preußischen Volkskongreß in Königsberg 
ein. 

Die Gründung einer Preußischen Staatsbank 
und eines Preußischen Nationalfonds kön- 
nen anläßlich des Kongresses beschlossen 
werden. 


K. 1. Deckert, Kiel 


Nachruf A 


Wie wir erst jetzt erfahren, ist unser 
Mitstreiter Martin Spanehl (geboren 
am 12. November 1934 in Marien- 
burg/Westpreußen), bereits am 22. 
Dezember vergangenen Jahres plötzlich 
und unerwartet verstorben. 


Martin Spanehl hat - vor allem in seinen 


letzten Jahren schöpfend aus der Fülle 
seiner Lebenserfahrung - zahlreiche 
Aufsätze über deutsche Belange mit 
grundsätzlichen Betrachtungen, nicht 
zuletzt über den deutschen Osten, ver- 
faßt. 


Er hat hiermit auch unseren „Preußen“ 
bereichert. Wir werden ihn auch in Zu- 
kunft zu Wort kommen lassen. 


Alexander Lebed A 


Einen schweren, kaum zu ersetzenden 
Verlust erlitt Rußland und damit auch 
der Freistaat Preußen. 


Am 28. April stürzte Alexander Lebed, 
Afghanistanveteran, russischer Präsi- 
dentschaftskandidat und Gebietschef 
von Kransnojarsk, mit einem Hub- 
schrauber tödlich ab. 


Y am 20. April 1950 in Novotscher- 
kassk, galt der als Haudegen bekannte 
ehemalige General als enger Freund des 
amtierenden russischen Präsidenten 
Vladimir Putin und als „Mann für’s 
Grobe“, wenn es galt, für Ordnung im 
russischen Haus zu sorgen. 


So hat er „seine“ Paten in Krasnojarsk 
im Wege eines militärischen Hand- 
streichs ausgeräuchert. Auch stand er in 
seinem riesigen sibirischen Verwal- 
tungsbezirk für eine vorbildliche, ge- 
mischte zivil-militärische Gebietsver- 
waltung. 


Nach Lage der Dinge ist ein Anschlag 
nicht auszuschließen als dringlichste 
Warnung an Putin, sich nicht den Wün- 
schen der Globalisten zu widersetzen. 


Diesen aber Einhalt zu gebieten ist das 
gemeinsame russich-preußische Anlie- 
gen. 
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Alain de Benoist, bekannt als Vor- 
denker der Neue Rechte, gibt in seinem 
Buch ‚Schöne vernetzte Welt“ eine Antwort 
auf die „Globalisierung“. 


Er greift damit den Stoff der Zeit auf und 
stellt sich der Herausforderung schlecht- 
hin. In zwölf nachdenklichen Aufsätzen ge- 
lingt ihm dies so trefflich, daß sein neues 
Buch in die Reihe jener zu stellen ist, die 
man gelesen haben muß. 


Zwar überrascht, wenn er festhält, die 
„Globalisierung“ könne nicht als Ergebnis 
einer Verschwörung gedeutet werden und 
wenige Seiten später schreibt: „Diejenigen, 
die sie steuern, sind neue außerstaatliche 
... Akteure («global players»), die nur dar- 
auf aus sind, ihre Gewinne zu maximie- 
ren... " und seine Ansicht namens der 
„nouvelle droite", Abtreibung sei rechtens, 
bedarf tatsächlich des Widerspruchs, doch 
die großen Linien sind in sich stimmig und 
vermitteln den Ansatz zur Wende. 


Der Gegenentwurf geht von der Erkenntnis 
aus, daß der Globalismus dem Kapitalis- 
mus seine internationale Berufung ... gibt 
und daß dieser „von Anfang an nomadisch 
ist" und kommt folgerichtig auf die Ge- 
meinschaft als Gegengewicht zur Gesell- 
schaft, beschwört die Schicksalsgemein- 
schaft von Mensch und Natur, fordert die 
Entmarktung der Welt und dafür die 
Selbstversorgung, also Autarkie, und setzt 
das Subsidaritätsprinzip als Gegengewicht 
gegen Weltdiktatur. 


Lediglich dort, wo er der „Rechten“ eine 
reaktive Position zuweist und die „Grünen“ 
für fähig hält, die Dinge zu bewegen, un- 
terschätzt er die erstere: bereits der deut- 
sche Nationalsozialismus stand für die 
Volksgemeinschaft und war führend im 
Umweltschutz. 


Nach Benoist lautet die Antwort auf die 
„Globalisierung“: global denken, lokal 
handeln. Dann besteht Hoffnung, daß die 
vernetzte Welt auch schön ist. 
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Nach Redaktionsschluß 


30. April: Israel verweigert der UNO- 
Untersuchungskommission den Zugang 
zum völlig zerstörten palästinensischen 
Flüchtlingslager Dschenin. 


Was, um alles auf der Welt, haben die 
Israelis dort angerichtet ? 


Von einem Massaker sprechen die Palästi- 
nenser, von Hunderten von Toten. 


Von völlig katastrophalen Verhältnissen 


spricht Jessica Barry, die Delegierte vom 
Internationalen Komitees des Roten Kreu- 
zes vor Ort, von einem nicht hinnehmbaren 
Ausmaß der Zerstörung und von unzulässi- 
ger Kollektivstrafe. 


Für was, um alles auf der Welt, halten 
sich die Juden in Israel eigentlich? 


Palästina gehört rechtens den Palästinen- 
sern. Die Juden sind die Eindringlinge und 
Landräuber. 


Wenn sich schon junge Mädchen für die 
Heimat opfern müssen - wie schlimm steht 
es dann um das Volk? 


Eu Bet 


Selbstmordattentäterin Ajat: Freundlich 
und lustig 29.03.2002 


Die Lehren von 
Dschenin 


von Michael Wiesberg JF 20/02 


Der verstorbene israelische Ministerpräsi- 
dent Menachem Begin höchstselbst hielt in 
seinen Memoiren stolz fest, daß das Mas- 
saker von Deir Yasin an 254 palästinensi- 
schen Männern, Frauen und Kindern im 
April 1948 vor allem dem Zweck diente, in 
ganz Palästina Massenterror und Massen- 
flucht auszulösen. Ob die Vorgänge in dem 
palästinensischen Flüchtlingslager Dsche- 
nin einen ähnlichen Zweck verfolgten, wis- 
sen wir nicht. Wir wissen aber, daß in die- 
sem Lager viele palästinensische Zivilisten 
ums Leben gebracht worden sind. Die 
Menschenrechtsorganisation Human Rights 
Watch fand bei Ermittlungen in Dschenin 
Beweise für Kriegsverbrechen des israeli- 
schen Militärs. 


Die von UN-Generalsekretär Kofi Annan 
einberufene Kommission, die die Massa- 


ker-Vorwürfe gegen die israelische Armee 
untersuchen sollte, wurde nun aufgelöst. 
Der Grund: israelischer Widerstand. Israels 
Ministerpräsident Scharon wollte eine ihm 
genehme Kommission, die irgendwann die 
„passenden" Ergebnisse präsentiert. Kon- 
sequenzen seitens der „Völkergemein- 
schaft" braucht Israel indes nicht zu be- 
fürchten, womit es der arabischen Welt 
einmal mehr demonstrierte, daß der Staat 
offensichtlich Sonderrechte genießt. Isla- 
mische Extremisten werden diese Lektion 
in ihrem Sinne zu deuten wissen. Denn die 
„internationale Gemeinschaft“ hat einmal 
mehr den Eindruck erweckt, nicht mehr als 
eine Veranstaltung zur Durchsetzung israe- 
lisch-amerikanischer Interessen zu sein. 
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Mahnke-Brief 


Sowjetunion, Israel, Katyn 
und Dschenin 


im Mai 2002 


Als 1943 deutsche Truppen im Walde von 
Katyn Massengräber von Polen entdeckten 
und öffentlich gesagt wurde, diese polni- 
schen Offiziere seien Opfer eines sowjet- 
russischkommunistischen Massenmordes, 
log die sowjetrussische Führung unter Sta- 
lin sofort: Die wahren Täter seien Deutsche 
gewesen. Ein polnischer Antrag, das Rote 
Kreuz als Untersuchungskommission ein- 
zusetzen, wurde von der Sowjetunion auf 
eine ähnlich bösartig-niederträchtige Weise 
verhindert, wie es heute die Juden in Israel 
in bezug auf die internationale Untersu- 
chungskommission um die Greueltaten in 
Dschenin unternehmen. So wie damals die 
Wahrheit nicht auf die Dauer mit solchen 
machtpolitischen Tricks verschleiert wer- 
den konnte, so wird auch den Juden in Is- 
rael unter dem Kriegsverbrecher Scharon 
dies nicht gelingen. Es ist nur bemerkens- 
wert, daß Wahrheitsleugner in allen Berei- 
chen, um sich zu retten, zu schärfsten Re- 
pressionen gegenüber gewissen Behaup- 
tungen, in Deutschland auch zu dem $ 130 
greifen, um eine Lüge festzuschreiben. Be- 
kanntlich hat die Sowjetunion eines Tages 
den Polen gegenüber zugegeben, daß es 
eben doch zu dem Massenmord in Katyn 
gekommen ist, weil Stalin dies befahl. 


Auch Herrn Scharon wird es eines Tages 
nicht anders ergehen. 


. er 92 +++ 


AMERIKANISCHE 
VERHÄLTNISSE 


von Heinz Drenger 


Ist der amerikanische Weg für viele Deut- 
sche ein Weg des Fortschritts, ein Weg in 
den Wohlstand und ein Weg in die Sicher- 


Fortsetzung auf Seite 31 


Seite 30 
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heit? Man übernahm den „way of life“ der 
US-Amerikaner und fühlte sich dabei wohl. 


Sowohl die jetzige Bundesregierung wie die 
möglicherweise kommende „bürgerliche“ 
gehen diesen Weg und es ist niemand da, 
der sich dem entgegenstellt. 


Jetzt sind wir sogar dabei, das US-amerika- 
nische Wahltheater zur Präsidentenwahl zu 
übernehmen, indem wir unsere zwei Kanz- 
lerkandidaten in einem Gespräch gegen- 
überstellen - wie in den USA. 


Der Amoklauf von Erfurt mit seinen 17 To- 
ten läßt aufhorchen. Wir fragen uns: Warum 
konnte dies geschehen? 


Die Antwort dazu ist eigentlich einfach: 
Noch nie hat es einen Staat gegeben, der 
seine Jugend so allein gelassen hat, wie die- 
ser. 


Noch nie haben sich die Parteien so weit 
vom deutschen Volk entfernt, wie jetzt - und 
noch nie wurde so viel Politik gegen den 
Willen des deutschen Volkes gemacht, wie 
heute. 


Die deutsche Jugend hat in diesem Staat 
keine Zukunftsaussichten. Wohlstand und 
Laufbahn allein genügen nicht, um Lebens- 
inhalt zu sein. Die Liebe zum Volk wird 
verlacht und ist verpönt. Diesem Staat zu 
dienen ist keine Aufgabe mehr für die jun- 
ge Generation. 


Was hat die „Gesellschaft“, die zwischen 
Volk und Bevölkerung nicht mehr unter- 
scheiden kann, dem entgegenzustellen? Be- 
stechlichkeit in den Parteien, das Anwach- 
sen des Verbrechertums, die Verleumdung 
einer ganzen Generation („Soldaten sind 
Mörder“) und das systematische „mit der 
Lüge leben müssen“. 


Junge Menschen brauchen Ehrlichkeit, Lei- 
stungsbewußtsein und Bedeutsamkeit. Einer 
Staatsbürokratie sind sie nicht gewachsen 
und bleiben auf der Strecke. 


Darüber sollten sich die Politiker Gedanken 
machen, bevor sie an den Gräbern der Opfer 
weinen. 


SCHWARZER FREITAG 


von Klaus Getzin 


Aus Erfurt erfährt die geschockte Nation - 
sie als US-Enklave noch eine ist -, daß dort 
ein ehemaliger Schüler eines Gymnasiums, 
19 Jahre alt, 17 Menschen umgebracht hat. 14 
der Toten sind Lehrer. 


Amok. Einfach so aus Wut. Das heißt aber 
auch, er hat genau so gehandelt, wie es die- 
sem Volk - und zwar täglich! - in dieser ent- 
sprechend ausgerichteten und scheinheiligen 
„Gesellschaft“ in den Medien nur als Spaß 
(„fun“) dargeboten wird. 


Wundert sich da wirklich jemand? Nun 
aber: „betroffen“ sind sie alle! 


ja schon einmal ausrechnen, wann sie selbst 


Auf die Füße kommt unsere Welt erst wieder, 
wenn sie sich beibringen läßt, daß ihr Heil 
nicht in Maßnahmen, sondern in Gesinnun- 
gen besteht. NEUE GESINNUNGEN! So 
mahnte uns der Urwaldarzt und Geistliche 
AlbertSchweitzer (1875 - 1965) nach 
einem vorbildlichen Leben. 


Diese sich doch so überlegen gebenden Bür- 
ger aller Schattierungen, besonders die „Polit- 
Clique“, die angeblich diesen Staat als Ver- 
treter des „Souverän“ - gemeint ist das deut- 
sche Volk - vertreten soll. 


In den wichtigen Dingen haben sie das Volk 
allerdings nicht befragt. 
Es ist dringend an der Zeit, darüber nachzu- 


Da wurde „europäisiert‘“ = Maastricht, „glo- 
p FR denken. 


balisiert‘‘ - weiß Gott, wo überall, die Deut- 
sche Mark „wegmanipuliert“ - weil u.a. der 
Herr Mitterand - ein Freund des Herm Dr. 
Kohl - es so wollte. Nun sind sie, die Herren 
„Volksvertreter“, gerade dabei, die Einwan- 
derung zu „steuern“. Für uns bedauerlich, da 
sie dies nur in ihrem Sinne tun. 


Ihre „Politik“ - oder was sie dafür hielten - 
bewirkte, daß die Geburtenrate unseres Vol- 
kes unter den Selbsterhalt fiel. 


ANZEIGEN 


Selbstdarstellung der Initiative 
>Recht auf Wahrheit< 


In zunehmenden Maße muß man feststel- 
len, daß sich der Wähler in Deutschland 
durch die Politiker nicht mehr vertreten 
fühlt. Dies kennzeichnet in erster Linie das 
immer größer werdende Potential der 
Nichtwähler und droht, unsere Demokratie 
in eine gefährliche Schieflage zu bringen. 
Der politische Raum zur Entfaltung von 
Extremismus wird damit immer größer. 

Dem vorerst gesellschaftspolitisch entge- 
genzuwirken, hat sich vor einem Viertel- 
jahr die Initiative „Recht auf Wahrheit“ in 
Bremen zur Aufgabe gestellt. Ihre Zielset- 
zung besteht in erster Linie darin, ein Fo- 
rum von tatkräftigen Bürgern aller Genera- 
tionen zu begründen. Diese sollten durch 
ausschließlich ideellen Einsatz bereit sein, 
die politischen Hintergründe in unserem 
Land aufzudecken und soweit wie möglich 
zu verbreiten. Als Grundlage hierzu hat die 
Initiative „Recht auf Wahrheit“ ein The- 
senpapier erarbeitet, welches getrennt in 
einer Schrift erläutert wird. Wem die Zu- 
kunft unseres Landes am Herzen liegt, for- 
dert die entsprechenden Unterlagen an, bei 
der Initiative „Recht auf Wahrheit“, 
Postfach 102302, 28023 Bremen. 


Spezial- 5 
Reinigungs- und Pflegemittel für: 


Unsere „Pisa“-Geschädigten können es sich 


wieder zu Hacke und Schippe greifen müs- 
sen, um ihr Land (wenn es noch ihres ist) zu 
bestellen. 


Was bisher die Wissenschaft in und für 
Deutschland leistete, das wird jetzt aus dem 
Ausland „reimportiert“, nachdem die „Intelli- 
genz“ auswanderte. 


Und was so mit Kind und Kegel einwandert, 
ist größtenteils sozialhilfebedürftig, was zu 
beweisen nicht schwer ist: 40 % sind arbeits- 
los, der Rest leistungsschwach. 


Sachsen-Anhalt hätte die Möglichkeit für ei- 
nen Neuanfang geboten. Aber nein: Die 
Wähler entschieden sich für die alten Zöpfe, 
die den Staat zu dem gemacht haben, was er 
heute darstellt: ein Stück Anarchie. 


Folglich stellen wir täglich fest: Hemmungs- 
lose Gewinnsucht, gewerbsmäßige Käuflich- 
keit, Herrschaftslosigkeit durch unbeirrt dar- 
gestellte Gewaltbereitschaft, Verlotterung 
von Anstand und Sitte durch ausufernde Por- 
nographie sowie - nicht zuletzt - staatlich be- 
günstigte (angeb- 
lich nicht krank- 
hafte) Homose- 
xualität, ausufern- 
des  Verbrecher- 
tum und Scham- 
losigkeiten (,„love- 
parade‘) aller Art. 


Der staatliche 
„Jugendschutz“ 
ist da doch wohl 
nur noch ein 
Witz. Der küm- 
mert sich gegen- 
wärtig doch viel 
mehr um den 
Schutz der jewei- 
ligen politischen 
Klassen, indem 
er unliebsame Äußerungen gegen sie auf's | Werben auch Sie für den Freistaat Preu- 
Korn nimmt, als um den Schutz der ihm | ßen und die Zeitschrift „Der Preuße“. 
anvertrauten Jugend. 


- weitere Einzelheiten gerne auf Anfrage! - 
Für Eilbestellungen : Tel. und Fax (0511) 84 13 46 


Naturwarenversand Helmut Usche, 30519 Hannover, Vor der Seelhorst 94 c N 
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Bezugs-Bestellausschnitt 


Hiermit bestelle ich die Zeitung „DER PREUSSE" zunächst auf ein Jahr. 
Der Bezug verlängert sich um ein weiteres Jahr, wenn er nicht binnen einer Frist von sechs Wochen auf das Ende des Bestellzeit- 


raumes gekündigt wird. 


Die Zeitung erscheint zweimonatlich, also sechsmal im Jahr. 
Der Bezugspreis beträgt bei dieser Erscheinungsweise Euro 15,- im Jahr einschließlich Versandgebühr im Eurobereich - Einzel- 


preis Euro 2,50. 


Den Preis für Auslandbezug bitten wir gesondert abzufragen. 
Schüler, Studenten, Lehrlinge, Wehrdienstleistende, Arbeitslose und Rentner zahlen nur die Hälfte. 

Der Jahrespreis ist für das folgende Jahr im voraus zu zahlen, und zwar durch Überweisung auf das Konto 46614 bei der 
Kreissparkasse Verden (BLZ 291 526 70) unter „Dr. Hennig - Freistaat Preußen“. 


Im Falle höherer Gewalt besteht kein Anspruch auf Lieferung der Zeitung. Die Bezugsgebühr können wir in diesem Fall nicht erstat- 


Orbl BDatunt2r m. 1E Bra a Unterschiede ann 


Wir empfehlen einen Dauerauftrag bei Ihrer Bank. 


Organisation: 


Helmut Usche 
Vor der Seelhorst 94 c 
30519 Hannover 


Tel./Fax: 05311/841346 


- bar/Scheck/Briefmarken - 


Sie erhalten ausführliche Unterlagen gegen € 10,00 


- kein gewerbliches Unternehmen - alle Mitarbeit ıst ehrenamtlich - | 
- Nachdruck nicht nur erlaubt, sondern erwünscht - | in ee 


;kreis, die es uns ermögli- 
| chen, neue Leser vornehm- 
|lich in Mitteldeutschland 
| und unter der Jugend anzu- 
| sprechen und dort für 
| Preußen und das Deutsche 
| Reich zu werben. 


| Da wir den „Preußen“ viel- 
fach kostenlos in Ost- 
: deutschland verteilen und 
| auch weltweit unsere Aus- 
|landdeutschen einbinden, 
| bitten wir um Verständnis, 
| wenn wir auch weiterhin 
| auf Ihre Großzügigkeit set- 
| zen. 


A AMIAA BZTG 


„DER PREUSSE“ wird diesmal - bei un- 
verändert zweimonatlicher Erscheinungs- 
weise - als umfangreichere Doppelnummer 
3/4 ausgeliefert. 


Um Sie aber gleichwohl gleichmäßig un- 
terrichten zu können, kommt diese Ausga- 
be etwas später zu Ihnen, nämlich in der 
zweiten Maihälfte und die Folgenummer 5 
bereits wieder im August. 


Wie Sie den Leserbriefen entnehmen kön- 
nen, aber auch zahlreichen mündlichen Be- 
kundungen, darf sich „DER PREUSSE“ 
eines zunehmenden Zuspruchs und eines 
aufwachsenden Bekanntheitsgrades erfreu- 
en. 


Dies verdankt die Schriftleitung nicht zu- 
letzt großzügigen Spenden aus dem Leser- 


VERANSTALTUNGEN 


Am 8. Juni 2002 findet in Leipzig eine 
Protestdemonstration gegen die „Anti- 
Wehrmachtsausstellung“ statt. 
Veranstalter: NPD. 

Treffpunkt: 12 Uhr vor dem Völker- 
schlachtdenkmal. 


Vom 28. - 30. Juni findet ein wirtschaftpo- 
litisches Seminar über „Großraum gegen 
Universalismus- die geopolitischen Her- 
ausforderungen im Zeitalter der Globali- 
sierung“ statt. 

Veranstalter: Deutsche Akademie, Postfach 
2129, D-67609 Kaiserslautern; Fernsprech- 
Nr . + Fernablichtung: 0631-16378. 


Vom 13. - 14. Juli im Nordschwarzwald 
findet ein Demographie-/Genetik-Seminar 
statt über: „Wie erfüllen wir den Generati- 


onsvertrag. 
Veranstalter: Reinhard Welker, Diplom- 
physiker und Umweltinformatiker, 


Fischerweg 12, D-76307 Karlsbad, 
Fernsprech-Nr. 07202-936186; Fernablich- 
tung 07202-405023. 


Einladung zum Vortrag von 


Dr. Lothar Viehöfer, Kiel 
Projektleiter „Ost-West-Integration“ (OWI) 


Rußlanddeutsche dort - Rußlanddeut- 
sche hier: Erfahrungen und Reflexionen 


Freitag, den 14. Juni 2002, 19:00 Uhr, 
Rendsburg, Hotel „Roseneck“, Ostland- 
straße I, (Ecke Schleswiger Chaussee, Bus 
5,6 oder 7 vom ZOB). 
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